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O 10.1

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-2/0M002 Birgermeister- und Presseamt 13/159/2017

Aktiv-Card 2016
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

[I. Sachbericht

Fir das Jahr 2016 wurden knapp 950 Aktiv-Cards an rund 670 ehrenamtliche Gruppen verteilt. Die
Vergunstigungen galten dariber hinaus auch wieder fur die rund 370 Inhaber der Jugendleitercard
(Juleica).

Im Jahr 2016 mussten etwas Uber 29.500,00 € fur die Aktiv-Card aufgebracht werden.

Das vom Stadtrat fir das Ehrenamt zur Verfiigung gestellte Gesamtbudget betragt 30.000 €/Jahr.
Weitere Aktivitaten, wie z. B. die alljahrliche Veranstaltung des Ehrenamts im Markgrafentheater,
waren vom Restbetrag nicht mehr vollstandig finanzierbar und mussten deshalb vom Gesamtbudget
Amt 13 mitgetragen werden.

Die finanzielle Entwicklung fiir 2017 bleibt abzuwarten.

Abrechnung Aktiv-Card 2016:

Einrichtung Nutzer 2016 Betrag 2016  Nutzer 2015 Betrag 2015

ESTW/Ro6thelheimbad, Jan.-Okt. a

2,00 € (seit Mai 2015) 5971  11.942,00 € 601  11.839,20€
EETOVX Rothelheimbad Nov.-Dez. 853  1.706,00 € 917 1.834,00 €
ESZ’T()VX @?Slfima;’;gféiom' 873  1.746,00 € 866 1.630,80 €
£500 ’2?2”8{‘;’;’1 d. Nov--Dez. 266 532,00 € 322 644,00 €
ESTW/Freibad West - -— -
o Keitrororerbo 90 375,40 € 204 233835¢€
g?z%léugstpalais 23 46,00 € 17 3400 €
A oo plothek 488 3.904,00 € 423 3.38400€
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44/Theater 532 6.452,50 € 351 3.953,50 €

45/Stadtmuseum

2200€ 35 70,00 € 27 54,00 €
ASB 31 510,00 € 27 485,00 €
gVe 141 2.295,50 € 78 1.444,00 €
Gesamt 9.303  29.579,40 € 9.423 27.640,85 €
Minderung/Erhéhung der Ausga- 1.938,55 € 1.827.15 €

ben im Vergleich zum Vorjahr

Ruckmeldungen der Ehrenamtlichen und Fazit:

Die Ruckmeldungen der ehrenamtlichen Nutzerinnen und Nutzer der Aktiv-Card gegeniiber dem
Burgermeister- und Presseamt und auch gegeniiber den beteiligten Bereichen waren gréf3tenteils
positiv. Die Erlanger Ehrenamtlichen schatzen die Aktiv-Card als anerkennende Geste der Stadt
Erlangen fur ihr Engagement. Jedoch berichte u. a. der gVe e. V. von einzelnen Beschwerden, da die
Aktiv-Card nur zum Einzeleintritt berechtige. Davon seien vor allem Gruppen von gemeinsam ehren-
amtlich Aktiven betroffen.

Derzeit wird die Einfihrung der Bayerischen Ehrenamtskarte im Runden Tisch Ehrenamt erneut
diskutiert.

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 10.2

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-3/FTB Birgermeister- und Presseamt 13/160/2017

Bericht der Antidiskriminierungsberatungsstelle
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Mit dem Beschluss des HFPA vom 22.07.2015 wurde im Rahmen der Neuschaffung des Buros fur
Chancengleichheit und Vielfalt der Aufbau einer Antidiskriminierungsberatungsstelle beschlossen.
Der Ausschuss hat darum gebeten, nach einem Jahr einen Sachbericht zur Frequentierung und
Tatigkeit der Antidiskriminierungsberatung vorzulegen.

1. Beratung

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verbietet Benachteiligungen im Arbeits-
recht und im Zivilrecht, soweit sie an eines der sechs folgenden personenbezogenen
Merkmale ankniipfen: Ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion und Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter und sexuelle Identitat. Die Antidiskriminierungsberatung arbeitet in allen
Fallen konfliktmoderierend, das heif3t, die vorgebrachten Schilderungen werden, soweit
machbar, auf ihren Wahrheitsgehalt Uberprift und in gemeinsamen Gespréachen mit den
Konfliktparteien wird nach Lésungsmdglichkeiten gesucht. Dabei zeigt sich, dass es den
beschwerdefiihrenden Personen in der Regel nicht um einen Rechtsstreit geht, sondern um
eine Anerkennung ihrer Befindlichkeit und eine mogliche Einsicht fir den verletzenden
Sachverhalt beim jeweiligen Gegenuber.

Im Zeitraum 1.1.2016 — 31.12.2016 sind insgesamt 12 direkte Anfragen bzw. Falle an die
neu geschaffene Antidiskriminierungsberatung herangetragen worden, in keinem dieser
Féalle ist daraus eine juristische Auseinandersetzung hervorgegangen. Von den personen-
bezogenen Merkmalen wurden bei den 12 Fallen bis auf die Benachteiligung aus Alters-
grinden alle Themenfelder berthrt, am haufigsten mit insgesamt vier Fallen waren Anfra-
gen/Fallschilderungen zum Themenbereich Behinderung. Hierbei ging es sowohl um inklu-
sive Angebotsstrukturen als auch um barrierefreie Zugange zu Veranstaltungen. Anonym
vorgebrachte Beschwerden in Bezug auf die Diskriminierung von Fliichtlingen z.B. beim
Hallenbadbesuch konnten durch die Uberprifung nicht bestatigt werden.

Neben den im AGG genannten Merkmalen sind auch noch weitere Anfragen an die Antidis-
kriminierungsberatung herangetragen worden, diese bezogen sich auf die Themenfelder
»S0ziale Diskriminierung“, ,Mobbing aufgrund von Kérpermerkmalen“ sowie anonyme ras-
sistische Schmierereien im Stadtgebiet.
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2. Pravention

Neben den konkreten Beratungsfallen ist die Antidiskriminierungsberatung laut Aufga-
bendefinition offen fur alle, die sich im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit engagieren
wollen und die fachliche Beratung/Vernetzung im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit
suchen. So organisiert die Antidiskriminierungsberatung im Rahmen der Praventionsarbeit
Veranstaltungsreihen wie die ,Internationalen Wochen gegen Rassismus” (jahrlich im Marz)
oder die ,Black History Weeks* (jahrlich im Oktober) und beteiligt sich Gesamtkontext des
Buros fur Chancengleichheit und Vielfalt an der Gestaltung des deutschen ,Diversity-Tag".
Daruber hinaus steht die Antidiskriminierungsberatung in engem Austausch mit den mitt-
lerweile 11 Erlanger ,Schulen ohne Rassismus” (SOR-Schulen) und unterstiitzt BM3 bei
den regionalen und tUberregionalen Kontakten im Bereich der Anti-Rassismus-Arbeit
(ECCAR, Allianz gegen Rechtsextremismus in der Metropolregion, Aktion Courage, Demo-
kratie leben). Gemeinsam mit der Inklusionsstelle arbeitet sie im Jahr 2017 am Thema ,bar-
rierefreie Kommunikation®.

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 10.3

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13 Birgermeister- und Presseamt 13/161/2017
Bearbeitungsstand der Fraktionsantrage

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Il. Sachbericht
Die als Anlage beigefiigte Ubersicht zeigt den Bearbeitungsstand der Fraktionsantrage im Zustan-
digkeitsbereich HFPA zum 09.03.2017 auf; sie enthalt die Informationen der Referats- und Amts-
bereiche, fur die der HFPA zusténdiger Fachausschuss ist.

Anlagen: Ubersicht 03/2017

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 10.3

Bearbeitungsstand der Fraktionsantrage

Zustandigkeitsbereich HFPA

Stand: 9. Marz 2017

Antrag Datum Antragsteller/in Betreff Zustandig Status
- Fraktion/Partei
040/2015 | 11.3.2015 | CSU Ehrungsantrag Ref. 1/52 In den Altestenrat 2016 vertagt
OBM/13
177/2016 | 29.112016 | Frau Lender- Bewegter Stadtrat Ref. In Bearbeitung
Cassens; OBM/13
Frau Egelseer-
Threk
020/2017 | 13.02.2017 | ODP Barrierefreiheit in der Erlanger Stadtverwaltung Ref. Die ziffern 1,2 und 4 wurden bereits in der
und bei Wahlen: Leichte Sprache und barriere- OBM/13 Stadtratssitzung vom 23.02.2017 behan-
freie Zugange delt. Die Ziffer 3 ist momentan in Bearbei-
tung.
259/2014 | 04.11.2014 | SPD Imagewerbung fur die Stadt Erlangen durch Rad- | Ref. II/ETM | In Bearbeitung
lertrikot mit Erlangen-Logo und Schriftzug
087/2016 | 10.08.2016 | SPD/FDP Campus Berufliche Bildung: Alternative Finanzie- | 11/20 mit In Bearbeitung
rungskonzepte prufen Vi/24
021/2017 | 13.02.2017 | SPD/Grine Liste | Leihfahrrader I/ETM Behandlung voraussichtlich im April 2017
088/2016 | 23.08.2016 | Erlanger Linke Informationsfreiheitssatzung — Recht auf Einsicht | Ref. 111/30 Befindet sich derzeit in der Abstimmung
in stadtische Unterlangen zwischen Ref. 1l und OBM; Behandlung in
den Gremien im 1. Quartal 2017
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O 11

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[I/BTM Beteiligungsmanagement BTM/001/2017

Zusammenschluss der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und der
Kreissparkasse Hochstadt a.d. Aisch
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

22.03.2017 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Sparkasse Erlangen, Landratsamt Erlangen-Hdchstadt, Stadt Herzogenaurach

. Antrag

Der Stadtrat billigt folgende Beschlisse des Zweckverbands Stadt- und Kreissparkasse Erlangen:

1. Der Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen als Trager der Stadt- und Kreisspar-
kasse Erlangen billigt den diesem Beschluss beigefugten Entwurf eines Vereinigungsvertrags
samt seinen Anlagen 1 (Zweckverbandssatzung) und 2 (Sparkassensatzung) und beschlief3t,
- dass sich die Kreissparkasse Hdochstadt a.d. Aisch gemaf Art. 16 SpkG mit der Stadt- und

Kreissparkasse Erlangen zum 1. Juli 2017 vereinigt (Vereinigungszeitpunkt). Rickwirken-
der Zeitpunkt der Verschmelzung im Innenverhéltnis gemaf Art. 16 Abs. 1 Satz 2 zweiter
Halbsatz SpkG ist der Ablauf des 31. Dezember 2016.

- dass die Zweckverbandssatzung gemafR Art. 44 KommZG geandert wird und zum Vereini-
gungszeitpunkt die sich aus der Anlage 1 des Vereinigungsvertrags ergebende Fassung
erhalt und

- dass der Neufassung der Satzung der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen laut Anlage 2
des Vereinigungsvertrags gemaf Art. 21 Abs. 2 SpkG zugestimmt wird.

2. Der Entwurf des Vereinigungsvertrags mit seinen Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil dieses
Beschlusses.

Der Vollzug dieses Beschlusses steht unter dem Vorbehalt, dass der Verwaltungsrat der Stadt-
und Kreissparkasse Erlangen und die zustandigen Gremien der Kreissparkasse HOchstadt a.d.
Aisch und ihres Tragers ebenfalls die erforderlichen Beschliisse fassen.

. Begriindung

Voraussetzung des Zusammenschlusses der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und der Kreis-
sparkasse Hochstadt a.d. Aisch ist, dass sowohl die Verwaltungsrate der beiden Sparkassen als
auch ihre Trager (Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und Landkreis Erlangen-
Hochstadt) der Fusion zustimmen.

Gegentiber den Verwaltungsraten der Sparkasse Erlangen hat der Stadtrat kein Weisungsrecht.
Nach Art. 33 Abs. 2 KommZG hat er jedoch die Mdglichkeit, seine Verbandsrate anzuweisen, wie
sie in der Verbandsversammlung des Zweckverbands Stadt- und Kreissparkasse Erlangen abzu-
stimmen haben.

Sinn und Zweck des Zusammenschlusses der Sparkassen

- angesichts der Zukunftsaufgaben der im Landkreis Erlangen-Hochstadt und der kreisfreien
Stadt Erlangen beheimateten Sparkassen ist ein Bundeln ihrer Kréafte der Erfullung ihrer Auf-
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gaben forderlich.

Ziel ist es die kundennahe Versorgung der Blrgerinnen und Birger, der heimischen Wirt-
schaft, des Handwerks, des Handels, der freien Berufe, der Landwirtschaft und der Industrie
mit geld- und finanzwirtschaftlichen Leistungen auch in Zukunft mit 6rtlich verwurzelten Spar-
kasseneinrichtungen und Schwerpunkten in Erlangen, Hochstadt und Herzogenaurach ent-
sprechend ihrer bisherigen Bedeutung und Marktdurchdringung nachhaltig zu festigen.

Es besteht die Absicht mégliche Rationalisierungs- und Ertragspotenziale auszuschépfen und
die Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der Sparkasseninstitute nachhaltig zu starken und
den offentlichen Sparkassenauftrag weiterhin in kommunaler Verantwortung zu gewahrleisten.

Eckpunkte des Vereinigungsvertrags

Organisationskonzept und Geschéaftsgrundsatze:

- Schwerpunkte der Geschéftspolitik sollen fiir das Vereinigungsinstitut weiterhin insbeson-
dere die Aufrechterhaltung der Kundennahe sowie Sicherung und Ausbau der Marktposi-
tion bilden.

- Unter Berucksichtigung der kiinftigen wirtschaftlichen Entwicklung ist eine mdglichst
gleichwertige Entwicklung des Vereinigungsinstituts im gesamten Geschaftsbezirk anzu-
streben; die Fusion soll dazu beitragen, das bisherige Zweigstellennetz der beiden Fusi-
onssparkassen aufrecht zu erhalten.

Name des Vereinigungsinstitutes:

LStadt- und Kreissparkasse Erlangen Hochstadt Herzogenaurach*

Handelsniederlassung

Erlangen

Vorstand des Fusionsinstitutes:
4 Vorstandsmitglieder (3 Erlangen und VV Héchstadt)

- Vorstandsvorsitzender des Vereinigungsinstituts bleibt der bisherige Vorsitzende des Vor-
stands der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen.

- Stellvertretender Vorsitzender wird der bisherige Vorsitzende des Vorstands der Kreisspar-
kasse Hochstadt sein.

- Vorstandsmitglied Hochstadt: Uberfiihrung in ein Angestelltenverhaltnis. Er erhalt im Verei-
nigungsinstitut eine hervorgehobene Position als stellvertretendes Vorstandsmitglied und
die Moglichkeit, die Vorstandsqualifikation zu erwerben u. ggf. die Aussicht, in 3-er Vor-
stand aufzurticken.

Sobald eines der vier Vorstandsmitglieder aus dem Amt ausscheidet, reduziert sich die Anzahl
der Vorstandsmitglieder dauerhaft auf drei.

Verwaltungsrat Ubergangslésung ab Fusion:

14 Mitglieder: Die amtierenden Verwaltungsrate behalten ihnr Mandat bis zum Ende der
Wabhlperiode.

Vorsitzender
stv. Vorsitzende

geborene und stimmberechtigte VR-Mitglieder; Vorsitz

LR Erlangen-Hoéchstadt und OB Erlangen dauerhaft
I} bis zum Ablauf der Wahlperiode (30.04.2020) bei OB

Erlangen
8 gewéhlte VR-Mithieder [4 + 4] Wesentliche Entscheidungen des Verwaltungsrats
4 bestellte VR-Mithied [2 + 2] werden in der laufenden Wahlperiode unter 4/5 Mehrheit

gestellt:

- Vorstandsangelegenheiten

- Geschaftsstellen- und Standortentscheidungen

- Verwendung des Jahresiiberschusses

- Satzungsanderung

- Fusion

- Sonstige Bestandsentscheidungen (Auffangtatbe-
stand)
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Verwaltungsrat ab folgender Wahlperiode (2020):

11 Mitglieder: Stadt Erlangen
Landkreis Erlangen-Hochstadt

Stadt Herzogenaurach:

6 VR Mitglieder
4 VR Mitglieder
1 VR Mitglied

Vorsitzender }
Stv. Vorsitzender

OB Erlangen und LR Erlangen-
Hochstadt; beide stimmberechtigt;
Vorsitz im [3 jahrigen] Wechsel,
beginnend am 01.05.2020 mit LR
Erlangen-Hdochstadt

[3] Stadt Erlangen
[2] Landkreis Erlangen-Hochstadt
[1] Stadt Herzogenaurach

[6] gewahlte VR-Mitglieder

[3] bestellte VR-Mitglieder [—

[2] Stadt Erlangen
[1] Landkreis Erlangen-Hochstadt

Tragerzweckverband / Verbandsversammlung Ubergangslésung ab Fusion:

17 Mitglieder: Stadt Erlangen
Landkreis Erlangen-Hochstadt

Stadt Herzogenaurach

8 Verbandsrate
8 Verbandsrate
1 Verbandsrat

In der Ubergangszeit werden die Stimmen der Stadt Erlangen und der Stadt Herzogenaurach

mit Faktor 2 gewichtet.

Verbandsversammlung ab der nachsten Wahlperiode (2020):

13 Mitglieder: Stadt Erlangen
Landkreis Erlangen-Hochstadt

Stadt Herzogenaurach

8 Verbandsrate
4 VVerbandsrate
1 Verbandsrat

e Anteilsverhéltnisse bei der Vereinigung der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und der
Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch:

Stadt Erlangen 63,00 %
Landkreis Erlangen-Hochstadt 30,00 %
Stadt Herzogenaurach 7,00 %

100,00 %

Anlagen: 1. Vereinigungsvertrag/Zweckverbandssatzung/Sparkassensatzung

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 11

Vereinigung

der Kreissparkasse Héchstadt a. d. Aisch und

der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen

- Vereinigungsvertrag
- Zweckverbandssatzung (Anlage 1)

- Sparkassensatzung (Anlage 2)
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Praambel

In der Erkenntnis,
dass angesichts der Zukunftsaufgaben der im Landkreis Erlangen-Héchstadt und der kreisfreien

Stadt Erlangen beheimateten Sparkassen ein Biindeln ihrer Krafte forderlich ist,

geleitet von dem Ziel,

die kundennahe Versorgung der Biirgerinnen und Biirger, der heimischen Wirtschaft, des Hand-
werks, des Handels, der freien Berufe, der Landwirtschaft und der Industrie mit geld- und finanz-
wirtschaftlichen Leistungen auch in Zukunft mit ortlich verwurzelten Sparkasseneinrichtungen
und Schwerpunkten in Erlangen, Hochstadt und Herzogenaurach entsprechend ihrer bisherigen
Bedeutung und Marktdurchdringung nachhaltig zu festigen,

getragen von der Absicht,
maogliche Rationalisierungs- und Ertragspotenziale auszuschdpfen und die Leistungs- und Wett-

bewerbsfahigkeit der Sparkasseninstitute nachhaltig zu stdrken und

in dem Bestreben,

den o6ffentlichen Sparkassenauftrag weiterhin in kommunaler Verantwortung zu gewahrleisten,

schlieBen
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die Kreissparkasse Héchstadt a. d. Aisch
aufgrund des Beschlusses ihres Verwaltungsrats vom ....,

sowie

die Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
aufgrund des Beschlusses ihres Verwaltungsrats vom ....,

und

ihre kommunalen Tragerkoérperschaften,

der Landkreis Erlangen-Hochstadt

aufgrund des Beschlusses seines Kreistags vom ...,
sowie

der Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen

auf Grund des Beschlusses seiner Zweckverbandsversammlung vom ....,

Stand 7.3.17 14/147
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vorbehaltlich der rechtsaufsichtlichen Genehmigung der Regierung von Mittelfranken

folgenden
Vereinigungsvertrag
§1
Ausgangszustand
(1) Im Landkreis Erlangen-Hochstadt und der kreisfreien Stadt Erlangen haben folgende

(2)

(1)

(2)

(3)

(4)

Sparkassen ihren Sitz:

- die Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch und

- die Stadt- und Kreissparkasse Erlangen.

Kommunale Tragerkdrperschaften dieser beiden Sparkassen sind

- fir die Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch
der Landkreis Erlangen-Hochstadt,

- fiir die Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
der Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
mit den Mitgliedern Stadt Erlangen, Landkreis Erlangen-Hochstadt und Stadt
Herzogenaurach.

§2
Sparkassenvereinigung

Die Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch vereinigt sich auf der Grundlage des Art. 16 SpkG
mit der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen zur Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
Hochstadt Herzogenaurach (Vereinigungsinstitut).

!Die Sparkassenvereinigung wird zum 1. Juli 2017 wirksam werden. 2Ab diesem Vereini-
gungszeitpunkt im Sinne von Art. 16 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz SpkG werden die Auf-
gaben der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch vom Vereinigungsinstitut wahrgenommen
und geht ihr Vermdégen im Weg der Gesamtrechtsnachfolge gemaR Art. 18 Abs. 3 SpkG auf
das Vereinigungsinstitut Giber.

Als Verschmelzungsstichtag im Sinn von Art. 16 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz SpkG wird
der Ablauf des 31. Dezember 2016 festgelegt. Von diesem Zeitpunkt an gelten alle
Handlungen und Geschdfte der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch als fiir Rechnung des
Vereinigungsinstituts vorgenommen.

Als Vereinigungsbilanzen werden die Jahresbilanzen der in Absatz 1 genannten Sparkas-
sen zum 31. Dezember 2016 zugrunde gelegt. 2Das Vereinigungsinstitut wird die in der

Stand 7.3.17 15/147 4



(5)

-5-

handelsrechtlichen Schlussbilanz der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch angesetzten
Werte der libergehenden Aktiva und Passiva in seiner Rechnungslegung fortfiihren. 3Das
Vereinigungsinstitut tritt bezliglich der Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie der
planmadRigen Abschreibungen in die Rechtsstellung der lbertragenden Sparkasse ein.
4Die Vorschriften des Umwandlungsgesetzes finden rechtsformbedingt keine Anwendung.

Grundlage fiir die Ermittlung des Verteilungsschlissels nach 8 11 Abs. 2 der Verbands-
satzung (84 Abs. 1) ist eine Berechnung der Priifungsstelle des Sparkassenverbands
Bayern auf Basis der gepriiften Jahresabschliisse fur das Jahr 2015 der zwei Sparkassen,
ergdnzt um Informationen der zwei Sparkassen aus dem laufenden und dem folgenden
Geschdftsjahr.

§3
Kommunale Trdagerschaft

Trdger des Vereinigungsinstituts bleibt der Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
(Fusionszweckverband), in den der Landkreis Erlangen-Hochstadt seine Tragerschaft an der
Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch einbringt.

(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

84
Satzungswerke

Die Satzung des Tragerzweckverbands erhdlt die sich aus der Anlage 1 ergebende Fas-
sung.

Die Satzung des Vereinigungsinstituts erhdlt die sich aus der Anlage 2 ergebende Fas-
sung.

1Die Anlagen 1 und 2 sind wesentliche Bestandteile dieses Vereinigungsvertrags. 2Ande-
rungen der Satzungen werden im Rahmen der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen zu-
gelassen.

§5
Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung des Tragerzweckverbands wird nach MaRgabe der 884 und 17
Abs. 1 der Verbandssatzung (Anlage 1) gestaltet.

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass die Mitglieder des Fusionszweckverbands als
Verbandsrate diejenigen kommunalen Amtstrager belassen bzw. neu entsenden, die un-
mittelbar vor dem Vereinigungszeitpunkt den Verwaltungsrdten der sich vereinigenden
Sparkassen gemald Art.8 Abs.3 SpkG angehdrten oder als deren Ersatzleute bestellt
waren.
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86
Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat des Vereinigungsinstituts wird nach Malgabe der 88 4 und 13 Abs. 2 der
Sparkassensatzung (Anlage 2) gestaltet.

87
Vorsitz in der Verbandsversammlung und im Verwaltungsrat

Den Vorsitz in der Verbandsversammlung des Tragerzweckverbands und im Verwaltungsrat des
Vereinigungsinstituts filhren nach MaRgabe von § 9 Abs. 1 der Verbandssatzung (Anlage 1) der
Landrat des Landkreises Erlangen-Hochstadt sowie der Oberbiirgermeister der Stadt Erlangen,
den stellvertretenden Vorsitz in der Verbandsversammlung des Tragerzweckverbands und im
Verwaltungsrat der Sparkasse fiihrt der jeweils nicht amtierende Vorsitzende.

§8
Vorstand

(1) 'Der Vorstand des Vereinigungsinstituts wird nach MaRBgabe der 88 5 und 13 Abs. 3 der
Sparkassensatzung (Anlage 2) gestaltet. 2Im Rahmen des Art. 12 Abs. 2 SpkG und des
8§25c Abs. 1 KWG setzt sich der Vorstand aus den drei im Vereinigungszeitpunkt
amtierenden Mitgliedern des Vorstands der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen sowie
dem Vorsitzenden des Vorstands der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch zusammen.
3Scheidet ein Vorstandsmitglied aus, so verringert sich der Vorstand auf drei Mitglieder.
4Das im Vereinigungszeitpunkt amtierende weitere Mitglied des Vorstands der
Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch kann im Vereinigungsinstitut die Geschaftsleiter-
eignung nach 8 25c Abs. 1 KWG erwerben; er erhdlt im Vereinigungsinstitut eine hervor-
gehobene Position als stellvertretendes Vorstandsmitglied, mit der Chance, zum Mitglied
des Vorstands des Vereinigungsinstituts bestellt zu werden, wenn eine Nachbesetzung in
dem aus drei Personen bestehenden Vorstand ansteht.

(2) 'Vorstandsvorsitzender des Vereinigungsinstituts bleibt der bisherige Vorsitzende des
Vorstands der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen. 2Stellvertretender Vorsitzender wird
der bisherige Vorsitzende des Vorstands der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch.

(3) Zentraler Dienstsitz des Vorstands wird die Handelsniederlassung in Erlangen.
89
Arbeitnehmer und Auszubildende

(1) Die im Vereinigungszeitpunkt bei der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen beschaftigten
Arbeitnehmer und Auszubildenden werden beim Vereinigungsinstitut weiter beschaftigt.

(2) 'Wom Tragerzweckverband werden durch mit jedem Arbeitnehmer zu schlielenden
Uberleitungsvertrag die bei der Kreissparkasse Héchstadt a. d. Aisch beschiftigten
Arbeitnehmer des Landkreises Erlangen-Hochstadt (ibernommen. 2Vom Vereinigungs-
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institut werden die vor dem 29. Juni 2008 eingestellten Arbeiter der Kreissparkasse
Hochstadt a. d. Aisch lbernommen.

Fiir Rechnung des Vereinigungsinstituts werden vom Tragerzweckverband ferner die Ver-
sorgungsempfdnger der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch ibernommen.

Die Personalvertretung bildet nach der Vereinigung gemeinsam durch den bisherigen
Personalrat der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch und der Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen einen Ubergangspersonalrat gemaR Art. 27a Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Per-
sonalvertretungsgesetzes.

Fusionsbedingte Kiindigungen zur Beendigung des Beschaftigungsverhdltnisses werden
ausgeschlossen.

8§10
Organisationskonzept und Geschiftsgrundsdtze

Schwerpunkte der Geschiftspolitik sollen fiir das Vereinigungsinstitut weiterhin insbe-
sondere die Aufrechterhaltung der Kundenndhe sowie Sicherung und Ausbau der Markt-
position bilden.

1Zur Sicherung dieser Geschaftspolitik gehen die Vertragsparteien davon aus, dass der
Vorstand ein betriebswirtschaftliches Organisationskonzept fiir das Vereinigungsinstitut
aufstellt, das in Anpassung an die Bediirfnisse des Markts und Betriebs und die besondere
Aufgabenstellung gepflegt wird. 2Unter Beriicksichtigung der kiinftigen wirtschaftlichen
Entwicklung ist eine mdoglichst gleichwertige Entwicklung des Vereinigungsinstituts im
gesamten Geschaftsbezirk anzustreben. Die Fusion soll dazu beitragen, das bisherige
Zweigstellennetz der beiden Fusionssparkassen aufrecht zu erhalten; fusionsbedingte
SchlieBungen sind ausgeschlossen.

8§11
Vollzugsermachtigung

!Die Vorsitzenden der Verwaltungsrdte der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch und der Stadt-
und Kreissparkasse Erlangen werden unter Befreiung vom Verbot der Beschrankungen des
8181 des Biirgerlichen Gesetzbuchs beauftragt, die zum Vollzug dieses Vereinigungsvertrags
erforderlichen Genehmigungen einzuholen und werden ermdchtigt, diese Genehmigungen fiir
alle Beteiligten entgegenzunehmen. 2Notwendig werdende, lediglich redaktionelle Anderungen
dieses Vereinigungsvertrags und seiner Anlagen diirfen im Einvernehmen mit den Vorstands-
vorsitzenden der beiden Sparkassen vorgenommen werden.
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§12
Schlussbestimmungen

(1) Dieser Vereinigungsvertrag wird in sieben Ausfertigungen erstellt und unterzeichnet.

(2) Je eine Urkundsausfertigung des Vereinigungsvertrags erhalten

- die Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch
- die Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
- der Landkreis Erlangen-Hochstadt

- die Stadt Erlangen

- die Stadt Herzogenaurach

- die Regierung von Mittelfranken und

- gemadB Art. 22 SpkG der Sparkassenverband Bayern.
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Kommunale Trdgerkoérperschaften

Landkreis Erlangen-Hochstadt Zweckverband
Stadt- und Kreissparkasse Erlangen

Sparkassen

Vorstand der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch

Vorstand der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen
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Anlage 1 zum Vereinigungsvertrag:
Zweckverbandssatzung

Satzung
des ,Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Hochstadt

Herzogenaurach“

Vom .....eeeeeeeenneee

Der Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen gibt seiner Satzung durch Beschluss der
Verbandsversammlung und im Hinblick auf den Vertrag (ber die Vereinigung der
Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch mit der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen vom
............... aufgrund von Art.44 Abs.1 in Verbindung mit Art. 18 des Gesetzes iber die
kommunale Zusammenarbeit (KommZG, BayRS 2020-6-1-I) und in Verbindung mit Art. 7 Abs. 2
Buchstabe ¢ des Sparkassengesetzes (BayRS 2025-1-1) die folgende von der Regierung von
Mittelfranken mit Schreiben vom ... R rechtsaufsichtlich
genehmigte Fassung:

Allgemeine Vorschriften

81
Verbandsmitglieder und Aufgaben

(1) Mitglieder des Zweckverbands sind

- die Stadt Erlangen
- der Landkreis Erlangen-Hochstadt
- die Stadt Herzogenaurach.

(2) 'Aufgabe des Zweckverbands ist nach MalRgabe des Sparkassengesetzes die Tragerschaft
der durch die Vereinigung der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch und der Stadt- und
Kreissparkasse Erlangen umgebildeten Sparkasse. 2Der Zweckverband ist Rechts-
nachfolger des Landkreises Erlangen-Hochstadt in deren Eigenschaft als kommunale
Tragerkorperschaft der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch.

(3) Der Zweckverband ist Mitglied des Sparkassenverbands Bayern.
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(4) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, die Errichtung einer weiteren Sparkasse oder
eines dhnlichen Unternehmens und die Unterstiitzung eines solchen Unternehmens zu
unterlassen; als Unterstiitzung gilt nicht die Unterhaltung eines Verrechnungskontos bei
einem anderen Kreditinstitut.

§2
Name, Sitz, Wirkungsbereich

(1) Der Zweckverband fiihrt den Namen
» Zweckverband Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Héchstadt Herzogenaurach®.
(2) Erhatseinen Sitzin Erlangen.

(3) Sein raumlicher Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Gebiet seiner Verbandsmitglieder
einschlieBlich des Gebiets des Altlandkreises Hochstadt a. d. Aisch nach dem Gebietsstand
vom 30. Juni 1972.

Verfassung und Verwaltung
§3
Verbandsorgane

Organe des Zweckverbands sind

- die Verbandsversammlung (88 4 bis 8) und
- der Verbandsvorsitzende (8 9).
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84
Zusammensetzung der Verbandsversammlung, Amtsdauer

!Die Verbandsversammlung besteht einschlieBlich des Verbandsvorsitzenden und seiner
Stellvertreter aus insgesamt 13 Verbandsrdten. 2Es entsenden

- die Stadt Erlangen 8 Verbandsrite
- der Landkreis Erlangen-Ho6chstadt 4 Verbandsrate
- die Stadt Herzogenaurach 1 Verbandsrat.

1Zum Verbandsrat kann nur bestellt werden, wer die sparkassenrechtlichen Vorausset-
zungen fir die Bestellung zum Mitglied des Verwaltungsrats der Sparkasse erfillt; die
Art. 9 und 10 Abs. 1 des Sparkassengesetzes (SpkG) gelten fiir die bestellten Verbandsrate
entsprechend. 2Das Amt als bestellter Verbandsrat endet, wenn eine dieser Vorausset-
zungen wahrend der Amtszeit wegfallt.

!Die Amtszeit der bestellten Verbandsrate dauert sechs Jahre. 2Bei Mitgliedern der Vertre-
tungskorperschaft eines Verbandsmitglieds endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende
der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus der Vertretungskorperschaft, bei
berufsmaRigen Gemeinderatsmitgliedern mit der Beendigung des Beamtenverhdltnisses.
3Im Ubrigen kann die Bestellung aus wichtigem Grund widerrufen werden. “Die Verbands-
rdte iben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsrdte weiter aus.

Alle Verbandsrdte haben (ber die ihnen amtlich oder aus Anlass ihrer Amtsfiihrung be-
kannt gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu bewahren; Art. 10 Abs. 2 Satz 2 SpkG
gilt entsprechend.

!Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter. ?Verbandsrate kénnen sich nicht unterein-
ander vertreten. 3Ist ein Verbandsrat endgiiltig oder voriibergehend verhindert, so vertritt
ihn sein Stellvertreter, bis ein neuer Verbandsrat auftreten kann oder der bisherige nicht
mehr verhindert ist. “Die Bestimmungen der Absdtze 2 bis 4 gelten fiir die stellvertreten-
den Verbandsrate entsprechend.
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§5
Tatigkeit der Verbandsréte, Entschadigung

!Die Verbandsréte sind ehrenamtlich tatig. 2lhre Tatigkeit erstreckt sich auf die Mitwirkung
bei den Beratungen und Entscheidungen der Verbandsversammlung.

!Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die bestellten Verbandsrate erhalten fiir
ihre Teilnahme je Sitzung eine Pauschalentschdadigung von 100 Euro. ?Verbandsrate, die
gemdlR Art. 30 Abs. 2 Satz 2 KommZG keine Pauschalentschdadigung erhalten, haben
Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen.

!Die Pauschalentschdadigungen gelten Verdienstausfall, Reisekosten und sonstige Aus-
lagen ab. ?Art. 30 Abs. 2 Satz 1 KommZG i.V.m. Art. 20a Abs. 2 Nr. 1 GO bleibt unberihrt.

Die Aufwendungen zur Abgeltung der Anspriiche nach den Absatzen 2 bis 3 tragt, soweit
Geldmittel vorhanden sind, der Zweckverband, im Ubrigen die Sparkasse.

86
Einberufung der Verbandsversammlung

!Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Ladung oder Ladung per E-Mail des
Verbandsvorsitzenden zusammen. 2Die Ladung muss Tagungszeit und -ort und die
Beratungsgegenstande angeben und den Verbandsrdaten spdtestens eine Woche vor der
Sitzung zugehen. 3In dringenden Fallen kann der Verbandsratsvorsitzende die Frist bis auf
24 Stunden abkiirzen.

!Die Verbandsversammlung ist jahrlich zur Entgegennahme des Jahresabschlusses und
des Lageberichts der Sparkasse (8 8 Abs. 2 Buchstabe c) zu einer Sitzung einzuberufen.
2Weitere Sitzungen beruft der Verbandsvorsitzende nach Bedarf ein. 3Eine Sitzung ist ein-
zuberufen, wenn es ein Drittel der Verbandsrdte oder ein Verbandsmitglied beantragt; im
Antrag sind die Beratungsgegenstande anzugeben.

!Die Aufsichtsbehoérde ist von den Sitzungsterminen rechtzeitig zu verstdandigen. ?lhre
Vertreter haben das Recht, an der Verbandsversammlung teilzunehmen. 3Auf Antrag ist
ihnen das Wort zu erteilen.

87
Leitung der Sitzung,
Beschlussfassung und Wahlen der Verbandsversammlung

Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstdnde der Verbandsversammlung
vor, leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung wahrend der Sitzung.

!Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn samtliche Verbandsrdate ordnungs-
gemadR geladen sind und 7 Mitglieder, davon mindestens 4 Vertreter der Stadt Erlangen
und 2 Vertreter des Landkreises Erlangen-Héchstadt — unter ihnen der Verbandsvor-
sitzende oder sein Stellvertreter — anwesend und stimmberechtigt sind. 2Wird die
Verbandsversammlung wegen Beschlussunfdhigkeit, die nicht auf der persénlichen
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Beteiligung der Mehrheit der Verbandsrdte beruht, innerhalb von vier Wochen zum
zweiten Mal zur Verhandlung lber denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne
Riicksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig; auf diese Folge ist in der zweiten
Ladung ausdriicklich hinzuweisen.

!Soweit das Gesetz lUber die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung
nicht eine gréRere Mehrheit vorschreiben, werden die Beschliisse der Verbandsversamm-
lung mit drei Viertel Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt.
2Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 3Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
4Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthdlt sich ein Verbandsrat trotzdem
der Stimme, so zdhlt er nicht zu den Abstimmenden.

'Fir die Wahl der von der kommunalen Tragerkodrperschaft zu berufenden weiteren Mit-
glieder des Verwaltungsrats der Sparkasse und ihrer Ersatzleute gelten die Absdtze 1 bis 3
entsprechend; es wird geheim abgestimmt. 2Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der ab-
gegebenen glltigen Stimmen erhdlt. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht er-
reicht, so findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den héchsten Stimmen-
zahlen statt. “Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. *Haben im
ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so
entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. SHaben ein Bewerber die
hochste und zwei oder mehr Bewerber die gleiche nachst hohere Stimmenzahl erhalten,
so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der
hdchsten Stimmenzahl kommt.

!Die Verbandsrate diirfen an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der
Beschluss ihnen selbst, ihrem Ehegatten, einem Verwandten oder Verschwagerten bis
zum dritten Grad oder einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natiir-
lichen oder juristischen Person einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann.
2Gleiches gilt, wenn ein Verbandsrat in anderer als 6ffentlicher Eigenschaft ein Gutachten
abgegeben hat. 3Die Sdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden fiir die Teilnahme von Ver-
bandsraten an der Beratung und Abstimmung bei Beschliissen, die der Sparkasse oder
einem Verbandsmitglied einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kénnen.

Verbandsrate, die nach Absatz 5 an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen diir-
fen, haben wdhrend der Beratung und Abstimmung liber diesen Gegenstand den Sitzungs-
raum zu verlassen. 20b die Voraussetzungen des Absatzes 5 vorliegen, entscheidet die
Verbandsversammlung in Abwesenheit des betroffenen Verbandsrats. 3Die Stimmabgabe
eines nach Absatz 5 ausgeschlossenen Verbandsrats macht den Beschluss nur dann un-
gliltig, wenn sie fiir das Abstimmungsergebnis entscheidend war.

!Die Beschliisse und Wahlen der Verbandsversammlung sind unter Angabe von Tag und
Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsrdte, des behandelten Gegenstands
und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhaltnis) in ein Beschlussbuch einzutragen
und von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftfiihrer zu unterzeichnen. 2Als Schrift-
fuhrer ist ein Arbeitnehmer der Sparkasse zuzuziehen. 3Jeder Verbandsrat kann verlangen,
dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie er bei Beschliissen abgestimmt hat.
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§8
Zustindigkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung erledigt alle Angelegenheiten des Zweckverbands, insbeson-
dere solche, die nach dem Sparkassengesetz und dem Gesetz iber die kommunale Zu-
sammenarbeit und den zu ihrem Vollzug erlassenen Vorschriften der kommunalen Trager-
korperschaft vorbehalten sind, soweit nicht der Verbandsvorsitzende zustandig ist.

(2) DerVerbandsversammlung obliegtinsbesondere

a) die Zustimmung zu vom Verwaltungsrat der Sparkasse beschlossenen Anderungen der
Sparkassensatzung,

b) die Wahl der sechs von der kommunalen Tragerkdrperschaft zu berufenden weiteren
Mitglieder des Verwaltungsrats der Sparkasse und ihrer Ersatzleute sowie die
Aufstellung der Vorschlagsliste fiir die drei von der Aufsichtsbehérde zu berufenden
weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats und ihrer Ersatzleute. Bei der Wahl sind drei
Verwaltungsratsmitglieder und deren Ersatzleute aus den von der Stadt Erlangen ent-
sandten Verbandsrdten und deren Stellvertretern, zwei Verwaltungsratsmitglieder und
deren Ersatzleute aus den vom Landkreis Erlangen-Hochstadt entsandten
Verbandsraten und deren Stellvertretern und ein Verwaltungsratsmitglied und dessen
Ersatzmann aus dem von der Stadt Herzogenaurach entsandten Verbandsrat und
dessen Stellvertreter zu wahlen. Von den von der Aufsichtsbehdrde zu berufenden
weiteren Verwaltungsratsmitgliedern und ihren Ersatzleuten sollen zwei Mitglieder und
deren Ersatzleute auf die Stadt Erlangen und ein Mitglied und dessen Ersatzmann auf
den Landkreis Erlangen-Ho6chstadt entfallen.

c) die Entgegennahme des vom Verwaltungsrat der Sparkasse festgestellten Jahres-
abschlusses und Lageberichts,

d) die Beschlussfassung liber die Vereinigung der Sparkasse mit einer benachbarten Spar-
kasse oder die Vereinigung anderer benachbarter Sparkassen mit der Sparkasse,

e) die Zustimmung zum Beschluss des Verwaltungsrats der Sparkasse Uber deren Auf-
16sung.

§9
Verbandsvorsitzender, Stellvertretender Verbandsvorsitzender und
Stellvertreter des Vorsitzenden des Verwaltungsrats der Sparkasse

(1) Verbandsvorsitzender ist im turnusmafligen Wechsel von drei Jahren der Ober-
biirgermeister der Stadt Erlangen und der Landrat des Landkreises Erlangen-Héchstadt;
der Turnus beginnt am 1. Mai 2020 mit dem Landrat des Landkreises Erlangen-Hdchstadt,
bis dahin ist der Oberbiirgermeister der Stadt Erlangen Verbandsvorsitzender. 2Stellver-
treter des Verbandsvorsitzenden ist der jeweils nicht amtierende Verbandsvorsitzende.
3Der stellvertretende Verbandsvorsitzende ist zugleich stellvertretender Vorsitzender des
Verwaltungsrats der Sparkasse (Art. 7 Abs. 2 Buchstabe ¢ SpkQG).
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!Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschliisse der Verbandsversammlung und er-
ledigt in eigener Zustdndigkeit die Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft
Gesetzes dem Ersten Birgermeister zukommen. 2Er kann einzelne seiner Befugnisse
seinen Stellvertretern und in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung auf die Dienst-
krdfte eines Verbandsmitglieds mit dessen Zustimmung oder auf den Vorstand der Spar-
kasse Ubertragen.

!Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach auBen; die Verbandsversamm-
lung kann den Verbandsvorsitzenden im Einzelfall von den Beschrankungen des § 181 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs befreien. 2Soweit die Regelung der Dienstverhdltnisse gemaf
8 10 Abs. 3 von Organen der Sparkasse wahrgenommen wird, wird der Zweckverband auch
vom Vorstand der Sparkasse und im Fall der Ubertragung auf einzelne Vorstandsmit-
glieder oder auf geeignete Betriebsangehorige nach 8 10 Abs. 3 Satz 2 auch von diesen
vertreten. 3Fiir den Ausschluss des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter von
Amtshandlungen und den Abschluss von Rechtsgeschaften fiir den Zweckverband gilt 8 7
Abs. 5 und 6 entsprechend.

8§10
Beamte und Arbeitnehmer der Sparkasse

Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein (Art. 23 Abs. 1 Satz 1
KommZG).

Der Vergiitungs- und Versorgungsaufwand fiir die bei der Sparkasse beschaftigten Arbeit-
nehmer und Beamten wird nach MalRgabe des Art. 12 Abs. 3 SpkG von der Sparkasse ge-
tragen; hierzu gehoren auch die Versorgungslasten fiir die bereits vorhandenen Versor-
gungsempfanger derin 8 1 Abs. 2 genannten Sparkassen.

!Die Regelung der Dienstverhdltnisse der bei der Sparkasse beschiftigten Arbeitnehmer
und Beamten und der Erlass von Widerspruchsbescheiden nach 8 54 Beamtenstatus-
gesetz (BeamtStG) obliegt dem Verwaltungsrat der Sparkasse; er kann diese Befugnisse
auf den Vorstand der Sparkasse (libertragen. 2Der Verwaltungsrat kann den Vorstand er-
machtigen, die ihm libertragenen Befugnisse auf einzelne Vorstandsmitglieder oder ge-
eignete Betriebsangehorige weiter zu libertragen.

Den Arbeitnehmern und Beamten der in 81 Abs.2 genannten Sparkassen, die in den
Dienst des Zweckverbands libergetreten sind, werden die bisher erworbenen Rechte
gewadhrleistet.
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.
Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung

8§11
Finanzbedarf, Verteilung des Bilanzgewinns der Sparkasse, Haftung

Den Finanzbedarf des Zweckverbands tragt die Sparkasse unbeschadet des Absatzes 3
Satz 1 zweiter Halbsatz.

!Bilanzgewinne der Sparkasse, die gemal} 8 21 Abs. 3 der Sparkassenordnung (SpkO) an
die Verbandsmitglieder abgefiihrt werden, sind nach folgendem Schliissel zu verteilen:

- Stadt Erlangen 63,00 %
- Landkreis Erlangen-Héchstadt 30,00 %
- Stadt Herzogenaurach 7,00 %

2Die Verbandsmitglieder diirfen die an sie abgefiihrten Bilanzgewinne nur fiir 6ffentliche,
mit dem gemeinniitzigen Charakter der Sparkasse in Einklang stehende Zwecke verwen-
den.

'Fur die Verbindlichkeiten des Zweckverbands haftet der Zweckverband unbeschrankt, fiir
die Verbindlichkeiten der Sparkasse haftet er nach MalRgabe des Sparkassengesetzes. ?Im
Innenverhdltnis werden verbliebene Verbindlichkeiten nach dem fiir die Verteilung des
Bilanzgewinns in Absatz 2 festgelegten Schliissel auf die Verbandsmitglieder umgelegt.

Iv.

Statusdnderungen

8§12
Anderung der Verbandssatzung und der Mitgliedschaft

Die Anderung der Verbandssatzung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der satzungs-
mafRigen Stimmenzahlin der Verbandsversammlung.

lJedes Verbandsmitglied kann seine Mitgliedschaft aus wichtigem Grund kiindigen
(auRerordentliche Kiindigung). 2Diese Kiindigung 16st den Zweckverband auf, wenn er nur
zwei Verbandsmitglieder hat; hat er mindestens drei Verbandsmitglieder, so haben die
Ubrigen innerhalb von sechs Monaten zu beschlieRen, ob sie den Zweckverband
fortsetzen, andern oder auflésen wollen.

Die Anderung der Verbandsaufgabe, der Beitritt weiterer Mitglieder, der Austritt in den
Fallen der Art. 44 Abs.1 und 45 Abs. 2 Satz2 KommZG, der Ausschluss und die aulRer-
ordentliche Kiindigung von Verbandsmitgliedern bedirfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehérde, sonstige Anderungen der Satzung sind ihr anzuzeigen.
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8§13
Auflosung des Zweckverbands

Die beschlussmaRige Auflésung des Zweckverbands ist nur unter folgenden Vorausset-
zungen wirksam:

a) der Beschluss der Verbandsversammlung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der
satzungsmaRigen Stimmenzahlin der Verbandsversammlung,

b) die Verbandsmitglieder miissen der Aufldsung zustimmen,

) die Ubernahme der Beamten, der unkiindbaren Arbeitnehmer und der Arbeitnehmer,
die einen vertraglichen Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund-
sdtzen haben, und der Versorgungslasten des Zweckverbands ist durch die Verbands-
mitglieder zu regeln; die bisher erworbenen Rechte und Anwartschaften sind zu ge-
wahrleisten,

d) die Auflésung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehdérde.

'Wird der Zweckverband aufgelést und geht die Aufgabe, eine Sparkasse zu betreiben,
ganz oder teilweise auf andere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts mit Dienst-
herrenfahigkeit Giber, so gilt fiir die Rechtsstellung und die Ubernahme der Sparkassen-
beamten und der Versorgungsempfianger des Zweckverbands Teil 2 Abschnitt 6 des
Bayerischen Beamtengesetzes. ?Wird der Zweckverband aufgeldst, ohne dass die Aufgabe,
eine Sparkasse zu betreiben, auf andere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts mit
Dienstherrenfdhigkeit (ibergeht, so haben die Verbandsmitglieder diese Personen nach
MalRgabe des fiir die Verteilung des Bilanzgewinns festgelegten Schliissels (8 11 Abs. 2)
anteilig zu Gbernehmen, soweit nicht eine andere Regelung nach Absatz 1 Buchstabe c
getroffen wird.

!Die rechtswirksam beschlossene und aufsichtlich genehmigte Auflésung des Zweckver-
bands wird erst wirksam mit dem Schluss des Kalenderjahres, das auf das Jahr folgt, in
dem die Voraussetzungen fiir die Rechtswirksamkeit der Auflésung (Absatz 1) erfillt wor-
den sind. 2Dies gilt nicht, wenn die Auflésung des Zweckverbands mit der Beschluss-
fassung liber die Vereinigung der Sparkasse (8 8 Abs. 2 Buchstabe d) verbunden ist.

§14
Abwicklung, Auseinandersetzung

1Soweit bei Auflosung des Zweckverbands die Aufgabe, eine Sparkasse zu betreiben, nicht
ganz oder teilweise von einer anderen juristischen Person des 6ffentlichen Rechts iber-
nommen wird, geht das Vermdgen der gleichzeitig aufgelosten Sparkasse gemal Art. 18
Abs. 2 SpkG nach dem in 811 Abs. 2 festgelegten Schliissel auf die Verbandsmitglieder
tber. ?Das libergegangene Vermdgen ist zur Erfullung der Verbindlichkeiten der aufge-
l6sten Sparkasse zu verwenden.

IMit aus dem Zweckverband ausscheidenden oder einem Nachfolgezweckverband nicht
angehdrenden Verbandsmitgliedern finden Auseinandersetzungen statt. 2Die Auseinan-
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dersetzung erstreckt sich nach MaRgabe des in 8 11 Abs. 2 festgelegten Schlissels ins-
besondere auf die Entlassung aus der Haftpflicht (8 11 Abs. 3) und der Ubernahmepflicht
(8 13 Abs. 2) sowie auf das sich aus Absatz 1 ergebende Anwartschaftsrecht.

V.

Schlussvorschriften

8§15
Schlichtung von Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern oder den Ver-
bandsmitgliedern untereinander aus dem Verbandsverhdltnis (Mitgliedschaftsstreitigkeiten) ist
die Aufsichtsbehdrde zur Schlichtung anzurufen.

(1)

(2)

816
Offentliche Bekanntmachungen

Die offentlichen Bekanntmachungen des Zweckverbands werden in entsprechender An-
wendung der fiir die Sparkasse geltenden Verdéffentlichungsbestimmungen veroffentlicht,
soweit nicht die Aufsichtsbehorde zur Veroffentlichung zustdndig ist.

Soweit die Bekanntmachungen nicht von der Aufsichtsbehorde verfiigt sind, sind sie vom
Verbandsvorsitzenden zu unterzeichnen.
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§17
Ubergangsbestimmungen,
Inkrafttreten

!Abweichend von 84 Abs. 1 besteht die Verbandsversammlung einschlief8lich des Ver-
bandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter bis zum Ablauf seiner gegenwartigen, im Jahr
2020 endenden Amtszeit aus insgesamt 17 Verbandsraten. 2Es entsenden

- die Stadt Erlangen 8 Verbandsrite
- der Landkreis Erlangen-Ho6chstadt 8 Verbandsrate
- die Stadt Herzogenaurach 1 Verbandsrat.

!Abweichend von 8 7 Abs. 2 Satz 1 ist die Verbandsversammlung im Rahmen des
Absatzes 1 beschlussfahig, wenn samtliche Verbandsrate ordnungsgemdf geladen sind
und 9 Mitglieder, davon mindestens 4 Vertreter der Stadt Erlangen und 4 Vertreter des
Landkreises Erlangen-Hochstadt — unter ihnen der Verbandsvorsitzende oder sein Stell-
vertreter —anwesend und stimmberechtigt sind. 2Abweichend von § 7 Abs. 3 Satz 2 werden
die Stimmen der Verbandsrdte der Stadt Erlangen und der Stadt Herzogenaurach im
Rahmen des Absatzes 1 jeweils mit dem Faktor 2 gewichtet.

!Diese Satzung tritt zum 1. Juli 2017 in Kraft. 2Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung
vom 11. Februar 2003 (Mittelfrankisches Amtsblatt Nr. 5/2003, Seite 58), aul3er Kraft.
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Anlage 2 zum Vereinigungsvertrag:
Sparkassensatzung

Satzung
der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Héchstadt Herzogenaurach

Vom..........

Die Stadt- und Kreissparkasse Erlangen gibt ihrer Satzung im Hinblick auf den Vertrag tiber die
Vereinigung der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch und der Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen vom ........... durch Beschluss des Verwaltungsrats vom ...... mit Zustimmung des
Zweckverbands Stadt- und Kreissparkasse Erlangen gemdR Art. 21 Abs. 2 in Verbindung mit
Absatz 1 Satz 1 des Sparkassengesetzes — SpkG — (BayRS 2025-1-I) die folgende Fassung:

§1
Name, Geschéftsbezirk

(1) Die Sparkasse fiihrt den Namen
» Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Hochstadt Herzogenaurach®;
sie ist im Handelsregister Fiirth unter der Register-Nr. HRA 7079 eingetragen.
(2) Der Geschédftsbezirk der Sparkasse umfasst den rdumlichen Wirkungsbereich der

Verbandsmitglieder einschlieRlich des Gebiets des Altlandkreises Hochstadt a. d. Aisch
nach dem Gebietsstand vom 30. Juni 1972.

§2
Sitz, kommunale Tréagerkorperschaft

(1) Die Sparkasse hatihren Sitzin Erlangen.
(2) Kommunale Tragerkorperschaft (Art. 4 SpkG) der Sparkasse ist der Zweckverband Stadt-
und Kreissparkasse Erlangen Hochstadt Herzogenaurach, dem als Mitglieder die Stadt

Erlangen, der Landkreis Erlangen-H6chstadt und die Stadt Herzogenaurach angehdéren.

(3) Die Sparkasse und ihre kommunale Tragerkorperschaft sind Mitglieder des Sparkassen-
verbands Bayern.
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§3
Rechtsform, Aufgaben

Die Sparkasse ist ein kommunales Wirtschaftsunternehmen in der Rechtsform einer
rechtsfahigen Anstalt des 6ffentlichen Rechts.

'Aufgabe der Sparkasse ist es, die ortliche Versorgung mit Finanzdienstleistungen nach
MaRgabe der Sparkassenordnung (SpkO) sicherzustellen. 2Die Sparkasse unterstiitzt die
Mitglieder ihrer Tragerkorperschaft als Hausbank in der Erfiillung ihrer kommunalen Auf-
gaben.

!Die Sparkasse unterhdlt zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben die erforderlichen Geschafts-
stellen in ihrem Geschéftsbezirk. 2Die Geschéftsstellen konnen selbsténdig firmieren; die
Firma einer Geschiftsstelle setzt sich zusammen aus dem Wort ,Sparkasse” und dem
Namen der betreffenden Gemeinde oder des Gemeindeteils und einem Zusatz, der die
Zugehorigkeit zur Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Hochstadt Herzogenaurach
erkennen ldsst.

84
Verwaltungsrat
Der Verwaltungsrat besteht aus 11 Mitgliedern, namlich
- dem Verbandsvorsitzenden der kommunalen Trdgerkdrperschaft als Vorsitzendem,

- dem stellvertretenden Verbandsvorsitzenden der kommunalen Tragerkorperschaft als
stellvertretendem Vorsitzenden,

- sechs von der Verbandsversammlung der kommunalen Tragerkorperschaft gemaR
Art. 8 Abs. 3 SpkG aus ihrer Mitte gewahlten Mitgliedern,

- dreivon der Regierung von Mittelfranken als Sparkassenaufsichtsbehérde gemaf Art. 8
Abs. 4 SpkG bestellten Mitgliedern.

Die Vorstandsmitglieder nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsrats mit beratender
Stimme teil.
§5
Vorstand
Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und zwei weiteren Vorstandsmitgliedern.
Die Zustimmungsgrenze fiir die Vergabe von Krediten (8 17 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a SpkO)

wird auf 20 v.H der in der letzten festgestellten Jahresbilanz der Sparkasse ausgewiese-
nen Riicklagen festgelegt; der jeweilige Betrag ist auf volle Millionen Euro aufzurunden.
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86
Vertretung

!Die Sparkasse wird gerichtlich und aulRergerichtlich durch den Vorstand vertreten, soweit
sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt. 2Zwei Vorstandsmitglieder vertreten gemeinsam.

!Der Vorsitzende des Verwaltungsrats vertritt die Sparkasse gegeniiber den Vorstands-
mitgliedern; er kann die Vorstandsmitglieder im Einzelfall von den Beschrdnkungen des
§ 181 des Birgerlichen Gesetzbuchs befreien. 2Der Vorsitzende des Vorstands vertritt die
Sparkasse in der Verbandsversammlung des Sparkassenverbands Bayern.

!Der Vorstand kann fiir bestimmte Angelegenheiten Vollmacht erteilen. 2Zeichnungs-
befugnisse werden durch bankiibliche Unterschriftsverzeichnisse ausgewiesen und in den
Geschaftsstellen der Sparkasse zur Einsicht bereitgehalten.

Nach MaRRgabe der Unterschriftenverzeichnisse unterzeichnete Urkunden sind ohne Riick-
sicht auf die Einhaltung sparkassenrechtlicher Vorschriften rechtsverbindlich.

87
Allgemeine Geschiftsbedingungen

Fir den Geschiftsverkehr gelten die Allgemeinen Geschidftsbedingungen der Sparkasse
(AGBSp), soweit nicht mit dem Kunden im Einzelfall ausdriicklich eine abweichende Ver-
einbarung getroffen wird.

Fiir einzelne Geschiftszweige, insbesondere den Sparverkehr, den Uberweisungsverkehr,
den Scheckverkehr, den Lastschriftverkehr, die Verwendung der SparkassenCard, Ander-
konten, die Annahme von Verwahrstiicken, die Vermietung von Schrankfachern und fur
Wertpapiergeschifte gelten erganzend Sonderbedingungen.

!Der Kunde kann die Geschdftsbedingungen in den Geschéftsstellen der Sparkasse wdh-
rend der Geschaftszeiten einsehen. 2Auf Wunsch werden sie ihm ausgehandigt.

§8
Sparverkehr

Die Sparkasse ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, an jeden, der eine von ihr ausgestellte
Sparurkunde vorlegt, Zahlung zu leisten.

!Die Sparurkunde ist vom Kunden sorgfdltig aufzubewahren. 2Die Vernichtung oder der
Verlust einer Sparurkunde ist unverziiglich der Sparkasse anzuzeigen.

Besteht Verdacht, dass eine Sparurkunde gefdlscht oder verfdlscht wurde, kénnen Riick-
zahlungen bis zur Kldrung der Verdachtsgriinde verweigert und kann die Sparurkunde ge-
gen Bescheinigung zuriickgehalten werden.

IMit dem Ablauf von 30 Jahren nach Ende des Kalenderjahrs, in dem die letzte Einzahlung
oder Riickzahlung bewirkt worden ist, endet die Verzinsung der Spareinlage. 2Nach weite-
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ren funf Jahren, innerhalb deren die Sparurkunde nicht vorgelegt wurde, verjahrt der An-
spruch aus dem Guthaben. 3Vor Ablauf der Verjahrungsfrist wird durch dreimonatigen
Aushang in den Kassenrdumen der Hauptgeschdftsstellen und der betroffenen Ge-
schéaftsstelle darauf hingewiesen, dass das Guthaben nach Eintritt der Verjdhrung der
Sicherheitsriicklage zugefuihrt werden kann. 4Fiir gesperrte Spareinlagen beginnen die
Fristen mit dem Ablauf der Sperre.

Im Ubrigen gelten die Sonderbedingungen fiir den Sparverkehr.

89
Zinssatze fir Einlagen

!Die Sparkasse ist jederzeit berechtigt, Zinssatze fiir Einlagen zu dndern, soweit nicht mit dem
Kunden im Einzelfall ausdriicklich eine abweichende Vereinbarung getroffen wurde. ?Zinssatz-
dnderungen, die dem Kunden nicht besonders mitgeteilt wurden, treten in dem von der Spar-
kasse bestimmten Zeitpunkt, im standardisierten Privatkundengeschaft mit dem Preisaushang,

in Kraft.

8§10
Sparkassengenussrechte

(1) 'Die Sparkasse ist berechtigt, Genussrechte auszugeben. ?Der Borsenhandel von Wert-
papieren Giber Genussrechte im Freiverkehr ist nicht zuldssig.

(2) Die Emissionsbedingungen miissen so ausgestaltet werden, dass die Verkaufserlose dem
haftenden Eigenkapital der Sparkasse zurechenbar sind.

(3) Den Genussrechtsglaubigern dirfen keine Mitwirkungs- und Kontrollbefugnisse und keine
Anspriiche am Liquidationsvermdgen der Sparkasse eingerdumt werden.

8§11
Stille Vermdgenseinlagen

(1) 'Die Sparkasse ist berechtigt, stille Vermégenseinlagen entgegenzunehmen. 2Den stillen
Gesellschaftern diirfen keine Mitwirkungsbefugnisse und keine Anspriiche am Liquida-
tionsvermdgen der Sparkasse eingerdumt werden; 8 10 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Als stille Gesellschafter sind Unternehmen und Einrichtungen der Sparkassen-Finanz-
gruppe Bayern, juristische Personen des 6ffentlichen Rechts und Unternehmen, die von
diesen beherrscht werden, vorrangig zu beriicksichtigen.

(3) Der Gesamtbetrag der stillen Vermdgenseinlagen darf 49 v.H. des Kernkapitals der Spar-

kasse nicht Ubersteigen; hierbei bleiben Vermdgenseinlagen von stillen Gesellschaftern
nach Absatz 2 aulRer Ansatz.
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§12
Bekanntmachungen

Als Veroffentlichungsblatt der Sparkasse werden die Amtsblatter der Stadt Erlangen, des
Landkreises Erlangen-Hochstadt und der Stadt Herzogenaurach bestimmt.

Satzungen macht die Sparkasse in ihrem Veréffentlichungsblatt (Absatz 1) bekannt.

!Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang in den Geschaftsraumen der Spar-
kassenhauptstelle in Erlangen, Hugenottenplatz 5, veréffentlicht. 2Der Aushang darf nicht
vor Ablauf von zwei Wochen abgenommen werden. 3Weitergehende Formvorschriften
bleiben unberiihrt.

§13
Ubergangs- und Schlussbestimmungen, Inkrafttreten

!Die Sparkasse ist seit 1. Juli 2017 gemal} Art. 18 Abs. 3 SpkG Gesamtrechtsnachfolgerin
der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch. 2Zur Abwicklung bestehender Rechtsverhdltnisse
darf die Sparkasse abweichend von 81Abs.1 als Firma auch die bisherigen
Bezeichnungen ,Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch* und ,Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen® fiihren.

!Abweichend von 84 Abs. 1 setzt sich der Verwaltungsrat unter Anwendung des Art. 8
Abs. 5 Satz 2 SpkG bis zum Ablauf seiner gegenwartigen, im Jahr 2020 endenden, Amts-
zeit aus folgenden 14 Mitgliedern zusammen,

- dem Verbandsvorsitzenden der kommunalen Trdagerkorperschaft als Vorsitzendem,

- dem stellvertretenden Verbandsvorsitzenden der kommunalen Tragerkorperschaft als
stellvertretendem Vorsitzenden,

- den sechs Amtstrdagern, die am 30.Juni 2017 bei der Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen gemdR Art. 8 Abs. 2 SpkG zu weiteren Mitgliedern bestellt sind.

- den sechs Amtstragern, die am 30. Juni 2017 bei der Kreissparkasse Hochstadt a. d.
Aisch gemdR Art. 8 Abs. 2 SpkG zu weiteren Mitgliedern bestellt sind.

2Satz 1 dritter und vierter Spiegelstrich gilt fiir die Ersatzleute der dort genannten Verwal-
tungsratsmitglieder sinngemaR. 3Im Fall des vorzeitigen Ausscheidens weiterer Verwal-
tungsratsmitglieder nach Satz 1 dritter und vierter Spiegelstrich oder ihrer Ersatzleute
werden die Ersatzleute im regelmaRigen Verfahren ersetzt. 4lm Rahmen des Absatzes 2
bediirfen Beschliisse des Verwaltungsrats zu Vorstandsangelegenheiten, Geschaftsstel-
len- und Standortentscheidungen, zur Verwendung des Jahresiiberschusses, zu Fusionen,
zur Anderung der Sparkassensatzung und zu sonstigen Bestandsentscheidungen
abweichend von 8 14 Abs. 4 Satz 1 SpkO einer Mehrheit von vier Fiinfteln der
satzungsmaRigen Stimmenzahl.
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(3) Abweichend von 8 5 Abs. 1 besteht der Vorstand bis zum Ausscheiden eines Vorstands-
mitglieds aus dem Vorsitzenden und bis zu drei weiteren Mitgliedern. 2Das Ausscheiden
eines vierten Vorstandsmitglieds wird im Veroéffentlichungsblatt der Sparkasse (8 12
Abs. 1) bekannt gemacht.

(4) 'Die Satzung tritt zum 1. Juli 2017 in Kraft. 2Zum gleichen Zeitpunkt treten die Satzung
vom 11. Februar 2003, zuletzt gedndert durch Satzung vom 17. Juli 2015, und die Satzung
der Kreissparkasse Hochstadt a. d. Aisch vom 3. Februar 2003, zuletzt gedandert durch
Satzung vom 22. Mai 2015, aulRer Kraft.
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Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
I/ETM Erlanger Tourismus und Marketing Verein 11/207/2017

Jahresbilanz des Erlanger Tagungsbiros 2016
Powerpoint-Prasentation durch Herrn Christian Frank

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Die Powerpoint-Prasentation von Herrn Christian Frank wird zur Kenntnis genommen.

[I. Sachbericht

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:

/WA Abt. Wirtschaftsforderung und Arbeit 11/204/2017
Ausbildungsmarktférderungen JAZ e. V.

Jahresbericht JAZ e. V. 2016

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Vom Jahresbericht 2016 Uber die Aktivitdten des JAZ e. V. mit ihrem Schwerpunkt an den Er-
langer Mittelschulen wird Kenntnis genommen.

2. Fur die Personalkosten erhélt der JAZ e. V. fir 2017 einen stadtischen Zuschuss in H6he von
50.000,-- Euro.

. Begriindung

Sachbericht

Das Schuljahr 2015/2016 mit 139 (122 Vj.) Absolventen der Mittelschule Erlangen aus den Regel-
klassen der 9. Jahrgangsstufe zeigt nachfolgend genannten Verbleibsquoten bzw. Einmiindungs-
wege: 13% (16% Vj.) Wiederholer, 29% (25% Vj.), Jugend ohne Ausbildung in der Staatlichen Be-
rufsschule Erlangen, 20% (15% Vj.) weiterer Schulbesuch mit dem Ziel den Mittleren Bildungsab-
schluss zu erwerben und 40% (43% Vj.) in Ausbildung.

Zwei Fakten sind hierbei als positiv zu bewerten:

a) Eichendorffschule: Ausbildungsplatze

- Ausbildungsquote Schiler*innen gesamt 60,50% davon
- Schiler*innen mit Abschluss der Mittelschule: 28,50%
- Schiler*innen mit Qualifizierendem Abschluss: 32,00%

b) Ernst-Penzoldt-Schule: Weiterfihrender Schulbesuch (Mittlerer Bildungsabschluss)
- 50% der Schiler*innen mit Qualifizierendem Abschluss

Als suboptimal aus Sicht unserer Ziele zu bewerten ist die Einmiindungsquote in die Staatliche
Berufsschule Erlangen:

Berufsvorbereitungsklasse und Jugend ohne Ausbildung
- 29% der Schilerinnen und Schuler der Mittelschule Erlangen (im Vorjahr 25%)
- Eichendorff-Schule 13%, Hermann-Hedenus-Schule 30% und Ernst-Penzoldt-Schule 33%
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Verbleibsangaben Mittelschule Erlangen
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Der Ausbildungsmarkt in Erlangen bietet eine ausreichende Zahl an Ausbildungsplatzen an. Eine
Vielfalt der Ausbildungsberufe ist zwar faktisch gegeben, praktisch jedoch eingeschrankt. Von den
ca. 350 Ausbildungsberufen werden nicht alle in Erlangen angeboten. Erfahrungsgeman kon-
zentriert sich die Wahl eines Ausbildungsberufes auf das Handwerk mit Anlagenmechaniker, Maler
und Elektroniker, auf den medizinischen Bereich mit Medizinischen Fachangestellten, dem Handel
mit Verkaufer, Bau- und Baunebenberufen wie Maurer, Rohrleitungsbauer und Stralienbauer so-
wie Fahrzeugtechnik mit Fahrzeuglackierer und Kfz-Mechatroniker.

Ziel der Beratung bzw. Unterstitzung ist die Verkniipfung realistischer Einmindungsperspektiven
mit Anschlussperspektiven. Kern ist, dass Ausbildung als Basis fur einen beruflichen Entwick-
lungsweg zu sehen ist und nicht als ,Endstation”. Eine gelungene berufliche Orientierung in der
Schule sollte die Aufnahme einer Ausbildung zum Ziel haben. Dazu gehdort auch die realistische
Einschéatzung von Fahigkeiten, Eignung und Interesse sowie schulische Qualifikation.

Neben den Projekten mit Klassen/Gruppen (z. B. Betriebsbesichtigungen, Teilnahme an Ausbil-
dungsbdrsen, Informationsveranstaltungen etc.) ist die nachmittagliche Einzelarbeit im KOMBI-
Biro in der Innenstadt wesentliches Element der Aktivitaten. Dabei geht es Uberwiegend um den
Prozess des Bewerbens, Uben von Vorstellungsgesprachen und Riickmelde-Gesprache beziiglich
Bewerbungsaktivitaten.

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die individuelle Beratung im KOMBI-BUro in der Innenstadt steht allen Schilerinnen und Schiilern
der Mittelschule Erlangen, aber auch Schiilern anderer Schularten aus Stadt und Land offen. Die
Beratungszeiten konzentrieren sich auf den Nachmittag (auf3erhalb des Unterrichts) und die Feri-
en.

Im Berichtsjahr nahmen von der 8. Jahrgangsstufe 13 (mit 27 Kontakten), von der 9. Jahrgangs-
stufe 98 (mit 269 Kontakten) und von der 10. Jahrgangsstufe 45 (mit 166 Kontakten) Schilerinnen
und Schiiler der Mittelschule Erlangen das Angebot wahr. Die Intensitat und Haufigkeit der Inan-
spruchnahme korreliert positiv mit den Ergebnissen zum Verbleib, vor allem in Bezug auf Ausbil-
dung.
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Kontakte pro Jahrgangsstufe im Schuljahr 2015/2016
45

M 8. Klasse

H 9. Klasse

Kontakte

10. Klasse

Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug
15 15 15 15 16 16 16 16 16 16 16 16

Im Durchschnitt sind drei bis vier Termine fir einen erfolgreichen Bewerbungsprozess noétig. Die
Leistung ist als Beitrag zur Chancengerechtigkeit zu sehen. Nicht jeder Schiiler verfligt Gber die fir
eine erfolgreiche Bewerbung erforderlichen Ressourcen. Schwerpunkte in den Jahrgangsstufen
sind:

8. Klasse: Beratung Uber Praktika, Bewerbung fur Praktika

9. Klasse: Spitzenzeiten im April, Juni und Juli fir Bewerbungen, sowie im Oktober fur Praktika

10. Klasse: Bewerbungen im Herbst, zum Juli rickldufig wegen FOS-Anmeldungen, im August
wegen Absagen der FOS.

In den letzten Jahren stieg der Bedarf an Unterstuitzungsleistung von 70 auf 140 Jugendliche im
Jahr 2016 an. Uberwiegend ging es um Anschlussperspektiven nach abgebrochener sowie erfolg-
reich bestandener Ausbildung, Verhinderung von Ausbildungsabbriichen und Fortsetzung der
Ausbildung in anderen Betrieben. 40% der Besucher kamen von der Mittelschule Erlangen, 60%
verteilen sich auf Realschulen und Wirtschaftsschule, FOS-Abbrecher und junge Erwachsene oh-
ne Ausbildung. Ein Anstieg von Bewerbungen bei Zeitarbeitsfirmen und Sicherheitsdiensten ist
erkennbar, diese werden vor allem von jungen, ménnlichen Erwachsenen ohne abgeschlossene
Berufsausbildung als ,Zwischenldsung“ gewahlt. Ziel der Beratungs- und Unterstitzungsleistungen
ist auch fur die Aufnahme einer Ausbildung zu motivieren.

Die 140 Besucher verteilen sich mit durchschnittlich sechs Besuchen auf einen Zeitraum von ca.
drei Monaten:

Jugendliche und junge Erwachsene im KOMBI

40

35

30

25 -

20 -

15 -

Besucher im KOMBI

10

Jan Feb Marz April Mai Juni Juli Aug Sep Okt Nov Dez
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

- Organisation von Betriebsbesichtigungen

- Aufbau von verbindlichen Partnerschaften mit Unternehmen in Bezug auf Praktika und
Ausbildung

- Organisation der ,Zukunftswoche® an der Eichendorff-Schule mit Vor- und Nachbereitung

- Vor- und Nachbereitung der Orientierungs- und Entscheidungspraktika

- Individuell: Begleiten des Bewerbungsprozesses und Entwicklung von Einmindungsper-
spektiven (offener Adressatenkreis)

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

3.1 Zusammenarbeit mit Schulen

Durch regelméaRigen wochentlichen Einsatz vormittags in den Schulen werden Kontakte zu
Klassenlehrern, Fachlehrern und Schulleitern zur wechselseitigen Information und Planung an-
gestrebt.

3.2 Kooperation mit der VHS )

Im gebundenen und offenen Ganztag durch Ubernahme von Arbeitsgemeinschaften zur Ver-
mittlung von Kompetenzen.

3.3. Der Aufbau verbindlicher Partnerschaften mit Unternehmen als Basis der Informations-
und Vermittlungstatigkeit.

Der fertiggestellte Bericht ist dem Bildungsbiro zur Kenntnis zugeleitet worden.

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): 50.000,-- € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
I/GGFA Referat fur Wirtschaft und Finanzen [1/205/2017

Sachstandsbericht GGFA AGR des kommunalen Jobcenter in Erlangen,
Berichtszeitraum Dezember 2016 sowie Arbeitsmarktprogramm 2017

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

1. Der Sachstandsbericht GGFA AGR fiir den Berichtszeitraum Dezember 2016 (Seite 1 - 21)
wird zur Kenntnis genommen.

2. Das angepasste Arbeitsmarktprogramm 2017 — Stand Januar 2017 — (Seite 1 — 6) wird be-
schlossen.

[I. Begrindung

Das Arbeitsmarktprogramm 2017 wurde dem HFPA am 16.11.2016 unter TOP 13.5 zur Kenntnis
gegeben.

Aufgrund héherer Mittelzuweisungen durch das BMAS Ende Dezember 2016 (knapp 600 T€) ist
das Arbeitsmarktprogramm anzupassen. Die zuséatzlich durchzufiihrenden Maflinahmen (intern wie
extern) sind auf Seite 2 des Arbeitsmarktprogramms aufgefiihrt.

Von der GGFA werden aufgestockt , Transit — zentrale Jugendmaflinahme*, ,AGH Coach extern*
und ,MalRnahmen fir anerkannte Asylbewerber, Jobbegleiter* sowie neu durchgefihrt die ,,Aufsu-
chende Arbeit“. Von den externen MaRnhahmen werden aufgestockt ,BAQ-Berufliche Anpassungs-
Qualifizierungen + BIRA", ,BaE und AsA/BaE koop.“, ,EQ-Einstiegsqualifizierung sowie Mafl3nah-
men fiir anerkannte Asylbewerber, Qualifizierungs-, und BeschaftigungsmalRnahmen mit Sprach-
modulen®.

Der Sachstandsbericht der GGFA AOR flr den Berichtszeitraum Dezember 2016 sowie das ange-
passte Arbeitsmarktprogramm 2017 wurden bereits in der SGA-Sitzung am 08.02.2017 unter TOP
2 ,Sachstandsbericht zur SGB Il Umsetzung in der Stadt Erlangen®, Anlage 3 aufgelegt.

Anlagen:

Sachstandsbericht GGFA AOR - Dezember 2016
Arbeitsmarktprogramm 2017 - Januar 2017

[1l. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Sachstandsbericht GGFA AOR

JOBCENTER
STADT ERLANGEN

Berichtszeitraum: Dezember 2016

Sonderthema
Anpassung des Arbeitsmarktprogramms 2017
aufgrund hoherer Mittelzuweisungen
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JOBCENTER

STADT ERLANGEN

1 Aktuelle Entwicklungen

GGFA

1.1 Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation

Die Gesamt-Arbeitslosenquote (SGB Il und SGB Ill) blieb im Dezember 2016 stabil.
Innerhalb der Gesamt-Quote hat sich jedoch eine Verschiebung zu Lasten der SGB I
Quote mit deren Erhdéhung von 2,4 auf 2,5 % ergeben. Diese liegt immer noch auf
einem guten Niveau im Jahresdurchschnitt.

e |n5ge samt

rrrrrr dar. Deutsche

Auslander

Im Jahresvergleich 2016 zu 2015 zeigt die Unterbeschaftigung einen flichtlingsbe-
dingten deutlichen Anstieg. Unter den Kriterien der Unterbeschéftigten fallen vor allem
Arbeitslose die an MalRnahmen teilnehmen, das sind bei der Gruppe der Gefllichteten
im Jahr 2016 Uberwiegend Integrations- und Sprachkursteilnahmen. Ohne diese Zu-
ordnung in das Kriterium der Unterbeschaftigung wiirde eine héhere Arbeitslosenquote
resultieren.

Personen in
1.861 arbeitsmarktpolitischen
1.639 MafRnahmen oder mit
einem Sonderstatus
Arbeitslose
80,7% 88,8%
Dez 2016 Dez 2015 ~
SGB Il ‘- !::T::ag!nlurmrArh!dl

Die SGB Il Quoten im Stadtevergleich des Gro3raums

Gesamt SGB Il SGB I
Dez 16 Dez 15 Dez 16 Dez 15 Dez 16 Dez 15
Niirnberg 6,1 6,5 1.7 1,8 4.4 4,6
Firth 55 3,6 1,7 1,8 3.9 45
Bayreuth 51 55 2,2 2,1 29 3,4
Bamberg 43 4,6 1.6 1,8 2.7 2,8
Ansbach 4.6 4,3 1,6 1,6 3 2,7
Schwabach 34 3,8 1,2 1,4 2.3 2,4
Erlangen 3.8 3,7 1.4 1,3 25 24

Sachstandsbericht GGFA AéRggétlzéitZum Dezember 2016

SGB Il Alo Zahlen
leicht gestiegen

Zunahme der Ge-
flichteten teilweise
kompensiert durch
Abnahme im SGB I
Regelbereich

Unterbeschaftigung
steigt durch Mal3-
nahmen fir Gefliich-
tete

Erlangen weiter
stark im Grof3raum-
vergleich
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1.2 Hohere Mittelzuweisung fur die Zielgruppe der
- erweitertes Arbeitsmarktprogramm 2017

Geflichteten

Die Planung des Wirtschaftsplanes und des Arbeitsmarktprogrammes 2017 beruhte auf
Basis der in den Vorjahren zur Verfligung gestellten Mittel im Verwaltungs- und Einglie-
derungsbereich und der erhaltenen Mittel flr Gefliichtete. In der aktuellen Zuweisung
wurde unter Anwendung der Verteilungsarithmetik des Bundes die vorsichtige Planung
der Fluchtlingsmittel fir 2017 deutlich Gbertroffen. Insgesamt stehen dem Jobcenter nun
597 Tausend Euro mehr zur Verfiigung. Diese zusatzlichen Mittel werden flir notwendi-
ge Verwaltungs- und Personalkosten und fir zusatzliche Eingliederungsinstrumente
eingesetzt. Nach Abstimmung mit der Sozialhilfeverwaltung stehen zusatzlich fir die
Eingliederung 430 T€ zur Verfigung. Explizit fur Geflichtete werden MalRnahmen fur
341 T€ angeboten.

Die restlichen Mittel wurden in zielgruppengerechten Qualifizierungen und MaRnahmen
umgesetzt, die unmittelbar auch Gefllchteten offen stehen. Gestarkt wurde damit der
Jugendbereich mit einem Vermittiungsmodul in Transit und einem erhdéhten Angebot in
der Einstiegsqualifizierung. Ebenso der Bereich Langzeitleistungsbezieher durch einen
zusatzlichen AGH-Coach fiir externe Arbeitsgelegenheiten. Auch fir aufsuchende Ar-
beit — wie im Arbeitsmarktworkshop des letzten Jahres eingefordert — wird Personal zur
Verfligung gestellt. Fiir psychisch erkrankte Teilnehmer wird zusatzlich die Malnahme
BIRA - Berufliche Integration in den regionalen Arbeitsmarkt - angeboten.

Das erweiterte Arbeitsmarktprogramm ist in der Anlage 1 zu finden. Die neuen Angebo-
te sind orange markiert

1.3 Informationen aus der Jobcenterarbeit

Gemeinsames Arbeitsmarktblro zur Betreuung und Vermittlung von Flichtlingen
Im Herbst hat das gemeinsame Arbeitsmarktbiro (AMB) fir Gefliichtete seine Arbeit
aufgenommen. Im vorgelagerten Infopoint erfolgt die Vorklarung der Anfragen und die
Weiterleitung an die entsprechenden Dienststellen in der Stadt. Ebenso werden hier die
Beratungstermine fir das gemeinsame ABM vereinbart.

Gemeinsames amnm

Arbe:tsmarktburo Mgz U

Zur Beratung und Vermittlung von Fl

BundesagenturE
fiir Arbeit

s

Da die Geflichteten beim Eintritt in das SGB |l bereits einen klaren Ansprechpartner im
Jobcenter erhalten, bietet die Agentur fur Arbeit im AMB Beratung und Unterstitzung
bei der Suche nach einer Arbeitsstelle fir noch nicht anerkannte Gefllichtete und Ge-
duldete an.

T céllzé?tlaum Dezember 2016

Sachstandsbericht GGFA AGR -

hoéhere Mittelzuwei-
sung fur Zielgruppe
der Geflichteten

erweitertes Arbeits-
marktprogramm
2017 in der Anlage

Verbesserungen
auch in der ,regel-
strecke®

Informationen aus
der Jobcenterarbeit

Aktivitaten im ge-
meinsamen Ar-
beitsmarktbiro
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Die Zusammenarbeit im AMB zwischen der Agentur fir Arbeit und dem Jobcenter ergibt
dabei groRRe Vorteile z.B. in der Abstimmung Uber zu besetzende Arbeitsstellen, in der
Fallibergabe bei Rechtskreiswechsel in das SGB Il und der gemeinsamen Arbeitgeber-
information. Weiterhin ist das gemeinsame AMB eine wichtige Anlaufstelle fir die Job-
begleiter, die hier ihre zu betreuenden Klienten aufnehmen kdénnen.

undesagentur
Q ir Arbeit

Start des Modellprojektes Jobbegleiter

Das Modellprojekt Jobbegleiter Stadt Erlangen, finanziert Gber den Bayrischen Arbeits-
marktfonds, hat zum 01.01.2017 die Arbeit aufgenommen und ist mit der Integrations-
arbeit von anerkannten Flichtlingen betraut. Die Besonderheit dieser Coach-Arbeit ist,
dass die Zielteilnehmer, arbeitsmarktnahe Gefliichtete, bereits in den Integrations- und
Sprachkursen identifiziert und begleitet werden. Damit besteht die Mdglichkeit, die vom
dortigen Fachpersonal gewonnenen Erkenntnisse Uber die jeweiligen beruflichen Kom-
petenzen gezielt in die Arbeits- und ggf. Ausbildungsplatzsuche einflieBen zu lassen.
Die Zielgruppe sind Frauen und Manner Gber 25 Jahren die das B1 Sprachniveau errei-
chen werden.

Die Coachstelle teilen sich eine GGFA Mitarbeiterin und ein GGFA Mitarbeiter, die be-
reits fundierte Kenntnisse und Erfahrungen in der Beratung und Begleitung von Perso-
nen mit Fluchthintergrund mitbringen.

Bundesprogramm ,,Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“
23 Teilhabe-Arbeitsplatze besetzt — Kapazitat weitgehend ausgeschopft!

Dreiundzwanzig sozialversicherungspflichtige Teilhabe-Arbeitsplatze, mit einem Stun-
denanteil von 15-30 Arbeitsstunden pro Woche, sind mit SGB Il Arbeitslosen, die vorher
Uber vier Jahre im Langzeitleistungsbezug waren, besetzt. Da unerwartet viele Teil-
nehmer mit einem héheren Stundenkontingent von 25 und 30 Stunden eingestiegen
sind, ist das Budget in Hohe 1.283.040 Euro fiir die Programmlaufzeit bis zum
31.12.2018 weitgehend ausgeschopft.

Modellprojekt Job-
begleiter gestartet

Statusreport Soziale
Teilhabe

Sachstandsbericht GGFA AéR%AéﬂitLum Dezember 2016
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1.4 Statistiken zur Gruppe der Geflichteten

Bericht aus der Eingangszone der Werkakademie / Zugéange

Die statistische Erfassung in der Eingangszone der Werkakademie, dem Ubergang aus
der Leistungssachbearbeitung in das Fallmanagement und in die Personalvermittlung,
zeigt die monatsdurchschnittliche Erhéhung der Flichtlingszugange. Dargestellt werden
ebenfalls die Gesamtzahl der Zugange aus dem Jahr 2016 Jahresdurchschnitt pro Wo-

che.
Geflichtete in der Eingangszone

KW |Zmine AF |w |m |E- |iKurs |a |DM  |U25]025 |US0 -.,y..c. Irak|Iran [Eritrea Sonst.
es. / Test |laufend| |dabei
::::mt 375 | 475 (142 333 (219 | 128 |72 | 162 (176| 268 | 31 371 |101| 352 |85 | 12 0 0 25
|3016 27%
@ Woche 8 10 | 3 7 4 3 1 3 4| 5 1 7 2(7 |2]0 0 0 1
statistische Daten 2017
[ 4 TaJolaTJ2] 2 J2] 2 JoJaTo 1 Jo[3] o] o [ o |s0%
3 [ 8 [ s8l2]6]a] 3 [3[ 1 [alaT]o 5 [3]o] o | o | o |38%
12 12 2 10 6 5 5 3 4 8 0 9 3 6 3 3 0 0 0
17% 83% 50% 42%  42% 25% 33% 67% 0% 75% 25% 50% 25% 25% 0% 0% 0% *
AF: anerkannter Flichtling u2s: Alter unter 25 Jahre
BG: Bedarfsgemeinschaft U25: Alter Gber 25 Jahre
DM: Dolmetscher beim Erstgesprich dabei Us0: Alter tber 50 Jahre
E-Test: Einstufungstest o Alphabetisierung notwendig
FM: Fallmanagement * Temporir variable Werte: Anteilswerte beziehen sich auf den Zeitpunkt des
I-Kurs Integrationskurs Erstgesprachs und bilden keine Verdanderungen im Zeitverlauf ab
PV: Personalvermittiung Zusatz: Anzahl gesamt im SGB Il héher, hier nur "erwerbsfahige" BG Mitglieder gezahlt
@ 2016:  Wochendurchschnittswerte des Jahres 2016 gerundet

Statistische Auswertungen
Die folgenden statistischen Auswertungen beziehen sich auf Basisdaten zu den

GGFA AbR, Jobcenter Stadt Erlangen
I-Kurs  E-Test
laufen absolvi

46%

50%
50%

Leis-

tungsberechtigten im SGB Il mit Fluchthintergrund (im Bestand) und sind ein Ergebnis
einer Detailauswertung mit Datenstand Dezember 2016. Zu diesem Zeitpunkt waren

505 erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Fluchthintergrund im SGB |l Bezug.

Nach Herkunftslandern

ungeklart; 4; 1% Staatenlos 4 1%

Ohne Angaben; 6; 1%___—— | ’/

andere Lander; 13;

Afghanistan; 4; 1%
2%

Athiopien; 9; 2%

Iran; 13; 2%

Aserbaidschan; 8; 2%

Alters- und Geschlechterverteilung
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I
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Status der Arbeits- und Ausbildungsplatzsuche

Art der Beschéftigungssuche

keine Suche 102

Arbeitsplatz 400

Ausbildungsplatz 155

Arbeitsplatz und Existenzgriindung 1| |Beschéaftige Personen mit Fluchthintergrund

ELB konnen sowohl Arbeits- als auch sozialversicherungspflichtig

17

Ausbildungssuchend sein

geringfligig

23

Anteil der Arbeitslosen mit Fluchthintergrund an der SGB 1l Arbeitslosenquote

3,00%

2,50%

Arbeitslose mit Fluchthintergrund; 0,3%

2,00% -

1,50% -
Arbeitslose ohne Fluchthintergrund;
2,16%

1,00% -

0,50% -

0,00% -

Derzeit arbeitslos sind 185 der Gefliichteten. Die SGB |l Arbeitslosenquote von 2,46 % setzt sich
aus 0,3% (Gefluchtete Arbeitslose) und 2,16% (Arbeitslose ohne Fluchthintergrund) zusammen.

Die folgenden Ubersichten beziehen sich ausschlieBlich auf arbeitssuchende

Personen:

Schulabschliisse mit Altersverteilung auf Basis der Selbstauskunft

160 -

140 |—

120 +—

100

80

60 -

_ _ ~ Abitur
40 —

kein
Schul
I D Chlus Sum

20—

50 +
u18 18-24 25-30 31-40 41-49 50 +

ohne Fachhochschul-/Hochschulabschluss 1

(Fach-) Hochschulreife 66 53 27 21 14
= mittlere Reife 3 8 3 2

(Qual.) Hauptschulabschluss 4 12 5 9 5 4
= kein Schulabschluss 20 65 45 78 33 18
= ohne Angaben 2 2 1 2 1

Eine Anerkennung der Schulabschlisse steht meistens noch aus. Die Erfahrung zeigt,

dass die Abschliisse dann haufig niedriger bewertet werden, als im Herkunftsland
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Status der Arbeits-
und Ausbildungs-
platzsuche

185 arbeitslose Ge-
flichtete

0,30% Anteil an der
AL Quote von
2,46 %

Schulabschliisse

(auf Basis der
Selbstauskunft)
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Berufsabschliisse
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ohne abgeschlossene
Berufsausbildung;
304; 76%

/Hochschule; 21;5%
in Deutschland nicht

anerkannte
Berufsausbildung; 45;

1%

in Deutschland nicht

anerkannter
Hochschulabschluss;

Fachhochschule;
6; 2%

22;6%

\Berufsfachschule;
1; 0%

Ohne Angaben; 1; 0%

Angezielte Tatigkeitsniveaus

komplexe
Spezialistentatig
keiten; 30; 8%

hoch komplexe
Tatigkeiten; 75;
19%

Helfer- und
Anlerntatigkeiten;
86; 21%

Ohne Angaben;
\ 115 3%

fachlich
ausgerichtete
Tatigkeiten; 198;
49%

Angestrebte Tatigkeiten/Branchen

180
160 -
140 -
120 -
100 -
80 -
60 -
40
N . - - - -
07 Personen- Kaufménnische IT- und natur-
bezogene und unternehmens- Verkehrs- und wissenschaftliche
Produktions-berufe | . 9 bezogene o - , Sicherheitsberufe | Reinigungsberufe (Leer)
Dienstleistungs- Dienstleist ~ L ufe D g-
berufe lenstieistungs sberufe
berufe
Ergebnis 171 103 56 19 16 12 12 1"
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2 Basisdaten

2.1 Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB Il (im Bestand)

Ubersicht uiber die Entwicklung der SGB lI-Bezieher in Erlangen

Sep 12 2.298 2.900 1.093 4,0%
Sep 13 2.367 2.984 1.284 1.474 2,4% 4.1%
Sep 14 2.373 3.065 1.332 1.601 2,6% 4,1%
Sep 15 2.354 3.019 1.294 1.505 2,5% 4,2%
Sep 16 2.468 3.214 1.342 1.541 2,5% 4,4%
Okt 12 2.294 2.886 1.118 4,0%
Okt 13 2.386 3.013 1.311 1.439 2,4% 4,1%
Okt 14 2.393 3.059 1.326 1.5659 2,6% 4,1%
Okt 15 2.358 3.033 1.311 1.460 2,4% 4,2%
Okt 16 2.335 3.062 1.424 1.468 2,4% 4,3%
Nov 12 2.301 2.928 1.343 1.452 2,4% 4,2%
Nov 13 2.392 3.048 1.469 1.455 2,4% 4,0%
Nov 14 2.364 3.083 1.469 1.551 2,5% 4,2%
Nov 15 2.338 3.048 1.413 1.461 2,4% 4,2%
Nov 16 2.463 3.226 1.366 1.463 2,4% 4,4%
Dez 11 2.273 2.975 1.260 1.337 2,3% 4,1%
Dez 12 2.332 2.979 1.348 1.296 2,2% 4,1%
Dez 13 2.387 3.042 1.460 1.450 2,4% 4,2%
Dez 14 2.363 3.080 1.464 1.455 2,4% 4,2%
Dez 16 2.506 3.287 1.392 1.502 2,5% 4,4%

Quelle: Auszug aus Alo_Stadt ER_5JVergl 12 16, Amt fur Statistik Erlangen und Statistik BA

Die ELB-Quote errechnet sich aus dem Bestand an erwerbsfahigen Leistungsberechtigten (ELB) bezogen auf
die Wohnbevoélkerung. Die bisher hier ausgewiesene SGB II-Quote wird nicht mehr am aktuellen Rand ausge-
wiesen. Die Daten T-3 (3 Monate zurtickliegend) finden Sie unter Punkt 8.

Zur Erklarung:

Diese Tabelle gibt den zahlenmaRigen Uberblick tiber die Entwicklung der wichtigen Personengruppen im SGB
II-Bezug und der dazugehérigen Quoten.

Bedarfsgemeinschaften: Familien, Zusammenlebende, Alleinerziehende, aber auch Alleinlebende. Erwerbsfahi-
ge Leistungsberechtigte: dem Grunde nach dem Arbeitsmarkt zur Verfligung stehend (Voraussetzung min. 3
Std. tagliche Erwerbsféahigkeit).

Sozialgeldbeziehende: in der Regel Kinder unter 15 Jahren oder voriibergehend nicht Erwerbsfahige.

2.2 Zusammensetzung der Personen im

SGB ” BeZUg Regelleistungsherechtigte (RLA) in der Grundsicherung (4,592
: , : erwerhsfanige “Atsitsiose SGB I}
Die Gruppe der Leistungsberechtigten Personen (Lae%%?gsnerechngte {ELE) {1.463)

(4.592) setzte sich im November 2016 zusammen aus
den Nicht-Erwerbsfahigen Leistungsberechtigten(i. d
R. Kinder /1.366) und den erwerbsfahigen Leistungs-
berechtigten (3.226). Von diesen sind 1.463 arbeitslos.

Unter den Arbeitslosen sind 746 Langzeitarbeitslose ?ﬂa;lf mnzelabetsiose SCAII
(> 1 Jahr).

- geringe statistische Abweichungen zu oben genann-
ten Daten beruhen auf unterschiedlichen Erfassungs-

zeitpunkten -

nicht enmerbsfahige Leistungsherechtigte (MEF)
(1.366)

Quelle: Eckwerte firr Jobcenter, Berlin, Nov 2016
Statistik der Bundesagentur fur Arbeit
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2.3 Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote

650 10,0%

F 9,0%
550 -

r 8,0%

450 L 7.0%

6,0%
350 -

 5,0%

250
r 4,0%

L 3,0
150 - 8.0%

2,0%

50 -
r1,0%

7%
-50 %0,0%

. . . . . . . eLB unter 25 Jahre
Die Daten der jeweils letzten drei Monate sind vorlaufige t-0 bis t-2 Daten .
und sind Prognosen. davon Arbeitslose SGB I

Es besteht die Einschatzung, dass der Anstieg der eLB u25 im Wesentli- unter 25 Jahre
chen durch die Zugange von Gefliichteten verursacht wird. |:|

Jugendarbeitslosenquote
SGB Il Erlangen
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2.4 Zu- und Abgange aus dem Leistungsbezug

300

250

200 —

150 n
100 n
50 n
0
<

- Zugange elLB
[1]

Abgéange eLB

2.5 Dynamik im Leistungsbezug

1.962

dar. mit vorhenigem dar. mit ernewtam
Regelisistungsberug Regelleistungsbezug
innerhalb der innerhalb der
letzten 3 Monste 31,6 % 24,8 % folgendan 2 Monate
Zugang Bestand Abgang
(12-Monatssumme) (12-M onatsdurchschnitt) (12-Monatssumme)

Die Grafik zeigt eine hohe Fluktuation. Der durchschnittliche Bestand an erwerbsfahigen Leistungsberechtigten
unterliegt einer hohen Fluktuation. 1.825 eLB gingen in den letzten 12 Monaten aus dem Bezug, von denen be-
zogen 24,8% innerhalb von 3 Monaten erneut SGB Il Leistungen.

Quelle: Eckwerte fur Jobcenter, Berlin, Nov 2016 Statistik der Bundesagentur fuir Arbeit
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JOBCENTER
STADT ERLANGEN GGFAR
3 Integrationen

3.1 Gesamtdarstellung der Integrationen

Eingliederungen Jan - Dez 2016 (vorlaufig)

Integrationen nach 8§ 48a SGB Il Minijobs

159 66 93 58 Summe Eingliederungen 44 47 2 66 46 22 24 24
18% 7% 11% 7%  |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 5% 5% 0% 7% 5% 8% 9% 9%
615 235 380 221 Summe Eingliederungen 242 315 11 47 179 108 71 90
70% 27% 43% 25% |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 27% 36% 1% 5% 20% 39% 25% 32%
108 44 64 37 Summe Eingliederungen 47 57 4 0 54 30 24 20
12% 5% 7% 4% Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 5% 6% 0% 0% 6% 11% 9% 7%
882 345 537 316 |Summe Eingliederungen 333 419 17 113 279 160 119 134
100% 39% 61% 36% |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 38% 48% 2% 13% 32% 57% 43% 48%

Eingliederungsstatistik Vorjahresvergleich

Eingliederungen Jan - Dez 2015 (T3)

Integrationen nach § 48a SGB I Minijobs
158 71 87 35 Summe Eingliederungen 29 41 0 88 39 21 18 14
18% 8% 10% 4% |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 3% 5% 0% 10% 4% 7% 6% 5%

614 245 369 206 Summe Eingliederungen 232 340 15 27 194 115 79 80
68% 27% 41% 23% |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 26% 38% 2% 3% 22% 39% 27% 27%

128 50 78 47 Summe Eingliederungen 64 58 6 0 63 23 40 18
14% 6% 9% 5% Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 7% 6% 1% 0% 7% 8% 14% 6%
900 366 534 288 |Summe Eingliederungen 325 439 21 115 296 159 137 112
100% 41% 59% 32% |Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 36% 49% 2% 13% 33% 54% 46% 38%
Auslander = ohne deutschen Pass Min = Minijob TZ = Teilzeit Exi = Existenzgrinder VZ = Vollzeit Aus = Auszubildende

Quelle: Datenlieferung an BA-Statistik (statistischer Ausweis ab 2014)

55/147
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3.2 Integrationen nach Branchen

Architektur- und Ingenieurbiiros; technische, physikalische und 5 5 0,5%
Beherbergung 9 8 17 1,7%
Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 64 32 4 100 9,8%
Erbringung von Dienstleistungen der Informationstechnologie 3 3 0,3%
Erbringung von Finanzdienstleistungen 2 2 0,2%
E_rbrlngu.ng von sonstigen Uberwiegend persdnlichen 7 3 10 1.0%
Dienstleistungen
Erbrlngung von wirtschaftlichen Dienstleistungen fiir Unternehmen 37 36 1 74 7.3%
und Privatpersonen a. n. g.
Erziehung und Unterricht 26 6 2 34 3,3%
Gastronomie 44 53 97 9,5%
Gebéaudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau 90 35 1 126 12,4%
Gesundheitswesen 36 10 1 47 4,6%
Grof3handel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 2 2 0,2%
Handel mit Kraftfahrzeugen; Instandhaltung und Reparatur von 14 2 16 1.6%
Kraftfahrzeugen
Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 15 2 17 1,7%
Herstellung von elektrischen Ausriistungen 2 2 0,2%
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 4 4 0,4%
Herstellung von Metallerzeugnissen 12 12 1,2%
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 9 3 12 1,2%
Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 3 1 4 0,4%
Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiose

S X 3 1 4 0,4%
Vereinigungen (ohne Sozialwesen und Sport)
Lagerei sowie Erbringung von sonstigen Dienstleistungen fir den 13 8 21 2.1%
Verkehr
Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen 21 3 24 2,4%
Landwirtschaft, Jagd und damit verbundene Tatigkeiten 1 1 2 0,2%
M.llt'Flna_nz— und Versicherungsdienstleistungen verbundene 2 2 0.2%
Tatigkeiten
Offentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung 16 8 1 25 2,5%
Post-, Kurier- und Expressdienste 6 3 9 0,9%
Private Haushalte mit Hauspersonal 18 18 1,8%
Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprifung 5 1 6 0,6%
S?r?stlg'e freiberufliche, wissenschaftliche und technische 2 2 0.2%
Tatigkeiten
Sozialwesen (ohne Heime) 45 6 51 5,0%
Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 4 1 5 0,5%
Vermittlung und Uberlassung von Arbeitskréften 146 8 154 15,1%
Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges 10 4 3 17 1.7%
Ausbaugewerbe
Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien 25 1 26 2,6%
Informationsdienstleistungen 9 9 0,9%
Sonstiges 40 14 3 57 5,6%
Herstellung von Mébeln 1 1 0,1%
Gesamtergebnis 732 269 16 1017 100,0%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen resultiert aus nachzutragenden Eingaben.

Der Anteil der Integration in Zeitarbeit betragt 16 %..

%6/ 147
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3.3 Integrationen nach Berufen

(Innen-)Ausbauberufe 18 3 3 24 2,4%
Sonstiges 87 5 2 94 9,5%
Berufe in Unternehmensfiuhrung und -organisation 61 9 3 73 7,4%
Emehqu, soziale und hauswirtschaftliche Berufe, 42 26 68 6.9%
Theologie

Flhrer/innen von Fahrzeug- und Transportgeréten 32 12 44 4,4%
Gebaude- und versorgungstechnische Berufe 16 6 22 2,2%
Lebensmittelherstellung und -verarbeitung 41 24 65 6,6%
Lehrende und ausbildende Berufe 21 5 3 29 2,9%
Maschinen- und Fahrzeugtechnikberufe 21 2 23 2,3%
Medizinische Gesundheitsberufe 26 3 1 30 3,0%
Metallerzeugung und -bearbeitung, Metallbauberufe 42 3 45 4,5%
Nichtmedizinische Gesundheits-, Kérperpflege- und

Wellnessberufe, Medizintechnik 19 ° 28 2.8%
Reinigungsberufe 107 62 1 170 17,1%
Schutz-, Sicherheits- und Uberwachungsberufe 24 4 28 2,8%
Tourismus-, Hotel- und Gaststéttenberufe 35 37 72 7,3%
Verkaufsberufe 66 40 3 109 11,0%
Verkehrs- und Logistikberufe (aulRer Fahrzeugfiihrung) 48 18 66 6.7%
Papier- und Druckberufe, technische Mediengestaltung 2 2 0.2%
Gesamtergebnis 708 268 16 992 100,0%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen ist durch noch nachzutragende Eingaben begriindet.
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3.4 Kennzahlen K2 — Integration und Nachhaltigkeit
Entwicklung der Integrationsquote

35
30
25
20
15
10

Die Kennzahl K2 misst die Integrationen in den vergangenen zwdlf Mona- B
ten im Verhaltnis zum durchschnittlichen Bestand an erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten in diesem Zeitraum. ]

[ ]

Entwicklung der Nachhaltigkeitsquote

Integrationsquote ER
Integrationsquote @
SGBII-Typ Id

Integrationsquote g Bay.

GroR3stadte
Integrationsquote @
Bund

*) vorlaufige Zahlen

70
60
50
40 -
30
20 -
10 4
0 4
Q»@ q,é@ P 2 L P 2 (\»@ o IS {é@ q?»@ 09'@
S ¢ & & &y Yy & v > N
N ® 22 o ® & X s N N
Die Nachhaltigkeitsquote K2E3 (Erganzungsgrofie) misst den Anteil der NI E;chhaltigkeitsquote
nachhaltigen Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschéftigung Nachhaltigkeitsquote
der vergangenen zwolf Monate an allen Integrationen in sozialversiche- @ SGBII-Typ Id
i . A . Nachhaltigkeitsquote
rungspflichtige Beschaftigungen in diesem Zeitraum. -
gsp 9 gung o Bay. Grof3stadte
C 1 Nachhaltigkeitsquote
Bund
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4 Mallhahmen

4.1 Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz - Januar bis Dezember 2016

Werkakademie als Eingangsprozess mit Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT Dritte
Bewerbungszentrum (BWZ) nach Bedarf 4040 GGFA 194114 €
Projekt Arbeitssuche (PAS 24 110 GGFA 62.256 €
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT Dritte
Jugend in Ausbildung 60-80 80* GGFA
:E;blldung zum Holzfachwerker - Juwe Eltersdorf / externe 4 4 Diakonie/DAA 44733 €
Ausbildung zur Fachkraf_t Kuc_:hen—, Mébel- und 2 3 GGFA 28.932 €
Umzugshelfer und Verkauferin
Einstiegsqualifizierung (EQ) 4 8 div. Arbeitgeber 16.215 €
Transit 20 69 GGFA 108.758 €
Hauptschulabschluss 15 61 GGFA 77581 € Stadt Erlangen
BVK 20 43 GGFA 55.302 € Stadt Erlangen
BIJ-V-H fiir Fliichtiinge 3 308 GGFA 330.986 ¢ | Stadt Erlangen
offene Ganztagsschule / Eichendorffschule 60 60 GGFA 101.106 € Regierung Mfr.
Jugend starken im Quartier (JuStiQ 90 199 GGFA 233.267 € |[BMFSFJ/JA
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer VWT Dritte
Kajak 40 73 GGFA 70.106 € 70.106 € [ESF Bayern
Bedarfsgemeinschaftscoachin 40 60 GGFA 60.142 € 60.142 € |[ESF Bayern
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer Dritte
Access‘. Birke & Partnef.
Zusammenarbeit - Inklusion in eine gemeinsame RS Koot Ausgleichs-
Arbeitswelt (Teilnehmer Jobcenter Erlangen Stadt) 40 43 Erlangen, Laufer Miihle 501.295 € [fonds

Aktivierungsgutschein (IFD, Kiz Prowina, etc’ nach Bedarf 25 diverse Trager 38.463 €

Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT
MigraJob nach Bedarf 209 GGFA 43.487 €

BMAS/BMBF/B
A

Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT Dritte
AGH intern Fund- und Bahnhofsfahrrader (Bike)/
Sozialkaufhaus 18 64 GGFA 170.575 €
AGH-Coach 20 64 GGFA 30.497 €
AGH extern 10 10 GGFA 3.511€
Soziale Teilhabe - Programm 30 21 GGFA 213.017 € [BMAS**
Coaching Soziale Teilhabe Erlangen 40 72 GGFA 25.294 € 25.294 € |ESF Bayern
Langzeitarbeitslosen - Projekt 50 21 GGFA 190.837 € |ESF / BMAS

Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT Dritte
Vermittlungsbudget nach Bedarf k. A. méglich 101.216 €
Eingliederungszuschuss nach Bedarf 17 58.366 € 108.310 € [BMAS**
Einstiegsgeld nach Bedarf 67 38.265 €
Berufliche Anpassungsqualifizierungen nach Bedarf 152 Div. Bildungstrager 136.874 €
Reha - MaBnahmen nach Bedarf 8 Div. Bildungstréger 13.594 €
Eignungsdiagnostik nach Bedarf 186 Arzt/Psychologe 19.428 €
* bei der Teilnehmerzahl Jugend in Ausbildung (JiA) beziehen wir uns auf den Zeitraum des Berufsausbildungsjahres vom 01.10. bis 30.09. des jeweiligen Jahres Stand: 31.12.2016 (vorlaufig)
**Eingliederungszuschiisse der Prog fiir Langzeitarbei und Soziale Teilhabe

Die Anzahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen pro Platz ist abhéngig von der MalBnahmendauer und den
Wiederbesetzungen nach Vermittlungen und MaRnahmenabbrichen.

Verdopplung der Mittel fur Integration durch Drittmittelakquise:

Trotz der mehr als 50 % igen Senkung der Eingliederungsmittel bei einer Reduzierung der SGB |l eLB (er-
werbsfahigen Leistungsbezieher) in den letzten finf Jahren um nur 10 % wird ein zwar reduziertes aber noch
breit aufgestelltes Instrumentenangebot angeboten. Das ist moglich durch den Einsatz der neuen Bundespro-
gramme, kommunaler Aufwandszuschisse, ESF-Mitteln und der Eigenerwirtschaftung.

Sachstandsbericht GGFA AéR%AéﬂitLum Dezember 2016
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4.2 Beschaftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten
Ubersicht der Arbeitsgelegenheiten

1 Freie Wohlfahrtspflege Helfertatigkeiten, Aushilfsfahrer, etc. 1
2 Gemeinnltzige Vereine handwerkliche Hilfstatigkeiten, Unterstlitzung bei der Tierversorgung, etc. 0
3 Stadt Erlangen*) Hau‘smelllsterh|Ifstat|gke|ten, Bdrohilfstatigkeiten, Unterstltzung bei Evaluation 0
v. Nistplatzen, etc.
4 Staatliche Schulen Bibliotheks- /Blrohilfsarbeiten 1
5 Kirchliche Einrichtungen Hausmeisterhilfstatigkeiten, Aushilfstatigkeiten, etc. 0
6 GGFA AG6R, Sozialkaufhaus Helfertatigkeiten 4
7 GGFA A6R BaFa Beschéaftigung mit Qualifizierungsanteilen im Bereich handwerklicher 13
(Bahnhofsfahrrader) Anlerntatigkeiten (u.a. Fahrradrecycling)
Gesamt 19

*) Alle in der Verwaltung der Stadt Erlangen angebotenen Arbeitsgelegenheiten wurden vorab vom Personalrat
der Stadt Erlangen geprift und genehmigt.

5 Finanzen - aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel

Aktueller Budgetstand der in der GGFA eingesetzten Bundesmittel zum 30.09.2016

EGT 1.126.247 € 1.116.384 € 9.863 € 1%
2.665.009 € 2.666.637 € |- 1.628 € -0,1%
EGT Eingliederungstitel
VWT Verwaltungstitel
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6 ALG Il — Langzeitleistungsbezieher

6.1 Struktur der Langzeitleistungsbezieher ALG Il

Bestand an erwerbsféhigen Leistungsberechtigten (eLb) 3.260 1 4,35 X 100,0
Bestand an Langzeitleistungsbeziehern (LZB) 17 und alter 1.844 1 0,27 100,0 X|
davon nach Geschlecht:
mannlich 839 1 4,61 455 50,2
weiblich 1.005 0 -3,09 54,5 49,8
davon nach Altersgruppen 0,0
unter 19 Jahre 78 1 21,88 4,2 8,1
19 bis unter 25 Jahre 117 2 -6,40 6,3 10,6
25 bis unter 35 Jahre 382 1 0,00 20,7 254
darunter ohne abgeschlossene Berufsausbildung 167 6 4,38 9,1 10,6
35 bis unter 50 Jahre 651 1 -3,98 353 30,5
50 Jahre und alter 616 1 4,41 33,4 25,4
darunter Auslander 515 1 4,25 27,9 36,2
darunter Alleinerziehende? 360 0 -6,49 19,5 15,5
darunter nach Typ der Bedarfsgemeinschaft (BG) 0,0
Single-BG 768 1 2,13 X X|
Alleinerziehenden-BG 362 1 -14,93 0,0 0,0
Partner-BG ohne Kinder 114 1 1,79 X X|
Partner-BG mit Kinder 222 -4 -15,28 0,0 0,0
darunter 0,0 0,0
arbeitslos 890 0 -10,19 48,3 45,6
davon nach Schulabschluss 0,0 0,0
Kein Hauptschulabschluss 222 3 -7,50 12,0 11,4
Hauptschulabschluss 425 -2 -11,09 23,0 19,0
Mittlere Reife 107 3 -15,08 58 57
Fachhochschulreife 20 0 5,26 11 1,5
Abitur/Hochschulreife 99 -7 -9,17 54 7,2
Keine Angabe/Keine Zuordnung méglich 17 21 -10,53 0,9 0,9

1) Alleinerziehende sind allein lebende Elternteile, die mit mindestens einem minderjéhrigen ledigen Kind in
einer Bedarfsgemeinschaft zusammenleben. Die Zahl der alleinerziehenden Personen kann von der Zahl der
Alleinerziehenden-BG abweichen, wenn ein Elternteil vom Leistungsbezug ausgeschlossen oder nicht erwerbs-
féahig ist.

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit, Bestand an Langzeitleistungsbeziehern und erwerbsféhigen
Leistungsberechtigten nach ausgewahlten Merkmalen, Niirnberg, Datenstand November 2016.

6.2 Langzeitleistungsbezieher und Langzeitarbeitslose im Rechtskreis SGB I

3.260
1.530
Z
524
enverbsfahige Langzeitleistungsbezieher (LB} und Arpeitslose im
Leistungsberechtigte (ELB) gleichzeitig Langzeitarbeitslose Rechtskreiz SGB I
dar. Langzeitleistungzbezieher (LZB) dar. Langzeitarbeitzlose

Langzeitleistungsbezieher sind erwerbsfahige Leistungsberechtigte(eLb), die in den vergangenen 24 Monaten
mindestens 21 Monate hilfebedirftig waren. Als Langzeitarbeitslose gelten alle Personen, die am jeweiligen
Stichtag der Zéhlung 1 Jahr oder langer arbeitslos gemeldet waren. Dariiber hinaus fangt bei bestimmten Unter-
brechungen die Messung der Dauer der Arbeitslosigkeit von vorne an.

Arbeitslosigkeit ist keine notwendige Voraussetzung, um leistungsberechtigt zu sein. SGB Il —Leistungen kann
auch erganzend zu Einkommen aus Erwerbstétigkeit bezogen werden, wenn dieses Einkommen oder vorhande-
nes Vermdgen nicht zur Deckung des Bedarfs ausreicht.

Quelle Eckwerte fur Jobcenter, Berlin, Juli 2016 Statistik der Bundesagentur fir Arbeit,.
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6.3 Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG Il nach Dauer

unter 2 Jahre im Leistungsbezug

2 bis unter 3 Jahre im Leistungsbezug 341 18,6
3 bis unter 4 Jahre im Leistungsbezug 255 13,9
4 Jahre und langer im Leistungsbezug 1.071 58,4

6.4 Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus

eLb Erwerbstatige Leistungsbezieher , X

LZB Erwerbstétige Leistungsbezieher(von 1843 LZB gesamt) 615 2,5 -1, 9 100,0 X
darunter nach Hohe des Bruttoeinkommens aus abhéngiger Erwerbstétigkeit
bis 450€ 247 -0,4 -14,5| 40,2| 39,9
Uber 450 bis 850€ 127 -0,8 -3,1 20,7 19,3
iber 850€ 211 6,6 15,9| 34,3| 357
darunter nach Nettoeinkommen aus selbstandiger Erwerbstatigkeit
bis 450€ 24 14,3 14,3| 3,9 44
(iber 450 bis 850€ 6 20,0 50,00 1,0 0,9
iber 850€ 4 - -l 07 0,5
darunter
Selbstandige mit 4 Jahre und langer im Leistungsbezug 15 2,4 X

*) Die erhobenen Daten unterliegen grundsétzlich der Geheimhaltung nach § 16 BStatG. Eine Ubermittlung von Einzelangaben ist daher ausgeschlossen. Aus diesem Grund werden
Zahlenwerte kleiner 3 anonymisiert oder zu Gruppen zusammengefasst. Falls in einzelnen Monaten keine Werte ausgewiesen werden, ist dies auf eine unplausibe bzw. unvollstandige
Datenlage einzelner Jobcenter zurlickzufiihren.

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit, Statistik der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nach dem SGB I,
Langzeitbezieher - Strukturen, Niirnberg, Daten mit Wartezeit von 3 Monaten, Datenstand: Jul 2016

6.5 Kennzahl K3 Veranderung der Zahl der Langzeitleistungsbezieher

-3
-4
N I N R I I BRI
Q2 N
G FTEIEL Y VTS TS

Die Kennzahl K3 ist wie folgt definiert: Die Anzahl der LZB im Bezugsmonat wird -
ins Verhaltnis zu den LZB im Vorjahresmonat gesetzt.

LZLB ER

LZLB g SGBII-Typ Id
LZLB g Bay. Grof3stadte
LZLB @ Bund

*) vorlaufige Zahlen
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7 Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a

Mit dem § 48a SGB Il wird der Vergleich der Leistungsfahigkeit der Jobcenter auf der
Grundlage der Kennzahlen nach § 51b SGB Il gesetzlich vorgegeben. Dazu werden
die Jobcenter strukturahnlichen Vergleichstypen zugeordnet, in deren Rahmen der
Leistungsvergleich stattfindet. Seit Januar 2014 ist Erlangen dem Vergleichstyp Id
zugeordnet, der nahezu ausschlieBlich aus wirtschaftsstarken Landkreisen in Baden
Wirttemberg zusammengesetzt ist. Flr einen nachvollziehbareren Vergleich wird
deshalb Bezug auf die Kennzahlen der Bayerischen Grof3stadte genommen.

Die SGB ll-Kennzahlen bilden ausschliellich dynamische Veranderungen ab. Zur
Bewertung der Gesamtergebnisse eines Jobcenters ist deswegen der aktuelle Stand
der SGB Il-Arbeitslosenquote und der SGB 1I-Quote als Bezugswert des Niveaus, auf
dem die Veranderungen stattfinden, heranzuziehen.

Die SGB II-Quote stellt den Anteil der Beziehenden von Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il) an der jeweiligen Bevolke-
rungsgruppe dar.

SGB Il Quote -Stand September SGB Il Arbeitslosenquote

5
2016 45
4
12 3,5
10 3
2,5 +
8 > |
6 1 15
4 1
0,5
2 0

o S ) O & & e & ©

3 N > X > N
S & & & & & & & & S & & & o4 < &
& T &?\&" @\\f& \‘\_@,o vs’?o < e"&é& S R ~
<€
Stand: September 2016 Stand:Dezember 2016

Bei der SGB Il Quote hat sich Erlangen, mit geringem Abstand nach Ingolstadt an
zweiter Stelle platziert.

Bei der Arbeitslosenquote belegt Erlangen mittlerweile nur noch Platz vier.

Der Leistungsvergleich besteht aus den drei Kennzahlen K1 bis K3 mit zugeordneten
HilfsgrolRen und bildet die Bezugsgrundlage flir die jahrliche Zielvereinbarung des
Jobcenters mit dem Land:

e K1  Veradnderung der Summe der Leistungen zum

Lebensunterhalt (ohne Kosten der Unterkunft)
e K2 Integrationsquote
e K3 Veranderung des Bestandes an Langzeitleistungsbezieher

Details sind unter der Webseite des Bundes unter www.sgb2.info zu finden.

Sachstandsbericht GGFA AéR%ﬁéézéitZlum Dezember 2016

Jobcenter
Leistungsvergleich
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gleich auf Basis von
acht bayerischen
GrofRstadten

Erlangen guter
zweiter Platz bei der
SGB Il Quote

bei der Arbeitslosen-
quote nur noch im
Mittelfeld

Kennzahlen
K1 bis K3
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8 Verzeichnis der Abklrzungen

AGH Arbeitsgelegenheiten

AMB Arbeitsmarktbiro

AZ Arbeitszeit

AZAV Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsférderung
Bamf Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge

BaE Berufsausbildung in auRerbetrieblichen Einrichtungen
BgA Betrieb der gewerblichen Art

BG-Coaching Coaching von Bedarfsgemeinschaften

BIJ Berufsintegrationsjahr

BMAS Bundesministerium Arbeit und Soziales

BSD Betrieblicher Sozialdienst

BvK Berufsvorbereitungsklasse

BWZ Bewerbungszentrum

EGT Eingliederungstitel

EGZ Eingliederungszuschuss

eLB Erwerbsfahige Leistungsberechtigte

EQ Einstiegsqualifizierung

ESF Europaischer Sozialfonds

FAU Friedrich-Alexander-Universitat

FBW Foérderung der beruflichen Weiterbildung

FK Fahrtkosten

FM Fallmanagement

IHK FOSA Foreign Skills Approval (Anerkennungsverfahren fir IHK-Berufe)
JC Jobcenter

JuStiQ Jugend Starken im Quartier

Kdu Kosten der Unterkunft

KFA Kommunaler Finanzierungsanteil

LfU Leistung fur Unterkunft

LZA Langzeitarbeitslosen-Projekt

MAG MaRnahmen beim Arbeitgeber

Migradob Beratung bei der Anerkennung auslandischer Abschlisse
PAS Projekt Arbeitssuche

PAV Personal- und Arbeitsvermittiung

STMAS Bay. Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung

TN Teilnehmer/in

TZ Beschaftigung in Teilzeit

uz25 unter 25-Jahrige

VWT Verwaltungstitel

VZ Beschaftigung in Vollzeit

ZUSA Zusammenarbeit-Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

Sachstandsbericht GGFA A6R%&At12€itz1um Dezember 2016
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Arbeitsmarkt Programm 2017

JOBCENTER
STADT ERLANGEN

Ziele und Zielgruppen
MalRnahmen und Mitteleinsatz

Anpassung des Arbeitsmarktprogramms 2017
aufgrund hoherer Mittelzuweisungen

Nachtrag der zusatzlichen Instrumente

(orange markiert)

Januar 2017
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Instrumentensetting 2017 nar20nr

interne Durchfiihrung

JOBCENTER

STADT ERLANGEN

externe Durchfiihrung

Vermittlungs-

GGFA..

Bundes-/ Drittmittel
GGFA intern / Zusa Extern
RU = rechtskreisiibergreifend

: - Bedarfsgemeinschaftscoaching
Wer(!;z:l;:_arcgmle T Eingliederungs- budget B’:?p'g:ﬂ‘:h_e Kajak- Alleinerziehende
Bewerbungs- || Loieoi Jucend zuschiisse (102T€) Py (169T€ VWT / 74T€ ESF)
SLES: B hge (857€) = Qualifizierungen
Projekt (178T€) SnaaniciiTe R +BIRA SozialeTeilhabe || Langzeitarbeits-
Arbeitssuche (130+7T€) Malé}r;aTl%Ten (113 und 103T€) (412T€) losen Prg.(695T€)
62T€
( ) e 5ok ond AcAT Zusa Inklusions- JuStiQ
230 g ignungs- r 7TER] 4 2
Bike AGH Coach | [Coaching Jugend E'"S‘;esgzge'd diagnostik BaE koop. Prbiekt G2TTORY) FHO TR 2TE R
Fundfahrrader intern in Ausbildung ( ) (22T€) (46+7T€)
101+5T€ 35+4T€ 69T€E .
( : ) ( ) ( ' ) Existenzgrindung|| AGH Extern EQ -Einstiegs- Kommunale Mittel
SOZlﬂ‘gﬁﬂ’aus AG;*xg":ch Bal;::Auhsbnlgung Beratung Fahrtk.u. MAE || qualifizierung JustiQ Berufsvorb. Klasse
achkra (1T€) (15T€ ) (25T€) 90T) RU 54+2T€) RU
(36+2T€) (49T€) Kiichen u. 0 : = )
Coaching Soziale [| Aufsuchende Umzugshelfer Akademiker- MaRnahmen fiir || abH ausbildungs-| |Hauptschulabschl.|| Sozialkaufhaus
Teilhabe Arbeit Sozialkaufhaus MaRnahme Alleinerziehende ||begleitende Hilfen (73+2+  ||(78T€Betriebszusch.)
(60+3+35 ESFT€) (42+2T€) (27T€) (16T€) (26T€) (7TT€) 4 EGTT€) RU
= T e S e Sprachkurse MigraJob [[Berufsintegrations
Ma“"amb?;;';‘:’r"a"“‘e Boribedats BAMF (36+11T€) RU_||Jahr (438T€) RU
Jobbegleiter Qualifizierungs-, und (kostenfrei)
(21 + 64 AMF + 5 EigenmittelT€) Beschaftigungsmaf3nahmen Sprachkurse
mit Sprachmodulen Trager
(285T€) (in BAQ 3T€)
Anmerkungen:

-EGT = Eingliederungstitel, VWT = Verwaltungstitel, AsA= Assistierte Ausbildung

-die jeweils zweite Kostenposition nach + stellen GGFA Eigenmitte! dar

-JuStiQ = Jugend starken im Quartier (Bundesprogramm)
-Zusa Inklusionsprojekt auch furTeiinehmer des Landkreises (ca.1/3) gedffnet

2 66/147




JOBCENTER
STADT ERLANGEN

GGFA.

Zielgruppe

Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential

geplant*

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt

MaRnahmen Platze

Aktivierungen

Integrationen

Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit der
Integrationen in Erwerbsarbeit

nach
Bedarf

Werkakademie
Eingangsgesprach mit Profiling fur Neukunden

140

nach
Bedarf

Bewerbungszentrum
Unterstiitzung im Bewerbungsprozess

2800

siehe oben

Ziele 2017

Projekt Arbeitssuche (PAS) fir Personen mit
Fluchthintergrund: Neukonzeption fir die
Zielgruppe integrationsnahe Personen mit
Fluchthintergrund (bedarfsgerechte Unterstiitzung
im Bewerbungsprozess)

24

150

siehe oben

Akademiker-Malinahme: Bewerbungsprofiling,
Berufliche Zielstrategie, Persodnlichkeitscoaching,
konkrete Recherche, Vorbereitung auf
Vorstellungsgesprache und Accessmentcenter

10

10

- Neukunden mit Arbeitsmarktpotential unmittelbar nach
einem Profiling in den Vermittlungsprozess fihren

- 800 Integrationen im Jahr 2017

- davon 100 Integrationen in Ausbildung
- Einbindung des Fallmanagements zur Steigerung der
Integrationen

|Externe Trager
Vermittlungsmanahme mit Bewerbungstraining

Berufliche Anpassungsqualifizierungen diverse
individuelle Qualifizierungsangebote (z.B. Fachkraft
fur Sicherheit, Altenpflegehelfer, Fahrerlaubnis zur
Fahrgastbeférderung, etc.)

nach
Bedarf

siehe unten
alle Kunden

siehe oben

(3 Monate Vollzeit) 15

15

siehe oben

VermittlungsmaRnahme mit Bewerbungstraining

(6 Monate Vollzeit) 15

15

siehe oben

Citylogistik - Qualifizierung zum Kurier/Express-
Fahrer mit Fuihrerschein Erwerb

5 siehe oben

Integrationen der Bestandskunden

600

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 321 T EUR (Eingliederungt

tel=EGT) + 213 T EUR (Verwaltungstitel=VWT) + 13 T EUR

Eigenmittel

2995

747

Zielgruppe

Jugendliche und junge Erwachsene (u25)

geplant*

+9 T EUR (Eigenmittel)

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRBnahmen Platze |Aktivierungen [Integrationen
Jugend in Ausbildung
Vermittlung in Ausbildung aus Abgangsklassen der 80 130 50
Verstetigung und Weiterentwicklung der Férderangebote \l\;llttslsccfi'nulep Il(Jtnd Altbewerbern // GGFA
o erbundproie
flir junge Menschen (u25) Jugendwerkstatt Eltersdorf
geforderte Ausbildung Holzfachwerker 4 2 1
Externer Trager
BaE Ausbildung zur Fachkraft
fir Kiichen-, M6bel- und Umzugshelfer im 1.J=1
Ziele 2017 Sozialkaufhaus, Ausbildung zur Verk&uferin 2.3J=1 3 1
3.J=1
Assistierte Ausbildung (AsA) oder kooperative
BaE Erprobung der beiden Instrumente 2 2 2
) _ ) _ ) HauptschulabschluBl
- Vermittlung aller ausbildungféhigen Jugendlichen in Betreuung und Unterricht zum Nacholen der 15 30 0
Ausbildung externen Priifung
- Ausbildungmadglichkeiten fir besonders benachteiligte Transit
Jugendliche verstetigen und ausbauen; Durchschnittlich berufsvorbereitende MaRnahme 25 50 20
sechs bis acht geférderte Ausbildungsplatze (BaE)/Jahr Erweiterung um ein Vermittlungsmodul mit 0,5
werden eingerichtet Stellenanteil
- Erhalt, Verstetigung und Ausbau sinnvoll aufeinander Enz:_lfgsquarlzg;ung (E?). b
abgestimmter Férderangebote fir besonders benachteligte E;atler:\:rgelrrqiebl:es lidungsbetrie 10 8 4
J dliche im Ub, Schule - Beruf
ugendiiche m Lbergang Sehule - Beru Erhéhuna der Platzzahl von 7 auf 10
- Fortfihrung des Angebotes zum Nachholen des ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) . 4 0
Hauptschulabschlusses Externe Trager
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 246 T EUR (EGT) + 73 T EUR (kommunale Mittel)+ 69 T EUR (VWT) 229 78
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Zielgruppe

Alleinerziehende, Erziehende und Bedarfsgemeinschaften

geplant*

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt

MaRBnahmen

Platze

Aktivierungen

Integrationen

Kajak Erlangen
Coaching fir Alleinerziehende+Erziehende

Erhdhung der Platzzahl von 45 auf 58 ab April 2017 %8 “ 15
Steigerung der Integration und Senkung des Bestands
von Langzeitleistungsbeziehenden Bedarfsgemeinschaftscoaching
Coaching fur Bedarfsgemeinschaften zur 45 55 15
Verbesserung der Arbeitsmarktnahe und
Beschéaftigunasaufnahme
MiniVista - Motivieren INtegrieren IndiViduell
Ziele 2017 STAbilisieren 10 10 3
fur alleinerziehende Frauen und Ménner
- Nachhaltige Foérderung Alleinerziehender. Verbesserung der BerEiT - B?ruﬂlche Elpglllederung n Tel|Z(?It
Teilhabemdglichkeit durch Férderung der lebens- und Lehrgang fir grvv_erbsfahlge Frauen und Manner
berufspraktischen Kompetenzen mit dem Ziel nachhaltig und zum Wlederelnstleg . 10 10 4
stabil einer Beschéftigung nachgehen zu kénnen. Entwicklung Bereich Altenpflege und Hauswirtschaft
arbeitsmarktrelevanter Flexibilitat. (Kajak)
- Erhéhung von Integrationsmdoglichkeiten in der Férderung
Langzeitarbeitsloser durch Fallarbeit mit der gesamten
Familie oder férderintenisiver Einzel-Bedarfsgemeinschaften.
(Bedarfsgemeinschaft)
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 74 T EUR (Européischer Sozialfond = ESF) + 169 T EUR (VWT) + 31 T EUR (EGT) 149 37
Zielgruppe
Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeintrachtigung geplant*

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt

MaRnahmen

Platze

Aktivierungen

Integrationen

Zusammenarbeit -Inklusion ein eine gemeinsame
Arbeitswelt*
Angebot fur behinderte Langzeitarbeitslose zur

Verstetigung und Weiterentwicklung zielgruppengenauer |Fgrderung der beruflichen Integration  (Laufzeit 8 120 0
Angebote zur Verbesserung der Integrationsfahigkeit  |01.03.2015 - 31.03.2018)
Externe Traaer
* Verbundprojekt mit Jobcenter ERH und Agentur fur
Arbeit Flrth, Geschéftstelle Erlangen
Ziele 2017
- Aktivierung von 120 psychisch Beeintréchtigten, Behinderten |BIRA - Berufliche Integration in den regionalen
oder von Behinderung bedrohten Menschen bei Arbeitsmarkt (fur psychisch erkrankte 10 10 3
MaRnahmetrégern mit Zielgruppenaffinitat Arbeitssuchende)
- Ubergang von 20 SGB II-Kunden mit fraglicher
Erwerbsfahigkeit in adaquate Hilfesysteme — Sozialgeld SGB
I, SGB XII
- Fachliche Ziele: Strategieentwicklung zur Integration (z.B. fur
Kunden mit GdB), Erlernen einer arbeitsmarkttauglichen
Tagesstruktur, Berufswegeplanung, berufliche
Neuorientierung, krankheitsangepasste berufliche
Perspektiven entwickeln
- Sicherung der bestehenden Angebote
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 103 T EUR (EGT) + 527 T EUR (Ausgleichsfonds) 130 43
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Zielgruppe

Migrantinnen und Migranten und Fliichtlinge

gepl

ant*

+ 78 T EUR kommunale Mittel + 16 T EUR Eigenmittel

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRBnahmen Platze |Aktivierungen |Integrationen
Flichtlinge, die als anerkannte Asylbewerber
oder Kontingentflichtlinge in den Rechtskreis
SGB Il miinden steht das gesamte
Leistungsspektrum des Jobcenter Stadt Erlangen
zur Verfuigung, die zusatzliche Mittelausstatttung ist
unklar; ggf. miissen neue Schwerpunktsetzungen
Sicherung der Aktivierung und Eingliederung von erfolgen
Migrantinnen und Migranten und Fluchtlingen
Integrationskurse und berufsbezogene
Deutschsprachforderung des BAMF
Externe Trager nach 92 0
Bedarf
generelle Inklusionsstrategie:
Ziele 2017 alle an.gebqtenen MaBnahmen sind fur Migranten
und Flichtlinge geoffnet
Intern wie Externe Tréger
- Integration anerkannter Asylbewerber im SGB Il in das JobAct Sprachkultur (Theaterprojekt zum Erwerb
gesamte Leistungsspektrum des Jobcenters von Sozialkompetenzen) 4 4 4
- Aufbau zusatzlicher bedarfsgerechter Jobbegleiter Flichtlinge Erlangen (Bayrischer
Qualifizierungsangebotefir Fliichtlinge nach dem Arbeitsmarktfonds) 40 70 30
Eingangsprofiling
- Unterstlitzung des Besuchs von berufsbezogenen P.LLA. modular - Perspektive-Integration-Arbeit:
Sprachkursen Modul Einstiegscoaching (°10 Platze pro Monat) mit
Folgemodulen in Eignungsfeststellung,
KennFnlsvgrmlttlupg, praktischer Erprobung und 10° 278° 20
Praktikum in Betrieben
° mit 278 sind hier die Modulteilnahmen von
Teilnehmern gesamt angegeben
- Fortfiihrung der Strategie den Anteil von Migranten in allen  |ABCD-MaRnahme (Arbeits- und berufsbezogenes
MaRnahmeangeboten zu stabilisieren bzw. zu erhéhen und Coaching mit Deutsch) 8 8 4
individuelle Unterstutzungsleistungen anzubieten
- Kooperation und Zusammenarbeit mit den maRgeblichen AGHs mit Betreuung inkl. eines Sprachangebots
Akteuren der Migrationssozialarbeit und (in Planung mit JC ERH)
. - . . . 10 10 3
Migrantenselbstorganisationen, sowie der Fliichtlingsberatung
vertiefen
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 309 T EUR (EGT) + 64 T EUR (ESF) + 5 T EUR (Eigenmittel) 184 81
Zielgruppe
arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRBnahmen Platze |Aktivierungen |Integrationen
Arbeitsgelegenheiten
) ) ) ) AGH Fund- und Bahnhofsfahrrader (Bike) 15 39 6
Teilhabe am Arbeitsleben durch Arbeitsgelegenheiten
(AGH) und tarifliche Beschaftigung AGH Sozialkaufhaus 5 22 4
AGH Externe Einsatzstellen
Ziele 2017 mit zusatzlichem Einsatz AGH-Coach Akquise im 20 20 2
Umfang von 0,5 VZA
- Hinflhrung an den Arbeitsmarkt, Erkennen von Fertigkeiten |AGH-Coach (Betreuung der AGH- Teilnehmer in .
P X . R 20 siehe oben 0
und Fahigkeiten, Inklusion den Einsatzstellen intern)
- Ausbau des Platzangebotes bei externen Tréagern besonders o siper
. ) e tarifliche Beschaftigung
fir Frauen im Langzeitleistungsbezug
ESF - Bundesprogramm fur arbeitsmarktferne
langzeitarbeitslose Leistungsberechtigte im SGB 50 56 23
Il
- Nachhaltige Integrationen im ESF-Bundesprogramm fir Bundesprogramm Soziale Teilhabe fur
arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose Leistungsberechtigte im |langzeitleistungsbeziehende Leistungsberechtigte 30 40 12
SGB Il im Umfang von 23 Integrationen im SGB |l
- Nachhaltige Integrationen im ESF-Bundesprogramm Soziale |Coaching Soziale Teilhabe Erlangen
Teilhabe fur langzeitleistungsbeziehende 40 5 so
Leistungsberechtigte im SGB Il im Umfang von 12 e
Integrationen
Aufsuchende Arbeit im Umfang von 0,5 VZA nach
40 0
Bedarf
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 321 T EUR (EGT) + 1141 T EUR (ESF-Bund) 262 a7
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Zielgruppe
Alle Kunden geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaBnahmen (nur Externe Trager) Platze |Aktivierungen |Integrationen
Vermittlungsbudget nach §44
) ) ) Leistungen zur Anbahnung oder Aufnahme einer k.A. moglich 0
Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit der sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung (z.B. o
Vermittlungen in Erwerbsarbeit Bewerbunaskosten. Fahrtkosten....)
Eingliederungszuschuss 14 14
Lohnkostenzuschuss fiir Arbeitgeber -
Einstiegsgeld g
Ziele 2017 Zuschuss fiir Leistungsberechtigte bei s 23 23
Arbeitsaufnahme oder Selbststandigkeit S
Berufliche Anpassungsqualifizierungen S
- Kundengerechter und wirtschaftlicher Einsatz der diverse individuelle Qualifizielrungsapgebote @B %
Instrumente Vermittlungsbudget, Eingliederungszuschuss, Sprachkurse, Fachkraft fur Sicherheit, < 172 0
Einstiegsgeld und Berufliche Anpassungsqualifizierungen Altenpflegehglfer, Fahrerlau_bnls zur S
Fahrgastbeférderung, BerEit - Berufliche 2
o - N \ =
Reha-MaRnahmen s
individuelles Angebot fir Reha-Kunden in ° 6 5
Einzelfallférderung ﬁ
I?ignungsdiagnostik S 170 0
Uberprifung der Arbeitsfahigkeit <
Existenzgrindungsberatung und Beratung fur 20 3
Bestandselbststandige
- Vertiefung der guten Zusammenarbeit mit den kommunalen |16a Leistungen (z.B. Schuldnerberatung, Drogen-
Tragern und Weiterentwicklung eines abgestimmten und Suchtberatung, Bewahrungshilfe, Klinikum am nach Bedarf 0
kommunalen Konzeptes Europakanal, Psychosoziale Beratungsstelle, etc.)
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 358 T EUR (Eingliederungtitel) 425 46**
Rechtskreisiibergreifende MaBnahmeangebote der GGFA A6R u.a. fir SGB |l Zielgruppen
Jugendliche und junge Erwachsene (u25) bzw. zur Pravention von SGB Il Bezug geplant*
Ziele 2017 MaRnahmen Platze [Aktivierungen |Integrationen
- Fortfihrung und Weiterentwicklung der Kooperation mit der Jugend Starken im Quartier (Kompetenzagen‘tur
Berufschule, dem Jugendamt, dem Schulverwaltungsamt und Er_langen) . . . K_ooperatlon
der Stabsstelle Strategisches Ubergangsmanagement bei der mlt Jugendhilfe zur rg_chtskrelsunaphang:gen 90 121 23
Integration von Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Forderung benachteiligter Jugendiicher
jungen Fluchtlingen in Gesellschaft und Arbeitsmarkt
Berufsvorbereitungsklasse
Verbundprojekt mit Jugendamt und Berufsschule*** 20 55 15
Offene Ganztagesbetreuung an der Mittelschule
- Einwerben von weiteren Foérdermitteln tber Eichendortfschulex 65 65 0
Arbeitsmarktfonds, ESF Bayern und Bundesprogramme
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 178 T EUR (kommunale Mittel) + 110 T EUR (ESF/JA) + 4 T EUR (Eigenmittel) 241 a8
+ 86 T EUR (Drittmittel Bezirk)
Migrantinnen und Migranten und Fluchtlinge geplant*
Ziele 2017
- Erhohung der Integrationen durch Anerkennung Sonderprojekt Migrajob
auslandischer Berufsabschliisse und Information und Beratung zur Anerkennung auslandischer
Vermittlung in Qualifizierungsangebote des bayerischen 1Q-  |Berufsabschliisse*** 95 130 0
Landesnetzwerkes MigraNet
Berufsintegrationsjahr (B13-V)
MaRnahme fir berufsschulpflichtige Jugendliche mit 160 170 30
Fluchthintergrund***
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 448 T EUR (kommunale Mittel) + 36 T EUR (Bundesprogramm |Q-Netzwerk) 300 30
* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schatzwerten der Ergebnisse aus 2015 und dem Stand der Ergebnisse zum 31.08.2016.
** diese Integrationen sind bereits in den Neukunden der Werkakadmie und den Bestandskunden der Arbeitsvermitllung enthalten
***in diesen rechtskreislibergreifenden Projekten werden auch Jugendliche/Erwachsene aul3erhalb des SGB Il gefordert
Aktivierungen | Integrationen
Gesamtzahl der Integrationen in 2017 (geplant)** 4915 1101
in 2016 (Stand Ende 12/16)** 4400 794
in 2015 ** 6134 900
in 2014* 5063 1086
in 2013 3164 1044
in 2012 2663 1008

*Steigerung der Aktivierungen durch Werkakademie und Bewerbungszentrum
**ab 2015 wird die Z&hlung ohne geringfligige Beschéftigung (Minijobs) abgebildet
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
I/ETM Erlanger Tourismus und Marketing 11/206/2017
Vereine. V.

Touristische Nutzung des Erlanger Hafens verbessern,
Antrag der CSU Stadtratsfraktion Nr. 095/2016 vom 27.09.2016

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Stadtplanungsamt wegen Infotafel

Antrag

1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Die Anfertigung und Errichtung einer Informations- und Orientierungstafel sowie die Auflage
eines Informationsflyers soll auf den Weg gebracht werden.

3. Der Antrag der CSU-Stadtratsfraktion Nr. 095/2016 vom 27.09.2016 ist damit bearbeitet.

II. Begrindung

Seit einigen Jahren wird der Erlanger Hafen von der wachsenden Flusskreuzfahrtbranche als
Anlegeplatz genutzt. Dieses Potential wird durch den privaten Betreiber seither betreut und
ausgebaut. Nach dessen Angaben wird es im Jahr 2017 170 Buchungen fir Anleger geben.
In diesem Zusammenhang hat die CSU Fraktion mit inrem Antrag den Auftrag erteilt zu prufen
und recherchieren, welche Mdglichkeiten es gibt fir ein besseres touristisches Angebot fir die
Flusskreuzfahrer.

Der Erlanger Tourismus und Marketing Verein e. V. (ETM) hat bereits in 2015 Kontakte zum
Erlanger Hafen und zu diversen Schifffahrtsgesellschaften aufgenommen, um entsprechende
touristische Angebote zu entwickeln. Die angesprochene Schifffahrtsgesellschaft Viking Cruise
zeigte wiederholt wenig bis keine Reaktion auf die Kontaktaufnahme (zuletzt im Januar 2017).
Die Begrindung der Gesellschaft basiert auf der Tatsache, dass der Erlanger Hafen primér in
der Funktion als Drehkreuz fur Ein- und Umsteiger gesehen wird (im Zusammenhang mit dem
rd. 15 — 20 km entfernten Albrecht-Durer-Flughafen, Nirnberg).

Daher scheiterte bisher die touristische Nutzbarkeit, wie dies in anderen Stadten der Fall ist.
Auch Uber den Betreiber des Hafens, der direkte Kontakte zu der Gesellschaft pflegt, wurden
keine Umsetzungen moglich.

In einem Gesprach zwischen ETM und CSU-Fraktion am 18.10.2016 wurden Uber diese Erfah-
rungen berichtet. Es bleibt festzustellen, dass ohne eine offene Kooperationsbereitschaft der
Schifffahrtsgesellschaft touristische Umsetzungen nur schwer maoglich sind.

Der ETM sieht fur die Vorschlage der CSU-Fraktion folgende erste Umsetzungs-Maoglichkeiten:

e Einrichtung eines Shuttle Services fir die Géste
Dieser Shuttle kdnnte die Gaste nach deren Ankunft fir eine kleine Ticketgebuhr in die In-
nenstadt in weniger als 10 Minuten (z. B. Strecke Hafen — Parkplatz Innenstadt) fahren. Die
wichtigsten Sehenswaurdigkeiten, kulturelle Einrichtungen sowie Einzelhandel und Gastro-
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nomie kdnnen problemlos zu Ful’ entdeckt werden. Zu fest gelegenen Zeiten (nach Fahr-
plan) kdnnen die Gaste dann wieder zurtick zum Schiff gebracht werden.

Alternativ kdnnen auch Taxen diese Funktion tbernehmen.

Geschétzte Kosten:

Individual Uber Taxiservice abrufbar (Kosten tragen die Gaste selbst), Alternative Gber In-
nenstadt Shuttle Montag — Sonntag von 09.00 — 21.00 Uhr ca. 71.000 Euro p.a. (Hochrech-
nung).

Radverleih

Aktive Gaste kdnnen die unabhéngige Variante Fahrrad oder E-Bike als Fortbewegungsmit-
tel wahlen. Die verschiedenen Rader kénnten wahlweise mit Helmschutz fur eine kleine
Gebuhr gemietet werden. Kartenmaterial Gber die Radwege kann es vor Ort im Infocenter
geben. Den Kanal kdnnen Besucher tber den Kapellen- oder den Blichenbacher Steg
Uberqueren, worlber sie nach Alterlangen und schliel3lich auf den Wiesengrund gelangen.
Von dort aus gibt es mehrere Zufahrtswege, die in die Innenstadt Nord oder Sid fuhren.
Kulturelle Einrichtungen und Sehenswiirdigkeiten Erlangens kénnen erkundet werden,
ebenso Einzelhandel und Gastronomie.

Nach der Ruckkehr zum Hafen kdnnen die Fahrréader wieder beim Verleih abgegeben wer-
den.

Geschéatzte Kosten:

Pro E-Rad Anschaffung inkl. Jahresservice und Ersatzteile ca. 3.000 Euro (erstes Jahr),
Folgejahr pro Radservice 350 Euro.

Auslage eines Informationsflyers fiur die Zielgruppe vor Ort

Kostenlose Informationsflyer enthalten alle wichtigen Informationen, Angebote und Preise
fur ,Ankdmmlinge” von den Personenschiffen. Jegliche Kontaktdaten wie z. B. des Infocen-
ters vor Ort, Fahrplanauskunft des Shuttles, Informationen zum Radverleih sowie eine
Auswahl an besonderen Sehenswiurdigkeiten, kulturellen Einrichtungen, Einzelhandel und
Gastronomie sollen hierbei abgebildet werden. Darlber hinaus kdnnen touristisch ausgear-
beitete Routenvorschlage (z. B. Route A, B, C) hinzugefiigt werden. Der Informationsflyer
musste mehrsprachig produziert werden (mind. Deutsch/Englisch).

Geschétzte Kosten:

Herstellung/Druck ca. 4.500 Euro/Jahr

Einrichtung eines Biros vor Ort inkl. Personal zur Beratung

Mitarbeiter im Servicecenter kbnnen ankommende Gaste empfangen, mit allen wichtigen
Informationen versorgen und Fragen vor Ort beantworten wie z. B. zu den Fortbewe-
gungsmitteln, den Sehenswurdigkeiten, Stadtfiihrungsangebot, kulturellen Einrichtungen
und vieles Mehr. Sie kimmern sich um den Radverleih sowie um den Shuttle Service auf
Abruf. Fir die Ausgabe und den Verkauf von Informationsmaterialien und Souvenirs waren
sie zustandig. Ebenso waren sie direkter Ansprechpartner der Schifffahrtsgesellschaften,
kooperieren mit diesen und geben Auskunft Gber den Erlanger Hafen als Anlegeplatz.

Um groRtmoglich flexibel fur die ankommenden Schiffsanleger zu sein, ware das Personal
im Schichtbetrieb von Montag bis Sonntag jeweils von 09.00 Uhr bis 21.00 Uhr einzuset-
zen.

Geschétzte Kosten:

Personalkosten (3 Mitarbeiter im Wechsel fur rund um Service von Montag bis Sonntag je-
weils 09.00 — 21.00 Uhr) ca. 150.000 Euro p.a., (Container-)Biiro ca. 7.000 — 10.000 Euro
je Ausstattung (einmalig).

Anbringung einer Informations- und Orientierungstafel

Als zusatzlicher Informations- und Orientierungsgegenstand konnten fest installierte Tafeln
vor Ort fungieren. Hierbei kdnnen alle relevanten Informationen und eine Ubersichtskarte
abgebildet werden. Wichtige Kontaktdaten sowie touristische Touren wéren darzustellen.
Somit konnen auch Gaste auRerhalb der Offnungszeiten bestens vor Ort informiert werden.
Geschétzte Kosten:

z. B. 3-Eck-Infotafel im Format 1350 x 1500 mm, ca. 6.000 Euro einmalig (Grafikerkosten
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2.900 Euro, Druckkosten 600 Euro, Edelstahlgestell 2.350 Euro, Erdarbeiten 150 Euro).

Die Auflistung ist prioritatenfrei erstellt.

Aufgrund der geringen finanziellen Mdglichkeiten zum einen - der absehbaren Erfolgschancen
zum anderen - wird vorgeschlagen die Broschtren und die Tafeln auf den Weg zu bringen,
dann weitere Erfahrungen sammeln und die weitere Entwicklung abwarten.

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
= sind nicht vorhanden. Es gibt die Mdglichkeit auf das Budgetergebnis 20/WA zu

warten oder Anmeldung fir den Haushalt 2018

Anlagen:
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion Nr. 095/2016 vom 27.09.2016

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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oKL . STADTRATS
O;:E;] 5CSU FRAKTION Rathaus, Rathausplatz 1, Zimmer 1.04

“HZERLANGEN 91052 Erlangen

Tel. (09131) 86-24 05

Fax (09131) 86-21 78

eMail: csu@erlangen.de
facebook.com/CSU Fraktion.Erlangen
www.stadtratsfraktion.csu-erlangen.de

CSU-Stadtratsfraktion Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Herrn Oberbirgermeister

Dr. Florian Janik
Rathaus Fraktionsantrag gemaf 8§ 28/ § 29 GeschO
91052 Erlangen | Eingang: 27.09.2016

Antragsnr..  095/2016

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: 1I/ETM 217. September 2016/AB

mit Referat:

Antrag
hier: Touristische Nutzung des Erlanger Hafens verbessern

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

beim Besuch einiger Erlanger Stadtrate am Erlanger Hafen und der damit einhergehenden
Besichtigung eines Flusskreuzfahrtschiffes wurde aufgezeigt welches groRe Potenzial in einer
weiteren touristischen Entwicklung des Erlanger Hafens liegt.

Der Betreiber erklarte, dass er jetzt bereits 170 Buchungen flr das Anlegen von Flusskreuz-
fahrtschiffen fur das Jahr 2017 hat. Ein Schiff liegt teilweise 24 Stunden im Erlanger Hafen. Die
vornehmlich amerikanischen Géaste erfahren wahrend dieser Zeit allerdings wenig bis gar
nichts Gber Erlangen.

Wir beantragen daher, dass die Stadt Erlangen evtl. zusammen mit der Schifffahrtsgesellschaft
VIKING ein Konzept flr ein besseres touristisches Angebot fiir diese Zielgruppe erstellt.
Denkbar ware auch, dass ein Tagesausflug nach Erlangen ein fester Programmpunkt im
Reiseplan wird. Neben den normalen Sehenswiirdigkeiten, Museen und Ausstellungen, die
Erlangen zu bieten hat, wéren vorstellbar:

e die Einrichtung eines ordentlichen Tourismuspoints am Hafen (mit kostenfreiem WLAN)
die Erstellung eines Erlangen-Prospekts speziell fir diese Zielgruppe

eine Stadtrundfahrt im Nostalgie-VAG-Bus

ausgeschilderte Fahrradrundwege mit Fahrradausleihstation am Hafen

Erlangen als ehemalige amerikanische Garnisonsstadt

Erlangen und die Geschichte der Hugenotten

Besichtigung des Baron de Kalb Geburtshauses (De Kalb ist in den USA eine &ul3erst
bekannte historische Persdnlichkeit. Mehrere Stadte und Landkreise tragen seinen
Namen.)

e Werbung fiir Ubernachtungen in Erlangen vor/nach einer Flusskreuzfahrt

e Veranstaltungsangebote auf den Schiffen, z.B. Bier oder Kunsthandwerk

e Aktionen am Hafen, z.B. Besuch des Erlanger Nachtwachters oder Musik zur BegriiBung
bzw. Verabschiedung des Schiffs

o Dbarrierefreie Angebote, da Kreuzfahrten auch bei Menschen mit eingeschrankter
Mobilitat (z.B. Rollstuhl) sehr beliebt sind

Biro: Zimmer 1.04, Rathaus, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen

Die Stadtratinnen und Stadtrate der CSU-Stadtratsfraktion Erlangen:
Fraktionsvorsitzende Birgitt ABmus, Wolfgang Beck, Sonja Brandenstein, Rosemarie Egelseer-Thurek, Uwe Greisinger, Dr. Kurt Héller,
Bezirksrat Dr. med. Max Hubmann, Robert Hiittner, Gabriele K?o Ah i?’an Lehrmann, Ralf Merkel, Adam Neidhardt,
Dr. med. Stefan Rohmer, Prof. Dr. med. Rudiger Schulz-Wendtland, liﬁm einetsberger, J6rg Volleth, Alexandra Wunderlich



Andere Stadte in der Region wie z.B. Roth, Nurnberg, Wirzburg haben diese Entwicklung
erkannt und viel Geld in den tourismusgerechten Ausbau ihrer Hafen investiert. Der Erfolg gibt
ihnen Recht. Die Zahlen der Anlegungen gehen rasant in die Hohe. Derzeit steuern nur Schiffe
der Viking Linie Erlangen an. Man darf allerdings nicht vergessen, dass es noch zahlreiche
andere Schifffahrtsgesellschaften gibt. Des Weiteren wurde beim Hafenrundgang in Erfahrung
gebracht, dass die Schifffahrtsgesellschaften derzeit den asiatischen Markt bewerben, was
wiederum zu einer Zunahme des Schiffsverkehrs auf den Kanal fiihren durfte.

Mit freundlichen GriiRen

@ffg/fv"ﬁ /Q}AWA’Z

Birgitt ABmus
Fraktionsvorsitzende
/
/\! f.
{ A , — — _r
[ J "?_ | i llll' II:J
{ ol
Gabriele Kopper Jorg Volleth
stv. Fraktionsvorsitzende stv. Fraktionsvorsitzender
Sprecherin fur Kultur + Freizeit, VHS. Sprecher fir Umwelt, Verkehrs- u. Planungspolitik,
Altstadtforum, City-Management OPNV + Busverkehr, EStW
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkdmmerei 20/016/2017

"Nachhaltige Stadtfinanzen: Finanzanlagen der Stadt Erlangen”
Fraktionsantrag Nr. 014/2017 der SPD- und Griune Liste-Stadtratsfraktion

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
BTM, Amt 11

Antrag

1. Der HFPA nimmt den Sachbericht zur Kenntnis.

2. Es ergeht kein Auftrag an die Verwaltung zur Erstellung von Anlagerichtlinien fur Stadt, deren
Stiftungen und die von der Stadt verwalteten rechtsfahigen Stiftungen.

3. Der Stadtrat drangt bei stadtischen Tochtern und Beteiligungen nicht auf den Erlass von Anla-
gerichtlinien.

4. Der Fraktionsantrag Nr. 014/2017 der SPD und Griine Liste ist hiermit bearbeitet.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Der Fraktionsantrag 014/2017 der Antragsteller SPD und Griine Liste zur Nachhaltigkeit der
Finanzanlagen der Stadt Erlangen nimmt Bezug auf eine Regelung der Stadt Miinster zu
.Nachhaltigen stadtischen Finanzanlagen“. Bevor auf die konkreten Fragestellungen des Frak-
tionsantrags eingegangen wird, sei zunachst auf die unterschiedlichen Rahmenbedingungen
fur die in Nordrheinwestfalen (NRW) gelegene Stadt Minster und Erlangen eingegangen.

1. Beariffsdefinitionen

1.1. Finanzanlagen

Finanzanlagen i.S. der stadtischen Bilanz ist ,der Teil des Anlagevermdgens, der samtli-
che, dauernd den Geschéftsbetrieb dienende monetare und nicht-physische Vermdgens-
stande umfasst”. Sie entstehen durch ,dauerhafte Kapitaliberlassung®“.

Die Gliederungsvorschrift des HGB kennt als Finanzanlagen
« Beteiligungen und Ausleihungen

* Anteile und Ausleihungen an verbundene Unternehmen
» Wertpapiere
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1.2.

Kassenliquiditat

Zu unterscheiden ist der Kassenbestand bzw. die liquiden Mittel, die dem Umlaufvermo-
gen zugeordnet werden. Diese dienen primar dem Zahlungsverkehr und stehen i.d.R. nur
kurzfristig zur Verfiigung.

2. Grundsatzliche Unterschiede der Rahmenbedingungen in Minster und Erlangen

2.1.

2.2.

2.3.

Rechtslage

Die landesrechtlichen Vorgaben fiir das Anlegen von Finanzmitteln unterscheiden sich in
NRW nicht wesentlich von denen in Bayern. Allerdings existiert in NRW ein Erlass des Mi-
nisteriums fur Inneres und Kommunales (MBI.NRW.Nr. 33 vom 28.12.2012 S. 741 ff), der
es den Kommunen (erst) ermoglicht, fiir die Anlage von langerfristigem Kapital (also keine
Mittel der Kassenliguiditat) ethische Gesichtspunkte zu beriicksichtigen. Die klassischen
Vorgaben fir eine zulassige Geldanlage ,sicher und ertragreich” — vgl. § 90 Abs. 2 Satz 2
Gemeindeordnung NRW bzw. Art. 74 Abs. 2 Satz 2 der Bayerischen Gemeindeordnung
GO, § 22 Abs. 2 Satz 1 KommHV-Doppik — kdnnen somit um weitere, z.B. ethische und
Okologische Gesichtspunkte durch die Kommunen in NRW erganzt werden.

Eine derartige Rechtsgrundlage existiert aber in Bayern nicht. Nachdem Ziffer 2 der Anla-
gerichtlinie der Stadt Minster eine Beteiligung an Unternehmen, die Kinderarbeit zulassen,
ausdrucklich verbietet, sei auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die entstehen kdnnen,
wenn Kommunen bei Regelungen ethische Grundsatze berlicksichtigen ohne entspre-
chende landesrechtliche Erméachtigung. Das Verbot zur Aufstellung von durch Kinderarbeit
hergestellten Grabsteinen in 6rtliche (Friedhofs-)Satzungen aufzunehmen, war so lange ju-
ristisch heftig umstritten, bis eine entsprechende Erméachtigung durch den Freistaat Bayern
geschaffen wurde.

Stadtische Fonds

Eigene Anlagerichtlinien zu erlassen war flr die Stadt Mlnster schon deshalb nahelie-
gend, da die Stadt eigene (stadtische) Fonds aufgelegt hat (vgl. Ziffer 4 des Beschlusses
des Haupt und Finanzausschusses vom 09.09.2015: VUS-Munster-Fonds und WVR-
Fonds). Vermutlich dienen diese Fonds der Liquiditatshinterlegung von bilanzmé&Rig zu bil-
denden Pensionsruckstellungen (Volumen bei der Stadt Erlangen: 187 Mio. € - Jahresab-
schluss 2013). Hier hat die Stadt Erlangen einen anderen Weg gewahlt und ist freiwilliges
Mitglied beim Bayerischen Versorgungsverband (siehe Ziffer 3.1.1).

Bilanzposition Finanzanlagen

Die Bilanzposition ,Finanzanlagen* weist bei der Stadt Erlangen im Jahresabschluss 2013
einen respektablen Wert von 80 Mio. € aus. Dies lasst vermuten, die Stadt habe Mittel fur
Investitionen in Fonds.

Angesichts von 142 Mio. € Verbindlichkeiten (zum Jahresende 2013) ware es aber nicht
nur wirtschaftlich unsinnig, Mittel anzulegen und nicht fir den Schuldenabbau zu verwen-
den, es ware sogar grundsatzlich unzulassig, Kredite aufzunehmen, wenn freie Liquiditat
zur Aufgabenerledigung bereit steht (vgl. Art. 62 Abs. 2 und 3 GO).

Dieser Zusammenhang wirde zwar bei der Stadt Miinster genauso gelten, jedoch hat die
Stadt Munster (einen Teil) ihrer Pensionsriickstellungen mit Finanzanlagen hinterlegt. (Hier
geht die Stadt Erlangen einen anderen Weg). Deshalb weist die Stadt Munster im Jahres-
abschluss 2013 Wertpapiere des Anlagevermdgens von 14 Mio. € aus. Verglichen mit den
Bilanzen 2012 und 2014 hat diese Position jahrliche Steigerungsraten von ca. 2 Mio. €.
Unter diesen Umstanden ist ein Bedarf an Anlagerichtlinien gut nachvollziehbar. Bei der
Stadt Erlangen weist diese Position jedoch seit der Erdffnungsbilanz den Wert Null aus.
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3. Einzelfragen

Die nachfolgenden Antworten beziehen sich auf die Bereiche: Stadt Erlangen Kernhaushalt,
von der Stadt verwaltete rechtsfahige und nichtrechtsfahige Stiftungen sowie stadtische Betei-
ligungen und Tochter. Mangels eines stadtischen Pensionsfonds wird auf den Fonds der Baye-
rischen Versorgungskammer eingegangen.

3.1. Ortliche Richtlinien
3.1.1. Stadt Kernhaushalt

Wie unter Ziffer 2.3 ausgefihrt, hat die Stadt Erlangen keine Finanzanlagen. Richtli-
nien werden deshalb fur entbehrlich gehalten.

Hinsichtlich der Pensionsriickstellungen ist Folgendes zu berichten:

Die Stadt Erlangen ist seit dem Jahr 2000 freiwilliges Mitglied des Bayerischen Ver-
sorgungsverbandes.

Der Versorgungsverband hat die Aufgabe, die Aufwendungen seiner Mitglieder fir die
Versorgung ihrer Bediensteten und deren Hinterbliebenen auszugleichen (8 1 Abs. 2
der Satzung des Bayerischen Versorgungsverbandes). Der Bayerische Versorgungs-
verband ist eine nach dem Solidarprinzip ausgerichtete Umlagegemeinschaft.

Die Mitglieder des Bayerischen Versorgungsverbands bilden bei diesem eine gemein-
same Versorgungsricklage (Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Bildung von Versor-
gungsrucklagen im Freistaat Bayern - BayVersRuickIG).

3.1.2. Stiftungen

Fur die Vermogensverwaltung der rechtsfahigen Stiftungen ist das Bayerische Stif-
tungsgesetz (BayStG) mal3gebend. Nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Stif-
tungsgesetzes - BayStG ist das Vermdgen der Stiftung ,sicher und wirtschaftlich* zu
verwalten. ,Sicher* und ,wirtschaftlich” stehen gleichrangig nebeneinander. Beide An-
forderungen an die Verwaltung einer Stiftung sind so wahrzunehmen, dass dem Stif-
terwillen dauerhaft und nachhaltig, vor allem aber tberhaupt, entsprochen werden
kann (s. IMS vom 01.03.2016, Az. IB4-1517-5-x). Fir den Erlass einschréankender
Richtlinien wird keine Rechtsgrundlage gesehen.

Fur das Anlegen von Finanzmitteln der nicht rechtsfahigen Stiftungen gelten die Aus-
fuhrungen zur Rechtslage des stadtischen Kernhaushaltes unter Ziffer 2.1.

3.1.3. Stéadtische Téchter und Beteiligungen
Abgefragt wurden die stadtischen Tochter sowie einige wesentliche Beteiligungen.

Eine Kommune darf gemaf Bayerischer Gemeindeordnung Unternehmen nur errich-
ten und betreiben, sofern sie einem offentlichen Zweck dienen. Die Téchter und Ei-
genbetriebe der Stadt Erlangen sind in den Bereichen Energie- und Wasserversor-
gung, offentlicher Nahverkehr, stadtische Infrastruktur, Wohnungsbau sowie Wirt-
schafts- und Beschéftigungsforderung tatig. Soweit sie eigene Unterbeteiligungen hal-
ten, dienen auch diese dem jeweiligen Unternehmenszweck und tatigen keine Investi-
tionen in unethische, untkologische oder klimaschadliche Anlagen (Naheres s. Betei-
ligungsbericht der Stadt Erlangen). Dartiber hinaus verfligen die stadtischen Tdchter
nach deren eigener Aussagen — bis auf eine Ausnahme — Giber keine Finanzanlagen.

Lediglich die ESTW halten in geringem Umfang Aktien an Energieversorgungsunter-
nehmen. Der Aktienbesitz ist historisch nach mehreren gesellschaftsrechtlichen Ver-
anderungen aus einer Beteiligung hervorgegangen, die in den 1920er Jahren zur
Leistungsabsicherung erfolgte.
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3.2. Tatigkeiten von Finanzanlagen
3.2.1. Stadt Kernhaushalt

Die Stadt selbst investiert nicht in Wertpapiere. Die stadtischen Finanzanlagen bezie-
hen sich weitestgehend auf Tochter und Beteiligungen. Deren Anlagestrategie ist un-
ter Ziff. 3.1.3 dargestellt. Insbesondere auf die Ausfihrung der EStW wird verwiesen.
Angesichts des vielfaltigen Engagements der EStW in umweltfreundliche Technolo-
gien darf die stadtische Beteiligung an den EStW trotz des unter Ziff. 2.1.3 erwdhnten
Aktienbesitzes sicherlich als ,6kologisch und ethisch in Ordnung* betrachtet werden.
Die Versorgungsrtcklage der Stadtverwaltung wird aufgrund der Mitgliedschaft im
Bayerischen Versorgungsverband durch die Bayerische Versorgungskammer (BVK)
verwaltet. Die BVK hat sich mit der Unterzeichnung der Prinzipien flr verantwortungs-
bewusstes Investment der Vereinten Nationen (UNPRI) auf die Prinzipien einer nach-
haltigen Kapitalanlage und auf die Grundsatze gesellschaftlicher Verantwortung ver-
pflichtet.

3.2.2. Stiftungen

Eine Aussage daruber, ob Stiftungen Investitionen in unethische, undkologische und
klimaschadliche Anlagen getatigt haben, ist weder mit vertretbarem Aufwand noch mit
Aussicht auf Erfolg zu leisten. Allenfalls fir die aktuellen Finanzanlagen kénnte der
Versuch unternommen werden, eine entsprechende Stellungnahme einzufordern.

Um die Bedeutung von Finanzanlagen im Bereich der Stiftungen zu verdeutlichen,
darf exemplarisch die Situation der rechtsfahigen Wellhofer-Feigel-Heindel-Stiftung
dargestellt werden, der mit Abstand kapitalstarksten Stiftung in der Verwaltung der
Stadt Erlangen. Die Wellhéfer-Feigel-Heindel-Stiftung halt derzeit Anteile an drei
Fonds, die speziell auf Stiftungen zugeschnitten sind. Der Wert dieser Fondsanteile
belduft sich in Summe auf rund 85.000 Euro. Dies entspricht einem Anteil von lediglich
8 % am Kapitalvermdgen dieser Stiftung. Finanzanlagen spielen damit im Bereich der
Stiftungen allenfalls eine untergeordnete Rolle. Der Uberwiegende Teil der Geldanla-
gen wird im Bereich von Termingeldern und Sparbriefen getatigt, die nicht den Fi-
nanzanlagen zuzuordnen sind.

3.2.3. Stadtische Téchter und Beteiligungen

Die EStW halten Anteile an einem Unternehmen, das in Kernkraft investiert.
3.3. Umschichtungsmaoglichkeiten von Wertpapieranlagen

3.3.1. Stadt Kernhaushalt
Unter Verweis auf Ziffer 2.3 ist dieser Punkt fir den Kernhaushalt nicht relevant. Auf
die Anlagestrategie der Bayerischen Versicherungskammer hat die Stadt nur im Rah-
men der Mitgliedschaftsrechte Einfluss.

3.3.2. Stiftungen
Eine Umschichtung der Finanzanlagen kédme allenfalls dann in Frage, wenn wirt-
schaftliche Grinde daflrr sprechen wiirden. Diese Situation ist in Anbetracht des aktu-
ellen Zinsniveaus derzeit aber nicht gegeben.

3.3.3. Stadtische Toéchter und Beteiligungen
Der Aktienbesitz der EStW ist historisch nach mehreren gesellschaftsrechtlichen Ver-

anderungen aus einer Beteiligung hervorgegangen, die in den 1920er Jahren zur
Leistungsabsicherung erfolgte. Mit Blick auf dessen Engagement in Kernkraft sollen
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die Aktien an einem Unternehmen noch im 1. Halbjahr 2017 abgestof3en werden. Die
Anteile an einem anderen Unternehmen, das nicht mehr in Atomenergie neu inves-
tiert, werden bis auf weiteres gehalten.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Fur die Stadt, die unselbstandigen und selbstandigen Stiftungen sollen keine Anlagerichtlinien
erlassen werden.

Auf die stadtischen Téchter und Beteiligungen hat die Stadt i.d.R. keinen direkten Einfluss. Bei
Beteiligungen, wie z.B. KommunalBIT a.0.R., ware eine Abstimmung mit anderen Stadten not-
wendig. Angesichts des Aufwands, des geringen Umfangs von Wertpapieren, die durch die Un-
ternehmen gehalten werden und der begrenzten Mdglichkeiten der Stadt, den Erlass von Anla-
gerichtlinien zu ,erzwingen®, soll auf die Beteiligungen/Tdchter nicht dahingehend eingewirkt
werden, Anlagerichtlinien zu erlassen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:

1. Antrag: Nachhaltige Stadtfinanzen: Finanzanlagen der Stadt Erlangen
Fraktionsantrag Nr. 014/2017 der SPD und Griine Liste

2. Stadt Munster: Nachhaltige stadtische Finanzanlagen
Neufassung der stadtischen Anlagerichtlinie

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Zimmer 130

Rathausplatz 1

91052 Erlangen

Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181

spd.fraktion@stadt.erlangen.de Erlangen, den 19.01.2017

tel 09131/862781 fax 09131/861681
e-mail: buero@gl-erlangen.de
http://www.gl-erlangen.de

www.spd-fraktion-erlangen.de

Herm . . Antrag geméan § 28/ § 29 GeschO
Oberbiirgermeister Eingang: 19.01.2017
Dr. Florian Janik Antragsnr.: 014/2017
Rathausplatz 1 Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
91052 Erlangen Zust. Referat: ~ 11/20

mit Referat: 1/BTM

Antrag: Nachhaltige Stadtfinanzen:
Finanzanlagen der Stadt Erlangen

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

die Stadt Erlangen setzt sich seit vielen Jahren lokal und global fiir Solidaritét, Toleranz und
wurdige Lebensbedingungen fir alle Menschen ein. Dazu gehdrt z.B. das Engagement fiir
faire Handelsbeziehungen im Rahmen der Fairtrade Town, der im Klimaschutzfahrplan
verankerte Beitrag zur Bekampfung der Klimakrise oder die Verankerung einer Stelle fir
nachhaltige Beschaffung. Zur Vorbildfunktion gehért auch, dass die Kommune ihre Mittel
gezielt in ethische und 6kologische Anlagen steckt.

Unter einiger Presseaufmerksamkeit hat die Stadt Miinster im vergangenen Jahr erklart,
als erste Stadt in Deutschland das Kapital ihrer Pensionsfonds aus klimaschadlichen
Investitionen abzuziehen. AuRerdem sollen in Minster strenge soziale und 6kologische
Standards bei der Bewirtschaftung der gesamten Stadtfinanzen gelten.

Vor diesem Hintergrund stellen wir folgenden Antrag:

1. Die Verwaltung berichtet, welche Richtlinien fur stadtische Finanzanlagen (Stadt,
Tochter, Beteiligungen, Stiftungen, etc.) aktuell gelten und wie dort im weitesten
Sinne unethische, undkologische und klimaschéadliche Investitionen ausgeschlossen
werden.

2. Es wird dargestellt, ob, und wenn ja in welchem Umfang, die Stadt und ihre Tdchter in
Beteiligungen und Stiftungen Investitionen in unethische sowie undkologischen und
klimaschadliche Anlagen tatigen oder getétigt haben.

3. Die Verwaltung zeigt Mdglichkeiten auf, wie und bis zu welchem Zeitpunkt solche
Anlagen umgeschichtet werden kdonnen.
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Die Verwaltung nimmt dabei insbesondere Stellung zum Beschluss der Stadt Minster zu
nachhaltigen Finanzanlagen vom 21.08.2015 (http://go.nuernberg.de/d3643bfc).

Mit freundlichen GruRRen

fur die SPD-Fraktion: fur die Griine/GL-Fraktion:
gez. Barbara Pfister gez. Julia Bailey
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzende
F.d.R.: Wolfgang Most

Geschaftsfuhrung Grine/GL
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DER OBERBURGERMEISTER Syl il MONSTER
Amt fur Finanzen und Beteiligungen

Vorlagen-Nr.:

V/0663/2015/1. Erg.

Offentliche Beschlussvorlage Auskunfl erteilt

Betrifft

Nachhaltige stadtische Finanzanlagen — Neufassung der stidtischen Anlagerichtlinie

Herr Moller
Ruf:

492-2100

E-Mail:
MoellerFrank@stadt-muenster.de

Datum:

03.09.2015

Beratungsfolge

09.09.2015 Haupt- und Finanzausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
I. Sachentscheidung:

1.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschliefit, dass fiir stadtische Finanzanlagen ab dem Jahr
2016 zusatzlich der Grundsatz gelten soll, nicht mehr in Bereiche zu investieren, die unter
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ethischer und / oder Okologischer Art problematisch sind. Die
nach der Gemeindeordnung NRW bestehenden Grundsitze (Sicherheit, angemessener Er-
trag, Sicherstellung der Liquiditat) fur stadtische Finanzanlagen sind hiervon unberiihrt.

Der Haupt- und Finanzausschuss entscheidet zukinftig einmal pro Ratsperiode dariiber, wie
der unter Beschlusspunkt 1 genannte Grundsatz der Nachhaltigkeit ausgestaltet sein soll.

Fur die laufende Ratsperiode stimmt der Haupt- und Finanzausschuss der unter dem Aspekt
der Nachhaltigkeit neu gefassten Anlagerichtlinie (Anlage 1) zu.

Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt die Verwaltung, beide stadtischen Fonds (VUS-
Munster-Fonds und WVR-Fonds) auf den Grundsatz der Nachhaltigkeit zu verpflichten. Sollte
eine solche Verpflichtung nicht méglich sein, wird die Verwaltung beauftragt, den Ausstieg aus
diesen Fonds vorzubereiten und die Finanzmittel anschlieRend in nachhaltig ausgerichtete
Fonds umzuschichten.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschlieRt als Mindeststandards fiir die Bewirtschaftung von

Fonds, die durch die Stadt Miinster gehalten werden oder an denen sich die Stadt beteiligt:

- keine Beteiligung an Unternehmen, die Kinderarbeit zulassen,

- keine Beteiligung an Unternehmen, die Militarwaffen herstellen oder vertreiben,

- keine Beteiligung an Unternehmen, die Atomenergie erzeugen oder auf nicht nachhaltige
und klimaschédliche Energien setzen,

- keine Beteiligung an Unternehmen, die Schiefergasgewinnung (sogenanntes ,Fracking*)
betreiben. .

Die Umsetzung erfolgt in Form des sogenannten Best-in-Class-Ansatzes, gegebenenfalls

kombiniert mit einer Negativliste.

Dariiber hinaus wird die Verwaltung beauftragt, mittelfristig fir die Bewirtschaftung von stadti-
schen Fonds die nachfolgenden weitergehenden ethischen Grundsatze zugrunde zu legen:
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Pflanzen oder Saatgut gentechnisch verandern,

VI0663/2015/1
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- keine Beteiligung an Unternehmen, die Tierversuche fiir die Herstellung von Kosmetika
durchfithren, .
- keine Beteiligung an Unternehmen, denen eklatante Bestechungs- oder Korruptionsfalle
nachgewiesen worden sind.
II. Finanzielle Auswirkungen:

Mit der Umsetzung der Nachhaltigkeitskriterien fir die stidtischen Fonds wird voraussichtlich eine
Erhéhung der Fondsverwaltungsgebiihren einhergehen.

Begriindung:

Im Beschlusspunkt 5 der Vorlage und in der beigefiigten Anlagerichtlinie unter Punkt 2 und 8 ist
eine redaktionelle Erganzung aufgenommen worden, um den Beschluss des Haupt- und Finanz-
ausschusses vom 3. Dezember 2014 vollstandig abzubilden.

In Vertretung

gez.

Reinkemeier

Stadtkdmmerer

Anlage: Anlagerichtlinie der Stadt Minster

V/0663/2015/1



Anlage zur Vorlage V/0663/2015/1

Richtlinie fir Kapitalanlagen der Stadt Minster vom XX.XX.2015
— Anlagerichtlinie

Praambel

Das Ministerium fur Inneres und Kommunales NRW (MIK NRW) hat mit Runderlass vom
11.12.2012 (MBI. NRW. Nr. 33 vom 28.12.2012, Seite 741 ff) die Gemeinden und Gemein-
deverbéande ermachtigt, fiir die Anlage von langerfristigem Kapital sachgerechte und vertret-
bare Rahmenbedingungen in eigener Verantwortung und unter Beteiligung ihrer Vertre-
tungskdrperschaft zu schaffen.

Daraufhin hat der Ausschuss fur Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften, dem nach der
seinerzeitigen Geschaftsordnung des Rates die Entscheidungszustandigkeit Gber finanzpoli-
tische Grundsatzfragen zustand, am 11.06.2013 (Vorlage V/0350/2013) verschiedene Anla-
gegrundséatze beschlossen und den Stadtkdmmerer beauftragt, Details wie Anlagegrundsat-
ze, Verfahren und Kontrolle generell oder im Einzelfall zu regeln.

Diesem Auftrag ist der Stadtkdmmerer mit Erlass einer ,Dienstanweisung fiir Kapitalanlagen
der Stadt Minster* vom 25.06.2013 nachgekommen.

Im Zusammenhang mit einem Haushaltsbegleitantrag hat der Haupt- und Finanzausschuss
des Rates der Stadt Miunster am 03.12.2014 beschlossen: ,Das Amt fir Finanzen und Betei-
ligungen wird beauftragt, dem Haupt- und Finanzausschuss den Erlass einer értlichen Anla-
gerichtlinie fir kommunale Finanzriicklagen zur Entscheidung vorzulegen.®

Die hier vorliegende Anlagerichtlinie setzt den politischen Beschluss um.
1) Geltungsbereich '

Diese Anlagerichtlinie gilt fir angelegtes Kapital der Stadt Munster und der eigenbetriebs-
ahnlichen Einrichtungen, das nicht zur Sicherung der Liquiditat und zur Zahlungsabwicklung
bendtigt wird. Die Stadt Miinster unterscheidet folgende Arten der Anlage:

* Anlagen mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr (kurzfristige Kapitalanlagen)

* Anlagen mit einer Laufzeit Gber einem Jahr (mittel- bis langfristige Kapitalanlagen).

2) Anlagegrundsétze

Bei der Kapitalanlage ist gemaR § 90 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung NW auf eine ausrei-
chende Sicherheit und einen angemessenen Ertrag zu achten. In der Abwéagung zwischen
den Aspekten Sicherheit und Ertrag wird der Sicherheit die héhere Prioritat eingeraumt. Si-
cherheit bedeutet, dass die Geldanlage tiberwiegend nur in solchen Bereichen erfolgen darf,
in denen eine Ruckzahlung des ganzen nominalen Kapitals gewéhrleistet werden kann.

Bei der Auswahl der Anlageformen und der Anlagedauer muss die Verpflichtung zur Sicher-
stellung der Liquiditat ausreichend bertcksichtigt werden (vgl. § 75 Abs. 6 GO NRW).
Dariliber hinaus ist der Grundsatz der Sparsamkelt und Wirtschaftlichkeit der Vermégens-
verwaltung zu beachten.

Eine Aufnahme von Fremdmitteln zur Finanzierung einer zu titigenden Anlage ist ausge-
schlossen.

Far alle Kapitalanlagen, bei denen die Stadt Minster direkt oder indirekt eine (Mit-)Eigen-
tumerposition an Unternehmen aufbaut (z. B. durch Erwerb von Aktien), gilt der Grundsatz
der Nachhaltigkeit im Sinne der Definition der Weltkommission fir Umwelt und Entwicklung
der Vereinten Nationen (sogenannte ,Brundtland-Kommission®). In der konkreten Umsetzung
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bedeutet das die folgenden Mindeststandards fiir ein stadtisches Engagement im Rahmen
solcher Kapitalanlagen:
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Kinderarbeit zulassen,
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Militirwaffen herstellen oder vertreiben,
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Atomenergie erzeugen oder auf nicht nach-
haltige und klimaschadliche Energien setzen,
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Schiefergasgewinnung (sogenanntes ,Fra-
cking”) betreiben.
Mittelfristig sind folgende weitergehende ethische Grundséatze anzustreben:
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Pflanzen oder Saatgut gentechnisch veran-
dern, ,
- keine Beteiligung an Unternehmen, die Tierversuche fiir die Herstellung von Kosme-
tika durchfihren,
- keine Beteiligung an Unternehmen, denen eklatante Bestechungs- oder Korruptions-
félle nachgewiesen worden sind.

3) Anlageziele

Mit der kurzfristigen Kapitalanlage wird das Ziel verfolgt, Kapitalertrége zu erwirtschaften und
so zur Finanzierung stédtischer Aufgaben beizutragen.

Mit der mittel- bis langfristigen Kapitalanlage ist neben der Erwirtschaftung von Ertragen das
Ziel verbunden, rechtzeitig fir bereits eingegangene Verpflichtungen, die erst kiinftig liquidi-
tatswirksam werden, Vorsorge zu treffen. Damit soll eine Verstetigung der Haushaltsbelas-
tungen im Zeitablauf erreicht und ein Beitrag zu mehr Generationengerechtigkeit geleistet
werden.

4) Anlageformen

Dem in der Prdambel erwahnten Runderlass entsprechend, kénnen die stadtischen Anlagen
grundsatzlich in den Anlageformen aufgenommen werden, die von den kommunalen Versor-
gungskassen und Zusatzversorgungskassen bei solchen Geschéaften nach § 16 Abs. 2 des
Gesetzes Uber die kommunalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen im Lan-
de Nordrhein-Westfalen (VKZVKG) genutzt werden diirffen. Danach sind alle Anlageformen
zugelassen, die auch den Versicherungsunternehmen nach § 54 Abs. 1 und 2 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes (VAG) sowie der Anlageverordnung gestattet sind. Dabei ist auf eine
angemessene Mischung und Streuung der unterschiedlichen Anlageformen zu achten.

Bei den grundsétzlich méglichen Anlageformen beschrankt sich die Stadt Miinster auf:
- Geldanlagen bei Banken in Form von Tagesgeldern, Festgeldern oder Spareinlagen
- Geldmarktfonds
- Geldanlage in Spezialfonds.

Gemal EU-Finanzmarktrichtlinie (Markets in Financial Instruments Directive — MIFID) ist die
Stadt Munster bei Geldanlagen als Privatanleger einzustufen, das heilt mit dem héchsten
Schutzniveau.

5) Entscheidungskompetenzen / Verfahren / Zustindigkeiten

Bei Anlagen mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr, die ber Kontoersffnungs- und Kontofiih-
rungsgebilhren hinaus nicht mit Kosten verbunden sind, trifft das Amt fir Finanzen und Be-
teiligungen eigenverantwortliche Anlageentscheidungen.

Bei allen kurzfristigen Geldanlagen sind mindestens drei Vergleichsangebote einzuholen.
Von dieser Regelung kann nur abgewichen werden, wenn mit dieser Regelung ein hoher
Verwaltungsaufwand verbunden ist, der nicht im Verhaltnis zum erzielbaren Nutzen steht.



Entscheidungen (ber die Wiederanlage von Kapital bei Banken, die kurzfristige Anlage in
Geldmarktfonds und die Thesaurierung von Ertrdgen bei Fonds erfolgen als laufendes Ge-
schaft der Verwaltung.

Die Auflage eines neuen, langerfristig ausgerichteten Fonds bzw. ein Wechsel der Fondsge-
sellschaft wird im Haupt- und Finanzausschuss beraten und durch das nach der Gemeinde-
ordnung und der Zusténdigkeitsordnung des Rates zusténdige Organ beschlossen.

Anlageentscheidungen bei mittel- bis langerfristigen Kapitalanlagen trifft der Stadtkammerer /
die Stadtkdmmerin auf Vorschlag durch das Amt fir Finanzen und Beteiligungen. Gleiches
gilt fur eine Kapitalentnahme / Kapitalverringerung.

Fur die langerfristige Geldanlage in Spezialfonds sind grundsétzlich sogenannte Anlageaus-
schisse bestehend aus den Fondsverwaltungen und Vertretern der Stadt Manster einzurich-
ten. Mitglied des Anlageausschusses der Spezialfonds ist der Stadtkammerer / die Stadt-
kammerin. Er / Sie kann weitere Mitglieder bestimmen bzw. die Mitgliedschaft auf geeignete
Personen innerhalb der Stadtverwaltung tibertragen.

6) Risikomanagement / Berichtswesen

Alle Geldanlagen, unabhéngig davon, ob sie kurz-, mittel- oder langfristig sind, sind laufend
zu Uberwachen. Das Amt fir Finanzen und Beteiligungen der Stadt Miinster fuhrt kontinuier-
lich Listen, aus denen das aktuelle Gesamtportfolio der Stadt ersichtlich ist.

Eine Uberwachung der Zinsmérkte findet ebenfalls laufend statt, so dass bei flexiblen oder
variablen Anlagen im kurzfristigen Bereich zeitnah auf Zinsénderungen reagiert werden
kann.

Uber die Kapitalanlage in Spezialfonds erfolgen monatlich Berichte durch die Fondsverwal-
tung. Sowohl die interne Kontrolle der Fondsverwaltung als auch die Depotbank haben kraft
- Gesetzes bzw. auf der Grundlage des Vertrages (ber die allgemeinen und besonderen Ver-
tragsbedingungen die Transaktionen der Fondsverwaltung auf ihre Ubereinstimmung mit den
Fonds-Anlagerichtlinien zu prifen. Zudem werden die Berichte vom Amt fiir Finanzen und
Beteiligungen insbesondere dahingehend gepruft, ob die Verteilung der Risikoanteile regel-
konform ist. Die Berichte der Fondsverwaltung werden dem Stadtkdmmerer vorgelegt.

Soweit Anlageausschisse fiir Spezialfonds existieren, nimmt die Stadt regelmaRig teil. Uber
die Sitzungsergebnisse erstellt die Fondsverwaltung ein Protokoll.

Mindestens einmal im Quartal stimmen sich der Stadtkammerer / die Stadtkammerin und das
Amt fir Finanzen und Beteiligungen tiber unterschiedliche Aspekte der stadtischen Kapital-
anlagen ab.

Prifungen durch das Amt fir Wirtschaftlichkeitspriifung und Revision bestimmen sich nach
der Rechnungsprifungsordnung.

Darlber hinaus fertigt das Amt fur Finanzen und Beteiligungen jahrlich einen Bericht fir den
Haupt- und Finanzausschuss, in dem riickblickend dargestellt wird, wie sich die stadtischen
Kapitalanlagen entwickelt haben.

7) Anlagen mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr (kurzfristige Kapitalanlagen)

Da Risiken bei Geldanlagen grundsétzlich nicht vollstdndig auszuschlieBen sind, ist eine

Streuung der Geldanlagen und damit eine Begrenzung des Volumens auf ein und denselben
Schuldner vorzusehen.

88/147



LvT1/68

In Abhangigkeit von den Marktgegebenheiten legt der Stadtkammerer / die Stadtkdmmerin
auf Vorschlag durch das Amt fiir Finanzen und Beteiligungen Obergrenzen fir kurzfristige
Geldanlagen fest, konkret fir Anlagen bei Banken und fiir den Erwerb von Anteilen an
Geldmarktfonds. Unabhangig von den festgelegten Obergrenzen darf die Geldanlage bei
einer Bank nie hoher sein als die dort garantierte Einlagensicherungsgrenze.

Fir die kurzfristige Anlage bei der Sparkasse Minsterland Ost gelten abweichend davon
keine Obergrenzen. Die in der Héhe unbegrenzte Anlagemoglichkeit ergibt sich aus der
Sonderfunktion der Sparkasse Miinsterland Ost als ,Hausbank® und aus der Sonderrolle der
Stadt Minster als groRter Tragerkommune der Sparkasse Miinsterland Ost. Die Anlage von
Kapital bei der Sparkasse Miinsterland Ost kann auch Auswirkungen haben auf die sonsti-
gen Geschéftsbeziehungen mit der Stadt Minster (z. B. Transaktionskosten: Reaktion und
Hilfe bei Problemféllen etc.). Insofern darf der gewahrte Zins nicht allein ausschlaggebend
fur die Kapitalanlage sein, soweit er nicht wesentlich von dem anderer Banken abweicht.
Entscheidend ist hier die fachlich-politische Auffassung des Stadtkammerers / der Stadt-
kédmmerin.

Der Erwerb von Anteilen in Geldmarktfonds ist nur dann méglich, wenn das Fondsprofil si-
cherheitsorientiert ist (z. B. reiner Rentenfonds) und die Fondsverwaltungsgesellschaft tber
eine Patronatserklarung abgesichert ist.

Wenn der Fonds eine geringfligige Beimischung von Aktien / Unternehmensanleihen enthal-
ten sollte, gelten fiir die Aktien / Unternehmensanleihen die unter Punkt 8 genannten Bedin-
gungen.

8) Anlagen mit einer Laufzeit (iber einem Jahr (mittel- bis langfristige Kapitalanlagen)

Werden mittel- bis langfristige Kapitalanlagen Uber Spezialfonds getéatigt, kann die Stadt
Minster allein, zusammen mit stadtischen Einrichtungen / Beteiligungen oder mit weiteren
kommunalen oder staatlichen Organisationen Anleger in einem solchen Spezialfonds sein.

Bei mittel- bis langfristigen Kapitalanlagen Uber Spezialfonds sind folgende Bedingungen
einzuhalten:

- Alle Anlagen missen in EURO notiert sein. Andere Wahrungen sind ebenso wie De-
visengeschéafte ausgeschlossen. '

- Aktien und Unternehmensanleihen diirffen maximal 35 % des Fondsvermégens aus-
machen. Aktien und Unternehmensanleihen von ein und demselben Schuldner diir-
fen zusammen 5 % des Fondsvolumens nicht Ubersteigen.

- Das Mindestrating fir Unternehmensanleihen und Schuldscheindarlehen liegt bei
BBB- bzw. Baa3 (sogenannter Investment Grade). Anleihen ohne Rating sind nur zu-
gelassen fiir Anleihen von Bundesléndern, 6ffentlichen Kérperschaften und Pfand-
briefe.

- Der Erwerb von Aktien ist auf Europa beschrankt, Emerging Markets in der Definition
des Internationalen Wahrungsfonds sind ausgeschlossen.

- Ausschlusskriterien beim Erwerb von Aktien oder Unternehmensanleihen sind:

o Unternehmen, die Kinderarbeit zulassen,

o Unternehmen, die Militarwaffen herstellen oder vertreiben, -

o Unternehmen, die Atomenergie erzeugen oder auf nicht nachhaltige und
klimaschéadliche Energien setzen, : '

o Unternehmen, die Schiefergasgewinnung (sogenanntes ,Fracking") betreiben.

- Unternehmensanleihen, die als sogenannte ,Green Bonds' klassifiziert sind, sind ge-
nerell zugelassen.

9) Inkrafttreten

Diese Anlagerichtlinie tritt zum 01.01.2016 in Kraft.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
/113 Personal- und Organisationsamt 113/032/2017

Personalbericht 2016
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

22.03.2017 O Einbringung

26.04.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
GSt

. Antrag

Der Personalbericht 2016 wird nach Aussprache zur Kenntnis genommen.

. Begrindung

Im Personalbericht stellt das Personal- und Organisationsamt jahrlich fiir das Vorjahr die Personal-
und Organisationsaufgaben, die Schwerpunktthemen des Personalbereichs sowie Personaldaten
und Kennzahlen dar.

Im HFPA vom 10.02.2010 wurde beschlossen, dass die Personalberichte aus Kostengriinden
elektronisch bereitgestellt werden. Gem. Protokollvermerk in gleicher Sitzung wurde festgelegt,
dass jeweils 10 Exemplare gedruckt und an die Fraktionen weitergegeben werden.

Die Druckfassungen des Berichts wurden am 20.03.2017 verteilt.

Der Personalbericht ist aul3erdem Uber das Amtsinformationssystem (Session) elektronisch bereit-
gestellt.

Weiterhin kann der Personalbericht als PDF-Datei beim Personal- und Organisationsamt,
Abteilung Personalabrechnung und -Controlling (martin.roell@stadt.erlangen.de bzw. Tel.
09131/86-2202) angefordert werden.

Anlagen:
Anlage 1: Stadt Erlangen - Personalbericht 2016
Anlage 2: Stadt Erlangen - Personalbericht 2016 - Faltblatt

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Stadt E

v1/16

Faltblatt zum
\I!’ersonalberlcht 2016

Personal- und Organisationsamt
der Stadt Erlangen

Planstellen nach Personalgruppen

Allgemeine Personalstatistik

2012 2013 2014 2015 2016
Beamte 638 636,5 633 639,5 643,5
Tarifbeschaft. 1.131 |1.202,5| 1.260 1.331 |1.380,5
Summe 1.770 1.839 1.893 [1.970,5 | 2.024
Steigerung/
Reduzierung 42 69 54 77,5 53,5
(abs.)
Steigerung/
Reduzierung 2,43 3,9 2,94 4,09 2,72
(%)
Vergleich Planstellen zur
Mitarbeiterzahl
30.06. 30.06. 30.06. 30.06. 30.06.
2012 2013 2014 2015 2016
Planstellen | 1.770 1.839 1.893 | 1.970,5 | 2.024
Personen 2.204 2.248 2.328 2.379 2.433
Verhéltnis {1:1,245(1:1,222|11:1,230(1:1,207|1:1,202

31.12.2016
insg. | mannl. |weibl.
Beamte insgesamt 618 314 304
davon|vollzeit 467 290 177
teilzeit 151 24 127
Anwarter 51 17 34
beurlaubt 11 2 9
Tarifbeschaftigte insges. 1.950 806 1.144
davon|vollzeit 1.147 672 475
teilzeit 803 134 669
Auszubildende 28 7 21
beurlaubt 10 1 9
Biihnentarifbesch. 37 14 23
nicht tariflich Beschéftigte 56 27 29
Summe 2.624 1.147)  1.477
davon Nachwuchskrafte 79 24 55
davon beurlaubte 21 3 18
31.12.2016
Beamte/ Tarif- nicht tariflich
Beamtinnen | beschéftigte | Beschéftigte |Gesamt
abs. % abs. % abs. %
mit
Eigen- 618 [23,6%]| 1.950 |74,3%| 56 2,1% | 2.624
betriebe
ohne
Eigen- 605 [26,9%| 1.587 |70,6%| 56 2,5% | 2.248
betriebe

—
Stadt Erlangen ~
Personal- und Organisationsamt
Abt. Personalabrechnung und
-Controlling

Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Tel.:  09131/86-2202
Fax: 09131/86-772202

Web: www.erlangen.de/
personalamt

Mail: poa@stadt.erlangen.de



Altersstruktur — 30.06.2016 Beschaftigte in Elternzeit Personaldurchschnittskosten
] und Beurlaubung 2016 e der Stadt Erlangen (Oktober 2016)
heres Beschaftigte nach
InsgesamtTa":Al:ziS;i:imgtemannlich Lohn—/GehaItsgruppen peamte
55 n Jahres- Zahlungen Yollkosten Jahres- Zahlungen Voikosnen
. Beamte - Stichtag 30.06.2016
2 Elternzeit 33 22 1 | 5 [ I Ags ORI A6 48.100| 67.300 [A12 97.400| 126.400
53 Sonderuriaub aus " " [Wemieh | 5 | 16 | 34 | 43 | a1 44 A7 61.900| 83.900| [|A13 | 112.400] 144.400
iR CRiE o A8 71.200] 95.000| [|A14 | 118.900] 152.200
[Ménnlich | 2 | 25 | 63 | 87 [ 14 | 27 A9 68.600] 91.000| [A15 | 118.400] 151700
Sonderurlaub aus 1 1 A0 | AT | AT | 1A AL0 74.800] 99.300] |A16 | 125500 160.100
sonstigen Griinden [weiblich | 28 [ 19 [ 24 | 6 | 4 N 88'000 115'200 - -
Beamte [Mannich [ 32 [ 37 [ 38 [ 29 [ 1 - -
= Insgesamt weiblich mannlich
Y= Tarifbeschaftigte
——= Eltermnzeit 14 12 2 [ TVoD - Stichtag 30.06.2016 g
3% 01 |02/a| 03 04 05 06 07 08 Jahres- Zahlungen Yollkosten Jghres- Zahlungen Volkosten
o 2 Beurlaubung aus 4 3 1 |Weiblich | 15 | 46 | 48 | 7 [107|110]| 5 | 9 01 31.000] 46.800| [s02 41.200]  59.000
2 familidren Griinden Mannlich | 10 | 29 | 95 [ 102 | 148 | 74 | 20 | 37
N == 02 40.800| 58.600| [S03 41.500|  59.400
g — Beurlaubung aus 4 2 2 09 | 10 | 11 | 12 | 13 | 14 |15/ 02a 43.500]  61.800| S04 42.400]  60.500
[EY e sonsligeniGrinden [weiblich | 113 35 | 40 | 9 |42 | 22| 2 03 39.300] 56.700] |S08a | 50.000] 69.600
N o s : [Manniich | 8o [ 31 [ 44 10 28[13] 5 04 44.500] 63.000 |S08b | 51.000] 70.700
~ o ) PersonalflLJktuat'on 05 45.100| 63.700| [s09 56.000] 76.700
= Mannich B Weiblich (ohne interne Umsetzungen) | TV SUE - Stichtag 30.06.2016 06 47.700| 66.800| ([Sila | 59.700[ 81.200
Insgesamt 5015 5016 S02 | S03 | S04 |S08a|S08b| S09 [S1la|S1lb 07 50.700| 70.500| |Silb 55.800  76.600
Altersgruppe M w S Toine i e L e |W6ib"}3h 2 |49 | 9 |118|136 | 9 | 3 |21 08 50.200|  69.800| [S12 58.200]  79.400
bis 25 Jahre 56| 154] 210 e glzg 9179 = 1f g 33 [Manntich | 2 [ 4 | 1 [ 8 | 2 3 09 62.700| 84.800| |S13 70.200]  93.800
26 - 35 Jahre 205| 285 490 ATbeinehmer S12 | S13 |S13a| S14 | S15| S16 | S17 | S18 10 61.600| 83.500| |S14 65.100|  87.700
36 - 45 Jahre 229]  300] 529 (ohne Kanstler) 124 165 126 176 [weiblich | 54 | 8 1 26 )25) 41] 09 1 11 75.600| 100.300| |S15 70.000]  93.600
46 - 55 Jahre 366] 416] 782 N TEElEs 2% 1 o 2 [Mannlich | 14 [ 2 10 ] 1 5 12 85.000| 111.500| [S16 73.700|  98.000
56 - 65 Jahre 281] 301] 582 . T 13 76.100| 100.900| [S17 73.700]  97.900
Uber 65 Jahre 10 7 17 Eev 257 281 239 239 14 88.900| 116.200
1.147] 1.463] 2.610 ST 0 e o o 15 94.500| 123.000
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11/30 Rechtsamt 30/058/2017

GGFA A6R; Anderung der Unternehmenssatzung
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

22.03.2017 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
BTM, Ref. Il, Ref. V

. Antrag

1. Die Satzung zur Anderung der Satzung fur die Gesellschaft zur Férderung der Arbeit (GGFA),
Anstalt des offentlichen Rechts der Stadt Erlangen, (Anlage 1) wird hiermit beschlossen.

2. Frau Burgermeisterin Dr. Elisabeth Preuf3 wird mit Wirkung vom 01.05.2017 zur Vorsitzenden
des Verwaltungsrats der GGFA bestellt.

. Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Ab 01.05.2017 soll Frau Dr. Preul} als Leiterin des flir das Jobcenter zustéandigen Referats V den
Vorsitz im Verwaltungsrat der GGFA (ibernehmen. Dafirr ist eine Anderung der Unternehmenssat-
zung erforderlich. Die Anderungen im Vergleich zur bisherigen Fassung sind in der Synopse (An-
lage 2) dargestellt.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der Oberbirgermeister als nach der Gemeindeordnung ,geborener” Vorsitzender muss der Bestel-
lung von Frau Dr. Preul3 zustimmen. Diese Zustimmung ist erfolgt. Nach der amtlichen Bekannt-
machung der Anderungssatzung ist eine Eintragung der Anderung ins Handelsregister erforderlich.

Anlagen: Anlage 1: Entwurf der Anderungssatzung
Anlage 2: Synopse

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Anlage 1
Entwurf vom 02.03.2017

Satzung zur Anderung der Satzung fur das Kommunalunternehmen Gesellschaft zur
Forderung der Arbeit (GGFA), Anstalt des 6ffentlichen Rechts der Stadt Erlangen

Die Stadt Erlangen erlasst aufgrund der Art. 23 S. 1 und Art. 89 Abs. 3 der Gemeindeord-
nung far den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI.
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22.12.2015 (GVBI. S. 458),
und gemal der Verordnung tber Kommunalunternehmen vom 19.03.1998 (GVBI. S. 220,
BayRS 2023-15-1), zuletzt geandert durch Verordnung vom 22.07.2014 (GVBI. S. 286), fol-
gende Satzung:

§1
Die Satzung fur das Kommunalunternehmen Gesellschaft zur Férderung der Arbeit (GGFA),
Anstalt des offentlichen Rechts der Stadt Erlangen, vom 28.07.2005 (DaS vom 28.08.2005),

zuletzt geéndert durch Satzung vom 7.11.2013 (DaS vom 14.11.2013), wird wie folgt gean-
dert:

1. § 5 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

,Der Verwaltungsrat besteht aus zehn ordentlichen stimmberechtigten Mitgliedern,
der Leitung des fur das Jobcenter zustandigen Referats der Stadt Erlangen, der Lei-
tung des fir Wirtschaft zustandigen Referats der Stadt Erlangen, zwei vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund (Kreis Erlangen) benannten Mitgliedern und sechs Ubrigen
Mitgliedern.®

2. § 5 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

.0en Vorsitz Ubernimmt der Oberblrgermeister/die Oberblrgermeisterin der Stadt Er-
langen. Mit seiner/ihrer Zustimmung kann der Stadtrat die Leitung des fir das Job-
center zustandigen Referats der Stadt Erlangen zum Vorsitzenden/zur Vorsitzenden
bestellen. In diesem Fall wird das vorsitzende Mitglied im Verhinderungsfall durch die
Leitung des fir Wirtschaft zustandigen Referats der Stadt Erlangen vertreten. Fir die
ubrigen Mitglieder werden fur den Verhinderungsfall Vertreter/Vertreterinnen bestellt.”

§2
Die Satzung tritt am 01.05.2017 in Kraft.
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Anlage 2

Synopse zur Anderung der Unternehmenssatzung der GGFA

Alte Fassung

Neue Fassung

§ 5 Abs. 1 Der Verwaltungsrat besteht Der Verwaltungsrat besteht
aus zehn ordentlichen aus zehn ordentlichen
stimmberechtigten Mitglie- stimmberechtigten Mitglie-
dern, dem Leiter oder der dern, der Leitung des fir das
Leiterin des Referats der Jobcenter zustandigen Refe-
Stadt Erlangen fiir Wirtschaft | rats der Stadt Erlangen, der
und Finanzen als vorsitzen- | Leitung des fur Wirtschaft
dem Mitglied, zwei vom zustandigen Referats der
Deutschen Gewerkschafts- Stadt Erlangen, zwei vom
bund (Kreis Erlangen) in Deutschen Gewerkschafts-
Abstimmung mit dem Verein | bund (Kreis Erlangen) be-
.Manufaktur e.V.“ benannten | nannten Mitgliedern und
Mitgliedern und sieben Ubri- | sechs Ubrigen Mitgliedern.
gen Mitgliedern.

§ 5Abs. 2 Das vorsitzende Mitglied Den Vorsitz ibernimmt der

wird im Verhinderungsfall
durch den Leiter oder die
Leiterin des Referats der
Stadt Erlangen fir Soziales
vertreten. Fur die Ubrigen
Mitglieder werden flr den
Verhinderungsfall Vertreter
bestellt.

Oberbirgermeister/die
Oberblrgermeisterin der
Stadt Erlangen. Mit sei-
ner/ihrer Zustimmung kann
der Stadtrat die Leitung des
fur das Jobcenter zustandi-
gen Referats der Stadt Er-
langen zum Vorsitzenden/zur
Vorsitzenden bestellen. In
diesem Fall wird das vorsit-
zende Mitglied im Verhinde-
rungsfall durch die Leitung
des fir Wirtschaft zustandi-
gen Referats der Stadt Er-
langen vertreten. Fur die
Ubrigen Mitglieder werden flr
den Verhinderungsfall Ver-
treter/Vertreterinnen bestellt.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; 111/32 Rechtsamt; Ordnungsamt 30/059/2017

Satzung zur Anderung der Marktsatzung der Stadt Erlangen
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

22.03.2017 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die Satzung zur Anderung der Satzung fir die Markte der Stadt Erlangen (Marktsatzung) (Entwurf
vom 27.02.2017, Anlage) wird beschlossen.

. Begrundung

Die neue Satzung fur die Markte der Stadt Erlangen (Marktsatzung) wurde in der Stadtratssitzung
am 27.10.2016 beschlossen. Auf Bitte der Arbeitsgemeinschaft Erlanger Waldweihnacht wurden
der Beginn des Weihnachtsmarktes und die Offnung am 24.12. (Heilig Abend) an einem Sonntag
nochmals in der Stadtratssitzung vom 19.01.2017 diskutiert. Durch Beschluss beauftragte der
Stadtrat die Verwaltung mit der Anderung der Satzung fir die Markte der Stadt Erlangen (Markt-
satzung) beziglich des § 13 Weihnachts- und Christbaummarkt. Danach soll der Weihnachtsmarkt
am 1. Werktag nach dem Totensonntag, aber nicht vor dem 24. November beginnen. AuRerdem
wird am Heiligen Abend, wenn dieser auf einen Sonntag fallt, von 11:00 bis 14:00 Uhr getffnet
sein.

AuRerdem wiinschen sich die Handlerinnen und Handler des Lichtmess- und Augustmarktes
samstags eine Anpassung der Offnungszeit an die Kernzeit des Wochenmarktes (9:00 Uhr). Bis-
her war der Beginn auf 11:00 Uhr festgelegt. Aus Sicht der Verwaltung bestehen keine Bedenken
gegen eine derartige Regelung. Die Verwaltung schlagt daher vor, dass der Lichtmessmarkt und
der Augustmarkt samstags bereits um 9:00 Uhr beginnen kénnen.

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt

Anlagen: Entwurf der Satzung zur Anderung der Satzung fur die Méarkte der Stadt Erlangen
(Marktsatzung) vom 27.02.2017

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 19 Anlage
Entwurf vom 27. Februar 2017

Satzung zur Anderung der Satzung fiir die Markte der Stadt Erlangen (Markt-
satzung) vom 08. November 2016 (Die Amtlichen Seiten Nr. 23 vom
17. November 2016), in Kraft getreten am 01. Januar 2017

Die Stadt Erlangen erlasst auf Grund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und 3 der Ge-
meindeordnung fir den Freistaat i.d.F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998

(GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zuletzt geé&ndert durch Art. 17a Abs. 2 des Gesetzes vom
13. Dezember 2016 (GVBI. S. 335), folgende Anderungssatzung:

Art. 1

1. § 12 Abs. 2 Satz 2 erhélt folgende neue Fassung:

,Die Offnungszeiten sind:

Montag bis Freitag von 9:00 bis 18:00 Uhr
Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr

Sonntag von 11:00 bis 17:00 Uhr®

2. § 12 Abs. 3 Satz 2 erhalt folgende neue Fassung:

,Die Offnungszeiten sind:

Montag bis Freitag von 9:00 bis 18:30 Uhr
Samstag von 9:00 bis 20:00 Uhr

Sonntag von 11:00 bis 20:00 Uhr®

3. § 13 Abs. 1 erhélt folgende neue Fassung:

»(1) Der Weihnachtsmarkt ist ein Spezialmarkt im Sinne des § 68 Abs. 1 und Abs. 3 GewO
und findet im mittleren Teil des Schlossplatzes statt. Der Weihnachtsmarkt beginnt am

1. Werktag nach dem Totensonntag, aber nicht vor dem 24. November.

Die Offnungszeiten sind:

Montag bis Freitag von 10:00 bis 21:00 Uhr

Samstag von 10:00 bis 22:00 Uhr (Ende des Kulturprogramms 21:30 Uhr)

Sonntag von 11:00 bis 21:00 Uhr

24.12. von 10:00 bis 14:00 Uhr oder, sofern der 24.12. auf einen Sonntag féllt, von 11:00
bis 14:00 Uhr®

Art. 2

Diese Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11/32-3 Ordnungs- und Strallenverkehrsamt 32-3/019/2017

Anderung der Vergaberichtlinien fir den Erlanger Weihnachtsmarkt "Erlanger
Waldweihnacht am SchlofZplatz”

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

22.03.2017 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Amt 30

. Antrag

Die am 26.03.2015 beschlossenen Vergaberichtlinien fir den Erlanger Weihnachtsmarkt ,Erlanger
Waldweihnacht am Schlof3platz* werden wie folgt geéndert:

Punkt 1 Absatz 2 erhalt folgende neue Fassung:
Der Erlanger Weihnachtsmarkt findet jahrlich auf dem Schlof3platz in Erlangen statt. Er beginnt am
1. Werktag nach dem Totensonntag, aber nicht vor dem 24. November.

Die Anderung tritt zum 01.05.2017 in Kraft.

. Begrundung

Die Satzung fur die Markte der Stadt Erlangen (Marktsatzung) wird geandert. Die Anderungen
betreffen auch den Erlanger Weihnachtsmarkt. Die Vergaberichtlinien fir den Erlanger
Weihnachtsmarkt "Erlanger Waldweihnacht am SchloRplatz" missen an die Anderungen der
Marktsatzung angepasst werden.

Punkt 1 Absatz 2 ist bezliglich des Beginns des Erlanger Weihnachtsmarktes von Mittwoch vor
dem 1. Advent auf 1. Werktag nach dem Totensonntag zu andern.

Die Beendigung des Erlanger Weihnachtsmarktes am 23.12., wenn der 24.12. ein Sonntag ist,
entfallt.

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt

Anlagen:
Vergaberichtlinie fur den Erlanger Weihnachtsmarkt ,Erlanger Waldweihnacht am Schlo3platz*

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Vergaberichtlinien fur den Erlanger Weihnachtsmarkt
»Erlanger Waldweihnacht am SchloBplatz*

1. Grundsatzliches

Die Gestaltung des Erlanger Weihnachtsmarktes erfolgt mit dem Ziel, eine gré3tmaogliche
Attraktivitat mit besonderer Ausrichtung auf das Weihnachtsfest zu erreichen. Hierzu soll ein
vielfaltiges, umfassendes und ausgewogenes Warensortiment, das Ublicherweise zum
traditionellen Charakter des Weihnachtsmarktes gehdrt, angeboten werden. Die Stadt
Erlangen als Veranstalterin behalt sich vor, die Anzahl der Beschickerinnen und Beschicker
fur jede Angebotsgruppe von Jahr zu Jahr neu festzulegen, sofern nicht nachfolgende
Richtlinien eine abweichende Regelung treffen.

Der Erlanger Weihnachtsmarkt findet jahrlich auf dem Schlof3platz in Erlangen statt.
Er beginnt am 1. Werktag nach dem Totensonntag, aber nicht vor dem 24. November.

Die Zustandigkeit liegt beim Ordnungs- und Strallenverkehrsamt, Sachgebiet
Gewerbeangelegenheiten, Kirchweihen und Markte.

2. Veranstaltungskonzept zur Waldweihnacht

Der Weihnachtsmarkt ,Waldweihnacht* wird analog des Konzepts der ARGE Erlanger
Weihnachtsmarkt gestaltet (Stadtratsbeschluss vom 26.04.2012). Dabei steht dem
Konzeptgeber das Forsthaus (Imbiss) und aufgrund der Konzepterweiterung (Beschluss
HFPA vom 23.07.2014) das Waldh&ausla (Imbiss) und das Wichtelhaus inklusive zwei
Ehrenamtsstanden, der Wichtelbackerei und der Kerzenwerkstatt mit Verkauf zur Verfligung.
Naheres regelt ein offentlich-rechtlicher Vertrag.

Das Konzept fur den Erlanger Weihnachtsmarkt umfasst Uberwiegend Verkaufsgeschafte.
Um den Markt moglichst attraktiv und publikumswirksam zu prasentieren, kdbnnen erganzend
attraktive weihnachtliche Angebote zugelassen werden.

Von der Veranstalterin kdnnen Verkaufshitten in unterschiedlichen Gréflen angemietet
werden. Die Beschickerinnen und Beschicker haben darauf zu achten, dass ihre
Verkaufsbuden den Anforderungen der Veranstalterin entsprechen (z. B. Budenfront aus
Holz oder holzéhnlichen Materialien, Verkleidung der Seiten- und Rlickwande mit echtem
Fichten- oder Tannengrin, Verkleidung des Innenbereiches mit Stoff und weihnachtlicher
Dekoration).

Das Warenangebot soll in Beziehung zum Weihnachtsfest stehen oder sich als
Weihnachtsgeschenke eignen. Es setzt sich aus (Anzahl der Stande) folgenden
Angebotsgruppen zusammen:

e Ein Kinderkarussell

e Ca. 10 % Ausschank winterlicher Heif3- und Kaltgetranke mit und ohne Alkohol,
Softgetranke, Bier und Wein

e Ca. 20 % Imbissbetriebe (z. B. frankische, vegetarische, Gerichte anderer Lander,
SiuRspeisen)
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e Ca. 10 % SuRwaren (z. B. Lebkuchen, Weihnachtsbackerei, weihnachtliche
Confiserie, Krauterbonbons, glasierte Friichte, Nisse)

o Ca. 60 % weihnachtliche Verkaufs- und Geschenkartikel (z. B. Christbaumschmuck,
weihnachtliche Haushaltswaren, Kerzen, Leinen, Kunsthandwerk (u.a. Holz, Ton,
Stein), Seifen, Schmuck, Tucher, Schaffellprodukte, Gewlrze, Tee, Kleinlederwaren,
Geschenk-/Dekor-/Festartikel, Essig-/Ol-/ Likérvarianten)

3. Zulassungsbedingungen

Zugelassen werden Hersteller, Handler und andere Gewerbetreibende, deren Waren zum
Weihnachtsfest in enger Beziehung stehen oder Ublicherweise als Weihnachtsgeschenke
verwendet werden, besonders Erzeugnisse des heimischen Handwerks oder Kunstgewerbes
sowie Speisen und Getranke wie in Ziffer 2 aufgefihrt. Es kann im Veranstaltungsbereich
insbesondere entsprechend den platzspezifischen Gegebenheiten grundsatzlich ein
Kinderkarussell mit einem Fahrbahndurchmesser bis zu acht Metern bertcksichtigt werden.

4. Bewerbungsverfahren

4.1

Bewerbungen sind schriftlich mit den sich aus der Ausschreibung ergebenden erforderlichen
Unterlagen und Nachweisen beim Ordnungs- und Stralenverkehrsamt, Sachgebiet
Gewerbeangelegenheiten, Kirchweihen und Markte einzureichen. Die Ausschreibung wird im
Amtsblatt der Stadt Erlangen und auf der jeweils aktuellen Internetseite der Stadt Erlangen
veroffentlicht. Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 30.04. fur das laufende Jahr. Bis
zum Ablauf dieser Frist mussen die Bewerbungen bei der Stadt Erlangen eingegangen sein.

4.2

Alle Bewerberinnen und Bewerber haben die fur das betreffende Geschaft erforderlichen
Nachweise, Genehmigungen und Auflagen z. B. gewerbe-, bau-, (z. B. Baubuch),
sicherheits- (z. B. TUV) und gesundheitsrechtlicher Art, zu erflillen und auf Verlangen
vorzuweisen.

4.3
Nicht fristgemaf eingegangene Bewerbungen kdénnen nicht beriicksichtigt werden.

Wird nach Ablauf der Bewerbungsfrist jedoch ein Mangel an geeigneten Bewerbungen in
einzelnen Angebotsgruppen zur Durchsetzung des Gestaltungswillens der Veranstalterin
festgestellt, kann die Stadt Erlangen nachtragliche Bewerbungen berticksichtigen oder
geeignete Bewerberinnen oder Bewerber anwerben und bis zum Beginn der
Auswahlverfahrens in die Liste der Bewerbungen aufnehmen.
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5. Auswabhlkriterien

Die Bewerbungen werden nach folgenden Kriterien ausgewahit:

N Lo Max.
Geschéaftsbezogene Bewertungskriterien Punktzahl
Neues Warenangebot oder Traditionsgeschafte 20
Erscheinungsbild, Gestaltung, Ausstattung, Dekoration und Prasentation des 20
Geschéftes und seiner Ware
Besondere Qualitat, Seltenheit, Exklusivitat sowie Beliebtheit und Vielfalt des 20
Warenangebotes
Umweltfreundlichkeit / fair gehandelte Produkte 10
Familiengerechte und attraktive Preisgestaltung 10
o Max.
Personenbezogene Bewertungskriterien Punktzahl
Gewerberechtliche Zuverlassigkeit insbesondere faire und mangelfreie 30
Zusammenarbeit im Marktgeschehen, positive Erfahrungen der
Veranstalterin mit der Bewerberin oder dem Bewerber, keine Stérungen des
Marktfriedens oder Ahnliches.
Erfahrung in der beworbenen Geschaftsart (evtl. Nachweise), Ausbildung, 10
Fachkenntnisse
Mitarbeit zur Starkung der Attraktivitat der Veranstaltung 20

Den ortsansassigen Handlern und den Stammanbietern soll bei gleicher Eignung der Vorzug
gegeben werden.

Ein Ausschlussgrund sind offene Geldforderungen der Stadt Erlangen gegenlber der
Bewerberin/dem Bewerber.

6. Auswahlverfahren

6.1

Gehen mehr Bewerbungen ein als Platze verfligbar sind, orientiert sich die Zulassung der
Bewerberinnen oder Bewerber an den oben aufgefihrten Auswahlkriterien (siehe Ziffer 5).
Gehen mehr Bewerbungen mit gleichem oder dhnlichen Warenangeboten ein, so wird um
die Attraktivitat und Vielfalt zu gewahrleisten nur eine begrenzte Anzahl von
Bewerberinnen/Bewerbern, ggf. auch nur eine Bewerberin/ein Bewerber des gleichen oder
ahnlichem Warenangebotes zugelassen.

6.2

Langjahrig bekannte und bewahrte Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker
(Stammbeschickung) kénnen bei gleichen Voraussetzungen nach Ziffer 6 im Interesse des
traditionellen Erscheinungsbildes und des Wiedererkennungswertes des Marktes Vorrang
vor Neubewerbungen haben. Der Vorrang kann nur fir ein Geschaft gleicher Art und
gleichen Umfangs gelten. Fur ein Geschaft anderer Art oder ein im Umfang verandertes
Geschaft kann er nicht geltend gemacht werden.
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6.3
Es durfen nur Geschafte mit der in der Zulassung beschriebenen Gréfie und dem
genehmigten Angebot aufgestellt werden. Abweichungen kdnnen zum Ausschluss fuhren.

6.4

Ergeben sich nach Abschluss des Auswahlverfahrens Veranderungen zu den
Planunterlagen (technisch bedingte Umstellungen, Ausfall von Geschéaften etc.), kdnnen
diese Platze an andere verfligbare Bewerberinnen oder Bewerber, deren Geschafte nach Art
und Grdlde passen, vergeben werden.

7. Inkrafttreten der Richtlinien

Diese geénderten Richtlinien treten am 1. Januar 2017 in Kraft.

Erlangen, 27.10.2016
STADT ERLANGEN
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O 21

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/40-2 Schulverwaltungsamt 40/109/2017

IT an Erlanger Schulen - Konzept smartERschool

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Bildungsausschuss 09.03.2017 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 22032017 O Gutachten

schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amter 20 (zur Kenntnis), 24, eGov, Mitglieder des Innovationszirkels

. Antrag

1. Das Konzept ,smartERschool” zur IT-Ausstattung an den Schulen sowie der daraus resul-

tierende Finanzbedarf im stadtischen Haushalt in den Jahren 2018-2020 werden zur

Kenntnis genommen.

Der aufgezeigte Bedarf fur das IT-Konzept ,smartERschool” wird festgestellt.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Ausbau der IT an Schulen dem Konzept entsprechend

weiterzufihren.

4. Die notwendigen Finanzmittel fur die Haushaltsjahre 2018-2020 sowie fir die mittelfristige
Finanzplanung sind bei Referat Il zum Haushalt anzumelden.

5. Die erforderlichen personellen Ressourcen bei Amt 40 sind zum Stellenplan 2018 anzu-
melden.

wn

. Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Durch die voranschreitende Digitalisierung bestehen heutzutage vielfaltige Mdglichkeiten der
Kommunikation, Information, Kooperation und Einbringung in das 6ffentliche Leben, aber auch
Risiken beispielsweise in Form von Cybermobbing oder Internetkriminalitét.

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, ist eine sachgerechte Unterstitzung beim Erwerb
der erforderlichen Kompetenzen bereits in der Schule naheliegend. Die inhaltliche Auseinander-
setzung mit dem Einfluss der Digitalisierung auf Arbeitsweisen und Methoden ist daher von zentra-
ler Bedeutung fur den Bildungsauftrag der Schulen. Schilerinnen und Schuler sollen im Laufe ihrer
Schulzeit kontinuierlich und systematisch alle notwendigen Kenntnisse, Fahigkeiten, Kompetenzen
und Einstellungen erwerben, die ein eigenstandiges sowie ethisch verantwortungsvolles Handeln
in einer von Digitalisierung gepragten Lebenswelt ermdglichen. Diese sog. 4. Kulturtechnik wird
kiinftig neben den bisher zu erwerbenden Kompetenzen im Lesen, Schreiben und Rechnen erfor-
derlich sein, um eine gesellschaftliche Teilhabe zu erméglichen.

Mit der Umsetzung des Konzepts smartERschool, welches den Bedarf an IT-Ausstattung der Er-
langer Schulen in den Jahren 2018-2020 abbildet, sollen daher folgende Wirkungen erzielt werden:

¢ Reflektion und kritischen Umgang mit der Digitalisierung ermdglichen (Medienerziehung)

o Verflgbarkeit zeitgemaRer Arbeitsmittel gewahrleisten (Mediendidaktik)

e Informationstechnische Bildung sowohl bei Schiilern als auch bei Lehrkraften starken (Me-
dienkompetenz)
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Um die unter 1. genannten Wirkungen zu erzielen, ist der Ausbau der Schul-IT mit folgenden
Schwerpunkten erforderlich:

a) Mobilitat und Flexibilitat, Individualisierung und Differenzierung

Der Einsatz mobiler Endgerate wird geftérdert, um lernortunabhangigen und flexiblen Unterricht zu
ermdglichen. Es sollen weitere Schulen in die Lage versetzt werden, innovative Projekte wie Tab-
let-Klassen oder Bring Your Own Device (BYOD) fur Lehrkrafte umzusetzen. Mithilfe von mobilen
Geraten (Notebooks, Tablets) und modernen Anwendungen kann eine verstarkte Differenzierung
stattfinden, die bei der Bewaltigung aktueller Herausforderungen wie Integration und Inklusion un-
terstitzt. Durch die Zunahme an Geraten entstehen neue Anforderungen an die Infrastruktur.

b) Weiterentwicklung eines zukunftsorientierten, mediengestiitzten Unterrichts

Weiterhin ist eine solide Grundausstattung mit Geraten des Sachaufwandstréagers bei allen Schul-
arten unabdingbar. Gerade im Bereich der Grundschulen erfolgt aufgrund des neuen Lehrplanes
ein Paradigmenwechsel, weshalb massiver Nachholbedarf besteht. Zusatzlich fungieren Medienre-
ferenzschulen als Vorreiter und Multiplikatoren fiir innovativen, medienpadagogisch wertvollen
Unterricht. Auch hier zeichnet sich weiterer Bedarf ab (z. B. Schulversuch Digitale Schule 2020 der
Realschule am Europakanal).

¢) Fokussierung auf den Unterricht anstatt auf die Technik

IT-Ausstattung soll als hilfreiches Medium in einer flexiblen Lernumgebung begriffen werden. Hier-
zu sind Verlasslichkeit, Funktionalitat und intuitive Benutzbarkeit entscheidende Faktoren. Die zur
Verfiigung gestellte Technik soll moglichst unaufdringlich wirken, so dass die Nutzung der Gerate
in kiinftigen Jahren zur Selbstverstandlichkeit werden kann. Dieses Ziel ist nur durch den Einsatz
eines professionellen IT-Dienstleisters zu erreichen, der Verantwortung fir einen reibungslosen
Schulablauf tragt. Durch die Aufnahme der Schulen in das Betreuungsspektrum von KommunalBIT
wurde bereits vor Jahren ein strategisch bedeutender Grundstein gelegt. Mit den steigenden An-
forderungen der Schulen sind weiterhin eine Verbesserung der Service-Leistungen und ein breite-
res Unterstitzungsangebot fur Lehrkrafte anzustreben.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Internetbandbreite

Durch den Einsatz von mobilen Endgeraten und der verstarkten Nutzung von webbasierten An-
wendungen sowie dem Internet im Allgemeinen wachst das umzusetzende Datenvolumen stetig.
Zentrale Voraussetzung fir zahlreiche Nutzungsszenarien (BYOD-Konzepte, WLAN im Schulge-
baude, Nutzung von Mebis, Streaming etc.) ist daher eine mdglichst hohe Internetbandbreite. Der
Ausbau der Internetbandbreite war bereits Bestandteil des Konzepts Schule 2015+ (Ziel: Erh6hung
der Bandbreite auf 100 MBiIt/s je Schule) und konnte aufgrund der zunachst ausbleibenden Ange-
bote externer Provider nur sehr schleppend vollzogen werden. Hierbei sind darlber hinaus grol3e
Unterschiede bei der Versorgung mit Bandbreite innerhalb des Stadtgebiets festzustellen. Der mit-
telfristige Bandbreitenbedarf der Schulen wird jedoch darliber hinaus steigen.

Fur die Erlanger Schulen wird der Bedarf sowie die Realisierungsmaoglichkeiten bei 200 MBit/s bis
2020 an der Halfte der Schulen als realistisch eingestuft. Der Ausbau soll daher auch in den kom-
menden Jahren aktiv betrieben werden, da andernfalls ein performantes Arbeiten in PC-Raumen
als auch in Klassenraumen nicht méglich ist. Durch eine héhere Bandbreite wachsen zudem die
Maoglichkeiten zur Fernwartung durch KommunalBIT, was insgesamt zeitliche und personelle Res-
sourcen schont.

Strukturierte Grundverkabelung

Neben der Anbindung von auf3en spielt die interne Datenverkabelung in den Schulgebduden eine
wesentliche Rolle. Die Durchfiihrung von MaRnahmen diesbeziiglich wird durch die Abteilung Be-
triebstechnik des technischen Gebdudemanagements verantwortet. Zur Schaffung eines Grund-
standards standen insbesondere fiir die weiterfiihrenden Schulen in den Jahren 2013-2016 bereits
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Finanzmittel zur Verfigung, die gezielt eingesetzt wurden.

Um aber auch Grundschulen eine mittelfristige Perspektive bieten zu kdnnen und eine zunehmen-
de Schieflage bei der Infrastruktur der Schulen untereinander abzumildern, soll das Programm der
strukturierten Grundverkabelung des Gebaudemanagements bis zum Jahr 2020 an weiteren 6
Schulen abgeschlossen sein. Somit verfligen am Ende des Planungszeitraums knapp 80 % der
Schulstandorte Uber ein modernisiertes Datennetz (Stand Ende 2016: 62 %).

Ausweitung des IT-Bestands

Wahrend KommunalBIT bei der Ubernahme der Aufgabe IT-Schulbetreuung im Jahr 2010 zu-
nachst mit dem Austausch defekter und veralteter Hardware betraut war, entwickelte sich im Laufe
der Projektphase Schule 2015+ das Prinzip der Mehrungen. Der Begriff der Mehrungen als zusatz-
liche Gerateeinheit zum Grundbestand hat sich daher weitgehend etabliert und fand bereits im
Grundsatzbeschluss Schule 2015+ Berlicksichtigung.

Nach einer Neukalkulation der Bedarfe sind in den kommenden drei Jahren jahrliche Mehrungen
von jeweils 300 Geraten erforderlich, die zum einen zur Fortfiihrung der Ausstattung der weiterfiih-
renden Schulen sowie zur Forderung der Medienreferenzschulen eingesetzt werden sollen. Zum
anderen sind der Nachholbedarf bei den Grundschulen aufgrund der Einfiihrung des neuen, kom-
petenzorientierten Lehrplan Plus sowie Mehrbedarfe im Rahmen der Schulsanierungen (z. B.
MTG) zu decken.

Durch diese Erhohung des Geréatebestands kann schlief3lich bis zum Jahr 2020 das Verhaltnis der
Schiiler, die sich durchschnittlich einen PC-Arbeitsplatz teilen von 4,9 im Jahr 2015 auf unter 4,0
gesenkt werden. Zudem kénnen bis dahin knapp 90 % der Unterrichtsraume (Klassen- und Fach-
raume) samtlicher Schulen mit einer modernen Projektionsmaoglichkeit, entweder mit stationarem
Beamer oder Interaktivem Whiteboard bzw. Multitouch-Display ausgestattet werden.

Technischer Support

Der Lehrer wird zunehmend zum hilfreichen Lernbegleiter in einer flexiblen Lernumgebung, in der
Schilerinnen und Schiler mehr selbst gefordert sind. Beim Einsatz von IT-Geraten missen diese
daher schnell und unaufdringlich facherubergreifend fir unterschiedliche Zwecke zur Verfligung
stehen und funktionieren.

So gewinnen die von KommunalBIT ebenfalls zu erbringenden Service-Leistungen neben den re-
gelmafigen Ersatzbeschaffungen und Erganzungen (Mehrungen) von Hard- und Software an Be-
deutung. Zur weiteren Professionalisierung muss eine fiur beide Vertragsparteien verbindliche
Dienstleistungsvereinbarung getroffen werden. Diese Dienstleistungsvereinbarung, auch Service
Level Agreement (SLA) genannt, dokumentiert die vereinbarten Leistungen nach Art, Umfang und
Qualitat. Ein SLA schafft vor allem fir alle Beteiligten Handlungssicherheit, stellt Transparenz zur
Mittelverwendung her und erméglicht bei Leistungsstorungen steuernd einzugreifen. Ferner erge-
ben sich Bewertungsmaglichkeiten fir Leistungen und eine Priorisierung auf die wesentlichen Be-
standteile des Leistungsumfangs kann erfolgen.

Die Einfuhrung eines neuen Ticketsystems soll als Grundstein fur das zu erarbeitende SLA bis
2018 erfolgen und ist fur eine objektive Bewertbarkeit von Services notwendig (z. B. elektronische
Messbarkeit von Reaktionszeiten etc.). SchlieRlich kénnen durch dieses Steuerungselement eine
bessere Betreuungsquote und damit eine Verbesserung des Service Levels erzielt werden.

Daruber hinaus wird KommunalBIT ab dem Jahr 2018 die Beschaffung und Betreuung der Interak-
tiven Tafelsysteme / GroRRbildmonitore und der Dokumentenkameras Gbernehmen. Diese Gerate
als Ersatz von Kreidetafeln bzw. als Ersatz von Overheadprojektoren wurden bislang vom Schul-
verwaltungsamt beschafft. Dadurch verschieben sich die bisherigen Investitionen im Finanzhaus-
halt der Stadt Erlangen in den Ergebnishaushalt durch Aufnahme in die monatliche Pauschalzah-
lung an KommunalBIT. Die Aufgabenlbertragung hat den Vorteil, dass nun Abschreibungen ein-
kalkuliert sind und Gerate nach Ende ihrer Lebensdauer (LifeCycle) ersetzt werden kdnnen. Der
Einsatz der Gerate ist somit anstatt einer einmaligen Investition dauerhaft finanziert. Schlie3lich
erweisen sich Installation, Betreuung und Wartung als zunehmend technisch komplex und viel-
schichtig, so dass die Aufgabe sinnvoller bei KommunalBIT angesiedelt ist. Die zahlreichen
Schnittstellen werden reduziert.
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Beitrag der Schulen

Durch die Einfuhrung von neuen Lehrplanen wurden Lehrkraften weitere Spielrdume hinsichtlich
der Wahl des jeweiligen Instruments zur Vermittlung von Inhalten eréffnet. Es ist dabei Aufgabe
der Schule, sich mit der zu Verfigung stehenden Technik auseinanderzusetzen und Medienent-
wicklungsplane fur deren Einsatz zu erstellen. Diese sollen aufzeigen, welche Ziele die Schule
hinsichtlich der Digitalisierung verfolgt, in welcher Form die Schule Medienkompetenz lehren wird
und welche Schritte sie auf diesem Weg geht (z. B. schulinterne/-externe Lehrerfortbildung, Aus-
bildung von Multiplikatoren).

Die ab 2018 verbindlich bei der Anforderung von zusatzlicher IT-Ausstattung vorzulegenden Medi-
enentwicklungsplane schaffen wichtige Weichenstellungen fir nachhaltige Investitionen und stellen
eine Verpflichtung gegentber dem Sachaufwandstrager zum ressourcenschonenden Einsatz dar.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Zur Zielerreichung sind in den kommenden drei Jahren folgende Finanzmittel bereitzustellen:

Aufgabe Zuord- 2018 2019 2020
nung zum
Haushalt

Erhalt des IT-Bestands Ergebnis- 2.035.000 € | 2.120.000€ | 2.210.000 €
haushalt (IT-

(Stand 2017) Budget Schu-
len)

Realisierung des Projekts Ergebnis- 95.000 € 330.000 € 570.000 €
haushalt (IT-

smartERschool Budget Schu-

(einschl. Ubernahme kiinftig zu beschaffender Interaktiver len)

Whiteboards, Multitouch-Displays, Dokumentenkameras sowie
Mehrungen im Rahmen der Schulsanierung MTG)

Zwischensumme KommunalBIT 2.130.000€ | 2.450.000€ | 2.780.000 €
Erhdhung der Bandbreite auf 200 MBIT/s fiir 50 % Ergegnzs- 34.000 € 41.000 € 56.000 €
aushalt
der Schulen (Sachmittel-
budget Amt
40)
Erganzungsmobiliar zum Betrieb der EDV anesr:itil?nS- 50.000 € 50.000 € 50.000 €
aushal
(Leinwande, Lade-/Synchronisationskoffer bzw. -wagen, Com- (Deckungs-
putertische etc.) kreis Amt 40)
Zwischensumme Schulverwaltungsamt 84.000 € 91.000 € 106.000 €
Strukturierte Grundverkabelung rIfrgel;niIS- 400.000 € 400.000 € 400.000 €
= aushalt
(Gebaudemanagement) (Sachmittel-
budget Amt
24, Bauunter-
halt)
Gesamtsumme 2.614.000 € | 2.941.000 € | 3.286.000 €

Innerhalb der Umsetzungsphase erfolgt eine intensive und regelméRige Abstimmung zwischen
KommunalBIT (Team Schulbetreuung) und dem Schulverwaltungsamt. Aufgrund des deutlich er-
hohten Arbeitsaufwands beim Schulverwaltungsamt sind die personellen Ressourcen entspre-
chend anzupassen. Der bereits fur das Jahr 2017 angemeldete Stellenbedarf wurde nicht in vollem
Umfang bewilligt. Fur eine planmafRige Umsetzung ist es daher dringend erforderlich, den noch
ungedeckten Personalbedarf (aktuell 0,5 VZA) im Stellenplan abzubilden.

Konsequenzen

Die zusatzliche Bereitstellung dieser Betrage bedeutet die Ausfinanzierung des Konzepts bis 2020
und damit einen moderaten Anstieg der Gesamtbelastung fiir den stadtischen Haushalt bei gleich-
zeitiger Sicherstellung einer bedarfsgerechten Schul-IT.

Dieser Anstieg erscheint insbesondere gerechtfertigt, wenn man die geschaffenen Einsatzmdglich-
keiten zeitgemaler Arbeitsmittel und die Er6ffnung von neuen Bildungschancen fiir Giber 18.000
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potentielle Anwenderinnen und Anwender - Lehrpersonal und Schiler — gegenuberstellt.

Sollten die zusatzlichen Mittel dagegen nicht bereitgestellt werden, kdnnte im Planungszeitraum
lediglich der aktuelle IT-Bestand unterhalten werden. Es kénnten keine Verbesserungen der Ser-
vicequalitat erzielt werden und der als Basis flr den Einsatz von Hardware dringend erforderliche
Ausbau der Infrastruktur wiirde sich zeitlich enorm verzégern. Zusétzlicher, begrindeter Bedarf
von Schulen nach weiteren Endgeraten misste ab 2018 abgelehnt werden. Es besteht das Risiko,
dass die in den vergangenen Jahren durch das Projekt Schule 2015+ geschaffene, gute Aus-
gangsposition wieder verloren geht und der Anschluss im auf3erst dynamischen Technologie-
Umfeld erneut verpasst wird.

Gerade Erlangen als Universitatsstadt sowie als bedeutender High-Tech- und Medizinstandort
sollte mit einem innovativen und modernen Bildungsangebot auf die zukiinftigen Anforderungen
der Industrie und Wirtschaft reagieren und den Bildungsstandort Erlangen zukunftsfahig machen.

Forderungen an den Freistaat Bayern

Das Bayerische Staatsministerium fir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst verfolgt mit
Hochdruck seine Zielvorstellungen im Hinblick auf verstarkten Einsatz von IT in Schulen. Dies
kommt insbesondere durch die Ausgestaltung neuer kompetenzorientierter Lehrpléne, die flachen-
deckende Etablierung von digitalen Bildungsportalen (z. B. Mebis) sowie die Veroéffentlichungen
des Beraterkreises zur IT-Ausstattung von Schulen (Votum 2016) zum Ausdruck.

Von Seiten des Freistaats wurde in der Vergangenheit auch signalisiert, dass informationstechni-
sche Grundfertigkeiten starker in der Lehrerausbildung verankert werden, damit bayerische Lehr-
krafte digitale Medien und Werkzeuge souverdn und kontinuierlich verwenden kénnen. Eine Be-
ricksichtigung in der Lehrerbeurteilung sowie bei der externen und internen Evaluation sind eben-
falls beabsichtigt.

Die Ankiindigung des Bundesministeriums fur Bildung und Forschung, das Férderprogramm ,Digi-
talPakt#D" in Milliardenhthe aufzulegen, stimmt zwar hoffnungsvoll, finanzielle Férdermdglichkei-
ten hinsichtlich IT-Ausstattung bestehen nach der aktuellen Gesetzeslage allerdings nicht. Weil die
gesetzlichen Rahmenbedingungen im Bereich Bildung auRerhalb des kommunalen Handlungs-
spielraums liegen, sollte die Stadt Erlangen aber dennoch ihren Einfluss in Ubergeordneten politi-
schen Gremien geltend machen und auf notwendige Veranderungen hinwirken.

Investitionskosten: 50.000 € (2018-2020) bei IPNr.: neu (DK Amt 40)
Sachkosten: 2.130.000 € (2018) bei Sachkonto 531601,
2.450.000 € (2019) Kostenstelle 408010,
2.780.000 € (2020) Kostentrager 21000010
Sachkosten: 34.000 € (2018) bei Sachkonto 543141,
41.000 € (2019) Kostenstelle 400090,
56.000 € (2020) Kostentrager 21000010
Sachkosten: 400.000 € (2018-2020) bei Sachkonto 521112,

Kostenstelle 929990,
Kostentrager 11170024,
Vorabdotierung 24.22KMS
Weitere Ressourcen Personalbedarf in Hohe von 0,5 VZA
(Aufstockung der IT-Koordination im Schulverwaltungsamt)

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X sind nicht vorhanden
Anlagen:
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lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Bildungsausschuss am 09.03.2017

Protokollvermerk:

Auf Wunsch der Vorsitzenden und der Mitglieder des Bildungsausschusses wird die Vorlage fur die
weiteren Ausschiisse um die Powerpointprasentation mit einer erweiterten Ubersicht zur Kosten-
entwicklung im Vergleich fur die Jahre 2017 bis 2020 ergénzt.

Diverse Fragen der Ausschussmitglieder wurden in der Sitzung direkt von Frau Richter/Amt 40 und
Herrn Dr. Wilhelm/KommunalBIT beantwortet.

Ergebnis/Beschluss:

1. Das Konzept ,smartERschool” zur IT-Ausstattung an den Schulen sowie der daraus resul-
tierende Finanzbedarf im stadtischen Haushalt in den Jahren 2018-2020 werden zur
Kenntnis genommen.

Der aufgezeigte Bedarf fur das IT-Konzept ,smartERschool* wird festgestellt.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Ausbau der IT an Schulen dem Konzept entsprechend
weiterzufihren.

4. Die notwendigen Finanzmittel fir die Haushaltsjahre 2018-2020 sowie fur die mittelfristige

Finanzplanung sind bei Referat Il zum Haushalt anzumelden.

5. Die erforderlichen personellen Ressourcen bei Amt 40 sind zum Stellenplan 2018 anzu-
melden.

wn

mit 10 gegen 0 Stimmen

Pfister Haag
Vorsitzende/r Schriftfihrer/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Konzept zur
IT-Ausstattung an Erlanger Schulen
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smartERschool

IT-Ausstattung an
Erlanger Schulen

Prasentation im
Bildungsausschuss der Stadt Erlangen

am 09.03.2017

Stefanie Richter, Dr. Kai Wilhelm,
Schulverwaltungsamt IT-Betreuung Schulen

s . .
Stadt Erlangen @/ 110/147 kommunal:bit
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Wo kommen wir her?
(Ruck-) Blick auf 2012 bis 2017

2012: Neben der Erneuerung des IT-Bestandes wird Mehrbedarf deutlich.
Beginn der strukturierten Grundverkabelung in Schulen.

2013: Zusammenarbeit mit Accenture zur Ermittlung des nachweisbaren
Bedarfs fuhrt zum Konzept ,Schule 2015+“. Beginn der ASV-Einfuhrung in
den Schulverwaltungen.

2014: IT-Erneuerung mit Wechsel von Win XP zu Win 7 zu 85 %
abgeschlossen. Beginn der Umsetzung von ,Schule 2015+ mit 150
zusatzlichen PC-Einheiten pro Jahr (v. a. fur weiterfuhrende Schulen) und
Sondermitteln fur interaktive Tafeln.

2015: Erste iPads erfordern WLAN.

2016: TK-Provider ermoglichen an mehreren Schulen die Erhdhung der
Bandbreite der Internetzugange. Erste grol3e Touch-Monitore werden

beschafft.
111/147
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Wo stehen wir heute? - Eine Bilanz

Deutlich bessere IT-Ausstattung
- mehr Gerate, mehr Leistung, neue Geratekategorien

Anzahl der PC-Einheiten an Schulen
4.000

3.500

m PCs,
3.000 Notebooks,
Tablets
- _] I I I I
2.000 1 T T T T T T T T

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Aber auch: neue Lehrplane, aktuelle Herausforderungen wie Inklusion und
Integration, gestiegene Anforderungen (Cloud-Losungen, BYOD-Konzepte,
Groupware, DMS...) 112/147
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Wo wollen wir hin?

Medienerziehung
Reflektion und kritischen Umgang mit der Digitalisierung ermaoglichen

Mediendidaktik
Verfugbarkeit zeitgemalder Lehr- und Lernmittel (Arbeitsmittel) gewahrleisten

Medienkompetenz
Informationstechnische Bildung sowohl bei Schilern als auch bei Lehrkraften

starken

Unsere Vision:
Jeder Schuler sowie jeder Lehrer soll objektiv
die Moglichkeit haben, ein Endgerat zu nutzen,
wann immer es aus padagogischen Gesichtspunkten
erforderlich bzw. gewlnscht ist.
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Was wollen wir erreichen?

Weiterentwicklung eines
zukunftsorientierten,
mediengestiitzten
Unterrichts

Mobilitat und Flexibilitat, Fokussierung auf den

Unterricht anstatt auf die
Technik

Individualisierung und
Differenzierung

Infrastruktur Hard-/Software Serviceleistungen
Bandbreiten Geratebestand SLA
50 % der Schulen mit 200 Verhaltnis Schiler pro PC Abschluss einer
MBit/s unter 4,0 verbindlichen
Strukturierte Projektion Leistungsvereinbarung
Grundverkabelung ca. 90 % der Fach- u. Aufnahme von
29 von 34 Objekten Klassenraume samtlicher Interaktiven
verkabelt Schulen mit moderner Tafeln/Displays ins
Projektionsméglighkeit Portfolio von KBit

Bildungsausschuss am 09.03.2017 6
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Entwicklung des Bedarfs
(ermittelt aus der jahrlichen Abfrage)

Jahr | beantragte genehmigte beantragte genehmigte
Gerate msgesamt Gerate msgesamt PC-Einheiten PC-Einheiten

2015
2016 970 270 560 150
2017 1.200 260 620 150

o Anforderungen an die IT-Ausstattung von Schulen entwickeln sich ahnlich
dynamisch wie in anderen Bereichen.

e Mit Einfuhrung des ,LehrplanPLUS" stieg der Bedarf deutlich an, vor allem
bei den Grundschulen (aber auch an den anderen Schularten), nach-
gewiesen durch uberprufbare Medienentwicklungsplane der Schulen.

o Die Schere zwischen beantragter und genehmigter Ausstattung lauft derzeit
immer weiter auseinander.

115/147
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Was ist zur Bedarfsdeckung zu tun?
Kalkulation des Aufwandes (T-Budget KBit)

Entwicklung bei Durchfiihrung von smartERschool:

Budget [€] 1.619.000 1.719.000 1.819.000 2.130.000 2.450.000 2.780.000
Steigerung [€] 100.000 100.000 311.000 320.000 330.000
Mehrung PCs + 150 + 150 + 310 + 310 + 310
Mehrung int. --- --- --- + 35 + 35 + 35
Whiteboards,

Touchmonitore
Projekte - +ca.3 +ca. 3 +ca.3
Entwicklung flr den Erhalt des bisherigen Bestandes:

Budget [€] 1.619.000 1.719.000 1.819.000 2.035.000 2.120.000 2.210.000
Steigerung [€] 100.000 100.000 *216.000 85.000 90.000
Mehrung PCs + 150 + 150 +ca. 10 +ca. 10 +ca. 10
anderes --- --- ---

* Im Wesentlichen durch andere Verteilung der Gemeinkostenumlage u. Abschreibungen
Bildungsausschuss am 09.03.2017 8
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U T T v e e
Kostenentwicklung Im Vergleich

Umsetzung smartERschool 2017 2018 2019 2020

Summe KommunalBIT, IT-Budget [€] 1.819.000 2.130.000 2.450.000 2.780.000
Summe Schulverwaltungsamt [€] 50.000 84.000 91.000 106.000
Erhdhung der Bandbreite sowie Erganzungsmobiliar

Summe Gebaudemanagement [€] 250.000 400.000 400.000 400.000
Strukturierte Grundverkabelung

Gesamtsumme smartERschool [€] 2.119.000 2.614.000 2.941.000 3.286.000
Mehrkosten im Vergleich zu 2017 + 495.000 +822.000 +1.167.000
bei Umsetzung von smartERschool [€]

Jahrliche Mehrkosten im Vergleich zum Vorjahr [€] +495.000 + 327.000 + 345.000

Erhalt des Bestands

(keine nennenswerten Mehrungen, keine Projekte, keine Erhohung der Internetbandbreite, keine moderne IT-Ausstattung im
Rahmen der Sanierung des MTG, kein Ubergang der Interaktiven Tafeln, keine Beschleunigung der Grundverkabelung)

Erforderliche Mittel zur Bestandserhaltung [€] 2.119.000 2.385.000 2.470.000 2.560.000

Mehrkosten im Vergleich zu 2017 + 266.000 + 351.000 +441.000
bei reiner Bestandserhaltung [€]

Differenz zwischen reiner Bestandserhaltung und 117/147 +229.000 +471.000 + 726.000
Umsetzung smartERschool [€]
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Was wollen wir heute von lhnen?

Sachaufwand fur Schulen ist eine Pflichtaufgabe, doch es gibt
absichtlich keine konkreten Vorgaben des Ministeriums zur IT-
Ausstattung - aber ein ,\Votum®, an dem wir uns auch orientieren.

Der vorgeschlagene Ausstattungsstandard wurde mit den SENF-
Stadten diskutiert und entspricht dem angestrebten interkommunalen
Standard.

Schulleiter und Lehrer aus dem (landlichen) Umland sind oft einen
hoheren Standard gewohnt als in Erlangen vorgefunden wird.

Es ist eine politische Entscheidung,
- welcher Ausstattungsstandard angestrebt wird und
- wie schnell der Ausbau erfolgen soll.

Die Verantwortung fur die Erfullung oder Ablehnung des
Gesamtbedarfs kann nicht bei der Verwaltung oder dem IT-
Dienstleister liegen. 118/147
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Vielen Dank fur die
Aufmerksamkeit
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Ref IV/47/474 474/002/2016/2

Erhéhung Entgelte fir Musikinstrumente der Sing- und Musikschule

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Kultur- und Freizeitausschuss 15.03.2017 O Gutachten
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

22.03.2017 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Amt fir Recht und Statistik

. Antrag

1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Die Uberarbeitung der Entgeltordnung und die Einrechnung der Versicherungspramie wer-
den beflrwortet.

3. ErlangenPass-Inhaber*innen erhalten 50% Ermafigung.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die neue Entgeltordnung zum Schuljahr 2017/18 umzuset-
zen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Ziel ist es, mdglichst vielen Schilerinnen und Schilern die Teilhabe am Instrumentalunterricht zu
ermdglichen, ohne ein Instrument kauflich erwerben zu missen.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Musikschule vermietet solide und hochwertige Instrumente, die es aushalten, ,durch viele
Héande zu gehen®. Sie sind in der Anschaffung im mittleren Bereich der jeweils Gblichen Instrumen-
tenpreise.

Die Instrumente werden vertraglich fur ein Jahr vermietet, der Vertrag kann aus Grinden der so-
zialen Teilhabe verlangert werden. Die Vermietung der Instrumente wird ausdrticklich beflrwortet,
um Schiilern zu erméglichen, ihr Wunschinstrument auszuprobieren, ohne dass die Eltern hohe
Einstiegskosten haben.

Die Mietentgeltordnung beinhaltet 3 Kategorien. Die bisherige Staffelung (40€, 46€, 61€ pro Jahr)
ist heute nicht mehr nachvollziehbar und soll ausgeglichen werden (40€, 50€, 60€ pro Jahr). Eben-
so ist die Zuordnung der Instrumente in diese Kategorien, die 1997 erfolgte, aus heutiger Sicht
nicht schlissig.

Ziel ist die Umsortierung der Instrumente auf 3 neue Kategorien, die sowohl fir die Nutzer als auch
die Musikschule sofort verstandlich ist: Kat.1: mitwachsende Instrumente, Kat.2: Instrumente mit
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Seite 1 von 3



Anschaffungswert unter 900€, Kat.3: Instrumente mit Anschaffungswert tiber 900€. Die mitwach-
senden Instrumente (Viertel-Violinen, Kinderfagott etc.) werden unabhangig von ihrem Anschaf-
fungswert in Kat. | kostengunstiger vermietet, weil sie den Kindern einen Einstieg in den Unterricht
ermdglichen. Eltern schaffen dann ein Instrument an, wenn die Hande ausgewachsen sind.

Seit September 2014 sind die Mietinstrumente versichert. Die Versicherung soll ab dem Schuljahr
2017/18 anteilig in das Mietentgelt eingerechnet werden. Dabei werden die jeweiligen Anteile nach
Kategorien gestaffelt.

Die Sing- und Musikschule hat 78 versicherte Miet-Instrumente. Sie haben einen Zeitwert von
72.666,00 €. Je 1.000 € Wert fallen 6,75 € Versicherungspramie /Jahr pauschal an. Umgerechnet
auf alle Miet-Instrumente ergéabe sich ein Versicherungsbeitrag pro Jahr und Instrument in Héhe
von 4,81 €. Wir empfehlen die Umlage des Versicherungs-Anteils nach Kategorien zu staffeln: 3,50

€ fur Kat. 1, 4,80 € fur Kat. Il und 6,40 € fur Kat. Ill.

Bisherige Katego- Kat. | Kat. Il Kat. 11l
rien Gitarre, Trompete, Viola da brachio, Po- | Akkordeon, Bariton-Horn,
Viola da gamba saune, Violine Cembalo, Fagott, Kinder-
waldhorn, Klarinette, Kla-
vier, Oboe, Saxophon,
Tuba
Bisheriges Mietent- | 40 €/ Jahr 46 €/ Jahr 61 €/ Jahr
gelt
Verénderte Katego- | Kat. | Kat. Il Kat. IlI
rien Mitwachsende In- Anschaffungswert Anschaffungswert tber
strumente unter 900 € 900 €
Z. B. Viertel- z.B. Violine, Viola da | z.B. Akkordeon, Fagott,
Violinen, Kinderfa- gamba, Trompete Klarinette, Oboe, Saxo-
gott phon
Kinderwaldhorn
Veréndertes Mie- 40€/ Jahr 50€/ Jahr 60€/ Jahr
tentgelt
Plus Versiche- 3,50€ 4,80€ 6,40 €
rungsanteil pro
Instrument
Neues Gesamtent- | 43,60€ 54,80€ 66,40 €
gelt pro Instrument

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die neue Entgeltordnung soll ab Schuljahr 2017/2018 gelten. Die Eltern werden rechtzeitig infor-

miert.

4. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Haushaltsmittel

[] X

werden nicht bendtigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
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Anlagen:

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/51/HP0O03 Stadtjugendamt 510/009/2017

Einstellung Geschaftsfiuhrung und Grundlagenvertrag Stadtjugendring

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 16.03.2017 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 22032017 O Gutachten

schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 11, Amt 20; Amt 30

Antrag

1. Der Stadtjugendring kann fur die Stelle der Geschaftsfihrung ein Auswahlverfahren mit an-
schlieRender Stellenbesetzung durchfiihren.

2. Dem Grundlagenvertrag mit dem Stadtjugendring wird vorbehaltlich der Genehmigung des
Bayerischen. Jugendrings zugestimmit.

Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

1. Durch das Ausscheiden der bisherigen Stelleninhaberin kann das Arbeitsverhaltnis der Ge-
schéaftsfihrung des Stadtjugendrings neu geregelt werden. Die bisherige Lésung (Einstellung
beim Stadtjugendamt als kommunale Jugendpflegerin, die Ubertragung der Aufgaben als Ge-
schéaftsfiihrung des Stadtjugendrings und die Uberwiegende Nutzung der Arbeitszeit fiir Ge-
schéftsfihrungsaufgaben) kann durch eine Beschaftigung beim Stadtjugendring mit dem Auf-
gabenkreis Geschéftsfliihrung ersetzt werden. Bei grof3eren Jugendringen ist diese Losung be-
reits erfolgreich umgesetzt.

2. Durch die unter Nr. 1 vorgeschlagene Anderungen ergeben sich Auswirkungen auf die Zu-
sammenarbeit des Stadtjugendrings mit dem Jugendamt Erlangen. Der bisherige Grundlagen-
vertrag ist deshalb an die neuen Anforderungen unter Beibehaltung der Parameter und Vorga-
ben der bisherigen erfolgreichen Zusammenarbeit anzupassen. Insbesondere ist die Zusam-
menarbeit im Bereich kommunale Jugendpflege fortzuentwickeln.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

1. Der Stadtjugendring stellt die Geschéaftsfihrung selbst ein und erhalt fir die Personalkosten
einen Zuschuss.

2. Der Grundlagenvertrag wird an die geanderten Verhaltnisse angepasst (z.B. Vorlage
51/115/2016 Ubertragung der Aufgabe moderne Kinder- und Jugendbeteiligung auf kommuna-
le Jugendpflege/ SJR). Mit dem Vertrag werden dariiber hinaus keine neuen zusétzlichen Ver-
pflichtungen eingegangen. Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit dem Stadtjugendring wird
fortgesetzt.

3. Prozesse und Strukturen
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(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

1. Die Dienst- und Fachaufsicht fur die Geschéftsfihrung wird vom Stadtjugendring ausgedibt.
2. Die Prozesse und Strukturen werden auf Basis des vorgeschlagenen Grundlagenvertrages
gemeinsam mit dem Stadtjugendring weiterentwickelt. Fir den Bereich kommunale Jugend-
pflege werden im Grundlagenvertrag gesonderte Regelungen fir die Abstimmung zwischen
dem Jugendamt und dem Stadtjugendring getroffen (8 2 Abs. 4 des neuen Grundlagenvertra-
ges). Der besonderen Bedeutung der Stelle des kommunalen Jugendpflegers wird durch die
Zuordnung als Stabsstelle zur Vorsitzenden / dem Vorsitzenden Rechnung getragen (8 2 Abs.
5).

Der Umfang der Aufgabe kommunale Jugendpflege wird in einer gesonderten — leichter an-
passbaren Vereinbarung / Anlage - noch genauer definiert (8 2 Abs. 6).

In den Grundlagenvertrag wurde auch eine Regelung fir die Zusammenarbeit mit weiterem
zusatzlichem Personal mit aufgenommen (8 4 Abs. 4).

Weitere erganzende Dokumente (Leistungsbeschreibungen, Aufgabenprofil kommunale Ju-
gendpflege, etc.) werden gemeinsam mit dem Stadtjugendring entwickelt.

Die notwendigen Strukturen fiir die inhaltliche Abstimmung werden noch abgestimmt.

Uber den Grundlagenvertrag hinaus erfolgt eine Steuerung durch die Bewilligung von Zu-
schissen und die Festlegung der Hohe der Zuschisse.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

1. Soweit eine Besetzung bis zum 01.06.2017 erfolgen kann, werden Haushaltsmittel fir den
notwendigen Personalkostenzuschuss in Hohe von ca. 30.000 Euro bendétigt (52.000 Euro /12
X 7). Eine spatere Besetzung verringert den Betrag.

Fir die Finanzierung der Personalkosten fiir die Geschaftsfiuhrung beim Stadtjugendring ste-
hen folgende Haushaltsmittel zur Verfigung:

- nicht ausgeschdpfte Sach- und Personalkostenzuschiisse an den Stadtjugendring

- Personalkostenerstattung aus der Planstelle 510 1005 fiir die bisherige Geschaftsfihrung
Stadtjugendring

Es wird davon ausgegangen, dass die zusatzlich notwendigen Ausgaben einen Betrag von
20.000 Euro im Jahr 2017 nicht Uberschreiten.

Die finale Neuregelung soll im Rahmen des Haushaltsverfahrens 2018 erfolgen.

2. Die vorgesehene Aufgabenerfillung wird durch eine entsprechende, an den Haushaltsmit-
teln orientierte Finanzierung, sichergestellt.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst 514090 /KTr 36250010 /Sk 531801
bzw. Personalkostenerstattung Planstelle 510 1005

[] sind nicht vorhanden
Anlagen: neuer Grundlagenvertrag
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
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V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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VEREINBARUNG

zwischen der Stadt Erlangen, vertreten durch den Oberbiirgermeister Herrn Dr. Florian Janik , im
folgenden Stadt genannt

und
dem Stadtjugendring Erlangen des Bayerischen Jugendrings, K.d.O.R., vertreten durch den
Vorsitzenden Andreas Drechsler, im Folgenden SJR genannt

wird folgende Vereinbarung geschlossen:

Praambel:

Basierend auf Beschliissen des Stadtrates und des SJR-Vorstandes sowie mindlichen Vereinbarungen
arbeiten die Stadt Erlangen und der SJR bereits seit vielen Jahren sehr erfolgreich zusammen. Die
Vertragspartner gestalten und unterstiitzen gemeinsam die Jugendarbeit in Erlangen. Es ist der
Waunsch beider Vertragspartner, die gelebte Zusammenarbeit in der folgenden Vereinbarung auch
schriftlich niederzulegen.

§ 1 Vertragsgegenstand

(1) Zweck der Vereinbarung ist die Regelung der Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und
Jugendarbeit (im Folgenden kurz Jugendarbeit) in der Stadt Erlangen durch den
Stadtjugendring Erlangen auf Grundlage der §§ 11, 12 SGB VIII. Entsprechend der
Subsidiaritat (§ 4 SGB VIII; Art. 13 AGSG) in der Jugendarbeit dient dieser Vertrag der
Forderung der Jugendarbeit und der Jugendverbandsarbeit in der Stadt.

(2) Ziele des Vertrages sind:

- Handlungs- und Rechtssicherheit fiir die Vertragsparteien

- die Vertiefung einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der Stadt
Erlangen als 6ffentlichem Trager der Jugendhilfe und dem Stadtjugendring Erlangen
als freiem Trager der Jugendarbeit

- die langfristige Absicherung einer kontinuierlichen Aufgabenwahrnehmung auch bei
Wechsel der im SIR ehrenamtlich Verantwortlichen

- Transparenz fiir die Entscheidungsgremien der Vertragspartner

- die Uberpriifung der Aufgabenerfiillung sicherzustellen

(3) Die Vertragspartner arbeiten im Rahmen dieses Vertrages vertrauensvoll und
partnerschaftlich zusammen. Die Vertragspartner gehen hinsichtlich der Ziele und Aufgaben
der Jugendarbeit von den gesetzlichen Grundlagen, dem jeweils aktuellen Jugendhilfeplan
der Stadt sowie den Jugendprogrammen der Bayerischen Staatsregierung in ihrer jeweiligen
Fortschreibung aus, die die Stadt als ortlichen 6ffentlichen Trager zur Férderung der
Jugendarbeit sowie der Jugendorganisationen verpflichtet.

(4) Unter Beachtung des Grundsatzes der Subsidiaritat in der Jugendarbeit (§ 4 Abs. 2 SGB VIII,
Art. 13 AGSG) und der Forderungsverpflichtung der Stadt (§§ 11, 12, 74 SGB VIII) arbeiten die
Vertragspartner vertrauensvoll und partnerschaftlich zusammen in Anerkennung der
Selbstandigkeit, Eigenverantwortlichkeit und Fachlichkeit des 6ffentlich anerkannten Tragers
Stadtjugendring. Der Stadtjugendring erflllt die in § 2 ndher beschriebenen Aufgaben in
parteipolitisch, weltanschaulich und religiés neutraler Weise.
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§ 2 Aufgaben

(1)

(2)

(3)

(4)

Die vom Stadtjugendring wahrgenommenen Aufgaben werden auf der Grundlage der

Zielvorstellungen ausgefiihrt, wie sie sich aus den gesetzlichen Bestimmungen der §§ 1, 11-

14 SGB VIII i.V.m. Art. 12 AGSG ergeben. Die Aufgaben ergeben sich aus den jeweiligen mit

dem Jugendamt der Stadt Erlangen abgestimmten Leistungsbeschreibung des

Stadtjugendringes oder vergleichbaren Vereinbarungen und Regelungen.

Unter Beachtung der Subsidiaritat in der Jugendarbeit (§ 4 SGB VIII, Art. 13 AGSG) und der

Forderverpflichtung der Stadt Erlangen (§§ 11, 12 und 74 SGB VIII) ibertragt die Stadt die

folgenden Aufgaben auf den SIR gemal Art. 32 Abs. 4 AGSG

e Betrieb der SJR-Geschaftsstelle als Servicestelle fiir im Bereich der Jugendarbeit tatigen
Organisationen und junge Menschen

e Betriebstragerschaft des Stadtteilhauses , Treffpunkt Rothelheimpark” zusammen mit der
Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Matthaus in Erlangen, gemal bereits bestehender
Vertrage, die ihre Glltigkeit behalten

® Finanzielle Forderung der im Stadtgebiet Erlangen tatigen Jugendorganisationen und
Jugendverbande durch Vergabe von Zuschiissen nach den jeweils gliltigen Richtlinien des
SIR sowie im Bereich der internationalen Jugendarbeit zusatzlich auch der Erlanger
Schulen

e Aus- und Weiterbildung sowie Beratung von ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen in der
Jugendarbeit

e Betrieb und Ausbau eines Materialpools fiir die Jugendarbeit

e Ausstellung der bundeseinheitlichen Jugendleitercard

e Aufgaben der kommunalen Jugendpflege (u.a. im Bereich der Kinder- und
Jugendbeteiligung, des praventiven Jugendschutzes, der Information und Beratung)

e Mitarbeit in der Jugendhilfeplanung, Teilbereich Jugendarbeit unter Federfiihrung des
Jugendamtes /der Jugendhilfeplanung

e Beratung und Unterstilitzung bei der Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetz (§ 72a
SGB VIII)

e Mitwirkung an der Bauleitplanung als Trager offentlicher Belange

e Vorschlage von geeigneten Personen fiir den Ehrenbrief der Stadt im Bereich der
Jugendarbeit

e Benennung dreier Vertreter der Kinder- und Jugendarbeit fiir den Jugendhilfeausschuss
(gem. § 4, Abs. 2 der Satzung fir das Jugendamt der Stadt Erlangen)

Daneben kann der SJR weitere Aktivitdten oder Angebote der Kinder- und Jugenderholung,

der Jugendbildung, der Jugendkultur, der internationalen Jugendbegegnung, der

Offentlichkeitsarbeit, der Interessensvertretung von Kindern und Jugendlichen u..

durchfiihren oder anbieten.

Die Gesamtverantwortung im Bereich der §§ 11- 14 SGB VIl einschlieBlich der

Planungsverantwortung der Stadt gemal §§ 79, 80 SGB VIl bleibt ungeachtet der

Aufgabeniibertragung an den Stadtjugendring unberihrt.

Hieraus ergibt sich die Verpflichtung zur einmal jahrlichen inhaltlichen Abstimmung und

engen Kooperation zwischen dem Stadtjugendring (Kommunale Jugendarbeit) und der Stadt

Erlangen (Jugendamt) zur Erfiillung der infrastrukturell ausgerichteten Gestaltungs- und

Planungsaufgaben.
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(5)

(6)

(7)

Der Stadtjugendring und die Stadt informieren sich im Ubrigen regelmaRig tiber den Stand
der Aufgabenwahrnehmung bzw. (iber besondere Vorkommnisse.

Nach Bedarf finden dariiber hinaus Gesprache zwischen der Leitung des Stadtjugendamtes
und dem/der Vorsitzende(n) des Stadtjugendrings zur Information und zur Abstimmung der
gegenseitigen Planungen statt.

Im Bereich der kommunalen Jugendpflege erfolgt im Bereich der Fachaufsicht eine standige
Abstimmung mit dem Jugendamt.

Die Stelle der kommunalen Jugendpflege ist als Stabsstelle der/dem Vorsitzenden des
Stadtjugendrings zugeordnet.

In einer gesonderten Vereinbarung wird geklart, inwieweit und in welchem Umfang die
Ubertragenen Aufgaben in den Aufgabenkreis der kommunalen Jugendpflege fallen und
damit einer erhéhten Abstimmung unterliegen.

Weitere Aufgaben des Stadtjugendrings, die sich aus der Satzung des Bayerischen
Jugendrings ergeben, bleiben von diesem Vertrag unberihrt.

Notwendige finanzielle und personelle Ressourcen des Stadtjugendrings als freier Trager der
Jugendhilfe konnen dazu eingesetzt werden.

§ 3 Geschiftsstelle

(1)

(2)

(3)

(4)

Zur Vertragserfillung und Erfiillung eigener Aufgaben betreibt der SIR in Erlangen eine
Geschaftsstelle.
Die Stadt stellt dem SIR geeignete, zentral gelegene und gut erreichbare Raumlichkeiten fir
die Geschaftsstelle im Stadtgebiet Erlangen zur Verfigung. Im / Am Geb&ude der
Geschaftsstelle sollen

a. Arbeitsplatze fur alle in der Geschaftsstelle arbeitenden Mitarbeiter/innen

b. ein Raum adaquater GroRRe samt Einrichtung fiir den Materialverleih

c. die (Mit-)nutzung eines Besprechungsraums fiir mind. 12 Personen

d. Moglichkeiten zur Lagerung von Archivmaterial

e. feste Stellplatze flr Fahrzeuge des Stadtjugendrings

zur Nutzung fir den SJR vorhanden sein.

Die Kosten fiir die Geschaftsstelle, deren Instandhaltung sowie alle anfallenden
Betriebsnebenkosten (Heizung, Strom, Wasser/Abwasser, Reinigung, Wartung u. 3.)
Ubernimmt die Stadt.

Die Geschéftsstelle muss wahrend der Offnungszeiten des SJRs fiir Publikumsverkehr
geeignet und barrierefrei zuganglich sein.

Die Geschaftsstelle muss fiir das Personal und die/ den Vorsitzende/n des SIR, sowie fiir von
diesen beauftragte Personen auch auRRerhalb der tiblichen Offnungszeiten (auch an
Wochenenden oder Feiertagen) zuganglich sein. Hierzu ist eine entsprechende Anzahl von
Haus- und Zimmerschlisseln zur Verfligung zu stellen.

§ 4 Personalausstattung der Geschaftsstelle

(1)

Die personelle Ausstattung der Geschaftsstelle des SJR umfasst derzeit:
a. eine Vollzeitstelle fur eine/n Geschaftsfiihrer/in
b. eine Vollzeitstelle fir eine/n kommunale/Jugendpfleger/in
c. zwei Teilzeitstellen gem. TvD-V in der Fassung des VKA als Sachbearbeiter/innen in
der Geschaftsstelle.
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d. eine Praktikantinnen- /Praktikantenstelle
Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass die derzeitige personelle Ausstattung der

Geschaftsstelle des SIR auch kiinftig mindestens zur Verfligung stehen wird.

(2) Der SJR erarbeitet fur das Personal Stellenbeschreibungen entsprechend der tariflichen
Eingruppierung, die der Stadt auf Wunsch zur Kenntnis gegeben wird.

Uber vorgesehene Anderungen des Aufgabenzuschnitts und der Arbeitsplatzbeschreibungen
ist die Stadtverwaltung zu informieren. Die derzeitige Eingruppierung ist hierbei als Basis zu
Grunde zu legen.

Entscheidungen Uber die Eingruppierung und Héhergruppierungen erfolgen im
Einvernehmen mit der Stadtverwaltung.

(3) Bei Ausscheiden, Versetzung oder Umsetzung des / der kommunalen Jugendpfleger/in
erfolgt unverziglich eine Wiederbesetzung. Im Auswahlverfahren und bei der
Personalentscheidung ist das Jugendamt zu beteiligen.

(4) Zusatzliches stadtisches Personal, welches in Kooperation mit den SIR entsprechende
Aufgaben erledigt, arbeitet mit dem Vorsitzenden des Stadtjugendringes stets vertrauensvoll
zusammen.

Soweit keine einvernehmliche fachliche Einschatzung mit der Vorsitzenden / dem
Vorsitzenden des Stadtjugendrings erzielt werden kann, erhilt die Vorsitzende / der
Vorsitzende des Stadtjugendrings ein Vetorecht.

Ubt die Vorsitzende/ der Vorsitzende das Vetorecht aus und es kann keine Einigung erzielt
werden, erfolgt eine Vorlage der Entscheidungen an die Leitung des Stadtjugendamtes, die
dann die letztendliche Entscheidung trifft.

Die Leitung des Stadtjugendamtes kann diese Aufgabe im Rahmen der Geschéaftsverteilung
auf andere Personen delegieren.

§ 5 Finanzausstattung

(1) Der SIR erhalt von der Stadt zur Aufgabenerfiillung einen jahrlichen ausreichenden
finanziellen Zuschuss. Uber die Bereitstellung der Mittel entscheidet die Stadt Erlangen.
(2) Der SIR verpflichtet sich dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit sowie mit
offentlichen Mitteln verantwortlich umzugehen.
(3) Der SIR erhalt derzeit folgende finanziellen Mittel:
a) Die fur den Betrieb des , Treffpunkt Rothelheimpark” benétigten Mittel. Die Details sind
in einer separaten Vereinbarung geregelt.
b) Von der Stadt Erlangen erfolgen finanzielle Mittel zur eigenverantwortlichen,
aufgabenorientierten Verwendung fiir folgende Aufgabenbereiche
a. Sachmittel fiir den Betrieb der Geschaftsstelle, des Materialienverleihs und die
Gremien des SIR
Mittel fir eigene Veranstaltungen
Mittel zur Férderung der Jugendorganisationen und Jugendverbande
Mittel zur Forderung der Internationalen Jugendbegegnung
Zuschisse flr Jugendleiterausbildung

-0 a0 CT

Zuschisse flr pauschale Erstattung im Ehrenamt (Jugendleitercard)

¢) Zur Abgeltung aller Personalkosten der Geschéftsstelle (inklusive der Nebenkosten sowie
Reisekosten und Fortbildungskosten fiir die Beschaftigten der Geschaftsstelle in
Erlangen) erhalt der SIR ein Personalkostenbudget. Voraussetzung der Kostenerstattung
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(4)

(5)
(6)
(7)
(8)

(9)

ist, dass kostenwirksame Personalentscheidungen im Einvernehmen mit dem
Stadtjugendamt erfolgt sind. Bei der Hohe der Mittel und der Personalausstattung ist
vom Stand im Jahr 2017 auszugehen. Der Anteil des Zuschusses, der sich auf die
Personalkosten bezieht, wird entsprechend der Tarifentwicklung im 6ffentlichen Dienst
(TV6D) der Kommunen fortgeschrieben.
Sofern die Haushaltsmittel fiir den SJR im Haushalt der Stadt auf mehrere Kostenstellen
verteilt sind, sind diese gegenseitig deckungsfahig.
Geblihren und direkt zuordenbare Sachaufwendungen fiir die Ausstellung der
Jugendleitercard werden nach Nachweis direkt und aulRerhalb des Budgets des SIJR von der
Stadt erstattet.
Bei Ubertragung weiterer Aufgaben an den SJR sollen die Mittel und die Personalausstattung
entsprechend angepasst werden.
Uber die Anpassung des Budgets sollen mindestens alle zwei Jahre Gesprache zwischen der
Stadt und dem SJR gefiihrt werden.
Die Auszahlungen an den SIR sollen zu Beginn eines jeden Quartals erfolgen.
Der SIR ist berechtigt, Uberschiisse aus einem Haushaltsjahr vollstindig in das nichste Jahr
zu Ubernehmen oder Riicklagen fiir Projekte, Anschaffungen oder andere Vorhaben zu
bilden. Dies ist im Einzelfall zu entscheiden.
Der SJR beschlieRt satzungsgemald einen Haushaltsplan einschlieBlich Stellenplan, in dem alle
zu erwartenden Ein- und Ausgaben zu veranschlagen sind. Der SIR ist verpflichtet, sich an die
Finanzordnung des Bayerischen Jugendrings zu halten.

(10)Die Verwendung der Mittel ist der Stadt bis zum 31. Mai des Folgejahres nachzuweisen. Der

Verwendungsnachweis besteht aus

a. der (vorlaufigen) Jahresrechnung

b. einem Bericht Uiber die Aktivitaten des SIR

c. dem Jahresbericht.
Wir der Verwendungsnachweis nicht innerhalb von drei Monaten nach Vorlage qualifiziert
beanstandet, gilt er als genehmigt.

(11)Die Stadt ist berechtigt, die zweckentsprechende Mittelverwendung durch Einsicht in Blicher

und Belege des SIR zu priifen.

§ 6 Vertragsdauer, Kiindigung

(1)

(2)

Der Vertrag tritt am 01.04.2017 in Kraft, ersetzt den bisherigen Vertrag vom 01.01.2016 und
wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Der Vertrag kann von beiden Seiten mit einer Kiindigungsfrist von zwolf Monaten zum
Jahresende gekiindigt werden.

Das Recht der auBerordentlichen Kiindigung wegen grober Vertragsverletzung bleibt
unberihrt.

Kindigungen bedlrfen der Schriftform. Sie missen dem Vertragspartner spatestens am
letzten Werktag vor der Kiindigungsfrist zugegangen sein.

Vor einer Kiindigung ist eine Aussprache zwischen den Vertragsparteien durchzufiihren.
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§ 7 Schlussbestimmungen

(1) Anderungen, Ergdnzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bediirfen zu ihrer
Wirksamkeit der Schriftform.

(2) Regelungen, die geltendem oder zukiinftig in Kraft tretendem Recht widersprechen, sind der
Rechtssituation ohne Veranderung ihres urspriinglichen Sinns anzupassen. Die Giiltigkeit der
Vereinbarung im Ubrigen wird durch unwirksame Einzelbestimmungen nicht beriihrt.

(3) Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des Landesvorstandes des Bayerischen
Jugendrings.

Erlangen, den

Flr die Stadt Erlangen Flr den SJR
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O 24

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
511/040/2017

Bedarfsbeschluss fur zuséatzliche Flachen fur die Kindertagespflege

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 16.03.2017 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 22032017 O Gutachten

schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Abt. 241

I. Antrag

1. Der Bedarf an zusatzlichen Flachen fir die Kindertagespflege wird festgestellt.
2. Die Verwaltung wird beauftragt, nach geeigneten Flachen fiir diesen Zweck zu suchen.
3. Die Anmietkosten sind von der Verwaltung im HH 2018 anzumelden.

II. Begrindung

Rahmen:

Die Kindertagespflege ist ein Angebot des Jugendamtes fir die Betreuung im U3-Bereich und wird
nach BayKiBiG geftrdert. Fordervoraussetzung ist u. a. die zuverlassige Ersatzbetreuung bei Aus-
fall bzw. Verhinderung der Tagespflegeperson. Die Kindertagespflege ist aktuell in der Michael-
Vogel-Stral3e 1 d untergebracht. Neben den Biroraumen liegen hier auch die Raume fiir die Er-
satzbetreuung. Seit der Anmietung im Jahre 2003 ist die Zahl der Tagespflegekinder von etwa 100
auf 180 Kinder angestiegen. Der Anstieg der Platzzahl wurde nicht durch entsprechende Erweite-
rung des raumlichen Angebots fiir die Ersatzbetreuung parallel entwickelt, so dass die jetzigen
Platze nicht ausreichend sind. Der Brandschutz verbietet die Aufnahmen und Versorgung weiterer
Kinder in den bisherigen Raumen.

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Ersatzbetreuung fur die Kindertagespflege soll sichergestellt werden und damit auch die
Realisierung des Basiswertes.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Durch die Anmietung zusatzlicher Flachen fir die Kindertagespflege. sollen zwei Gruppenrau-
me, ein Schlafraum, ein Blro, eine Mdglichkeit zum Wickeln und Platz fur eine Teeklche ge-
schaffen werden.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Verwaltung sucht passende Raume, die fur die Nutzung entsprechend gestaltet bzw.
umgebaut werden.
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4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

X sind nicht vorhanden

Anlagen: keine

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 25

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/51/512 Stadtjugendamt 512/038/2017

Schaffung einer zusatzlichen Hortgruppe im Schulsprengel Frauenaurach
(Huttendorf, Kriegenbrunn, Frauenaurach, Neuses und teilw. Schallershof)

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 16.03.2017 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 22032017 O Gutachten

schuss

Stadtrat 23.02.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

1. Eine zusatzliche Hortgruppe mit bis zu 25 Platzen im Planungsbezirk Frauenaurach wird
als bedarfsnotwendig anerkannt.

2. Die Gruppe wird im bisherigen Mehrzweckraum des Gemeindezentrums Frauenaurach un-
tergebracht und organisatorisch an das stadtische Kinderhaus Léwenzahn angebunden.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Mal3nahme unverzuglich zu planen und zu realisieren
und wenn mdglich Zuschiisse nach FAG zu beantragen.

Il. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Der Betreuungsbedarf fiir Schulkinder im Planungsbezirk wird damit mindestens mittelfristig
ausreichend gedeckt.

Ein Angebot als Erweiterung der bestehenden Kindertageseinrichtung ist sowohl pddagogisch
als auch wirtschaftlich die mit Abstand sinnvollste Losung.

Interne Umnutzungsmadglichkeiten im Gemeindezentrum sichern in vollem Umfang -und weit
darUber hinaus- die bisherigen Nutzungen fur Vereine / Organisationen auch fir die Zukunft.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Umbau des bisherigen kleinen Saals des Gemeindezentrums zu einem Hortgruppen- und ei-
nem —nebenraum in Trockenbauweise; direkte Anbindung der beiden Radume an die benach-
barten Hortraume der stadtischen KiTa Léwenzahn.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Fr. StRin Wirth-Hlcking beantragte als Vertreterin der FWG Erlangen die Bereitstellung von
Planungsmitteln fur einen Krippen- und Hortausbau in Kriegenbrunn, das zum Schulsprengel
Frauenaurach gehort.
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Die Grundschule Frauenaurach wird im aktuellen Schuljahr von 173 Kindern besucht. Ein
Mehrbedarf an Betreuungsplatzen in diesem Schulsprengel wird von der Jugendhilfeplanung
bejaht.

Bereits in der Sitzung des Bauausschusses/Werkausschuss fur den Entwasserungsbetrieb
vom 08.11.2016 wurde die die Verwaltung beauftragt, Planungsmittel zur Schaffung von mind.
einer Hortgruppe in Kriegenbrunn in Héhe von 60.000 EUR fir den Haushalt 2017 einzustellen.
Vor Beginn der Planungen ist die in Ziff. Il 3. aufgezeigte Variante der Nutzung von Raumlich-
keiten im Gemeindezentrum Frauenaurach zu prifen.

Diese in Zziff. 1l 3. aufgefihrte Variante lautet wie folgt:
.2. Variante: Gemeindezentrum Frauenaurach

Es wird geprift, ob im Gemeindezentrum Frauenaurach Raum fiir eine weitere Hortgruppe ge-
funden wird und somit eine direkte Angliederung an die Kindertageseinrichtung Gaisbuhlstral3e
realisiert werden kann. Die 0. g. Bedenken fielen weg; auch die Kosten wiirden nur einen
Bruchteil einer Anbaulésung in Kriegenbrunn betragen. Ggf. missten im Gemeindezentrum
mehrere Umnutzungen/Umzlge realisiert werden, um den benétigten Raumbedarf fir andere
Nutzer/Interessengruppen sicherzustellen.”

Im Rahmen dieser Priifung fanden verschiedene Treffen und Gesprache zwischen dem Ju-
gendamt, dem Amt fur Soziokultur, dem Vorsitzende des Ortsbeirats Frauenaurach, der Vorsit-
zenden der Chorvereinigung und der Arbeiterwohlfahrt, Frau StRin Wirth-Hticking sowie ver-
schiedene anderen Interessierten statt.

Die Verwaltung des Jugendamts kommt nach Abwégung aller Argumente zu folgendem Er-
gebnis:

1. Die Errichtung einer Hortgruppe in Kriegenbrunn, anbauend an die bestehende Einrichtung
(Kindergarten und Krippe) macht weder aus padagogischen, noch aus organisatorischen
Grinden Sinn, da es im Schulsprengel am Ort der Schule bereits einen zweigruppigen Hort
gibt, der erweitert werden kann.

Der vorgeschlagene Neubau in Kriegenbrunn wiirde nach einer Kostenannahme des GME
ca. 1,2 Mio. Euro kosten. Auf den Hort wiirden rein rechnerisch hiervon ca. 800.000 Euro
entfallen. Zur Deckung des aktuellen Bedarfs beantragt die FWG die Aufstellung von Contai-
nern auf dem Gelande in Kriegenbrunn. Die Aufstellzeit durfte bei ca. 2,5 Jahren liegen. Die
Kosten fur Aufstellung und Abbau der Container incl. Miete wirden sich auf ca. 170.000 Euro
belaufen.

Zusammen genommen wirde die Errichtung einer Hortgruppe in Kriegenbrunn somit ca.
970.000 Euro kosten.

Dem gegentber wirde sich der Umbau des Mehrzweckraums im Gemeindezentrum Frau-
enaurach wohl eher in einem Bereich unter 100.000 Euro bewegen.

2. Der Ortsbeirat hat ebenfalls unter Abwagung aller Argumente letztlich der beabsichtigten
Hortnutzung zugestimmt, sofern fiir die derzeitigen Nutzer des Mehrzweckraums Aus-
weichmadglichkeiten vorhanden sind bzw. geschaffen werden. Die derzeitige Belegungssitua-
tion (siehe Anlage) zeigt, dass auch ohne Nutzung des Mehrzweckraums die Bedurfnisse
der Vereine erflillt werden kénnen.

Sowohl die Verwaltung des Jugendamts als auch die hausverwaltende Dienststelle ,Amt fur
Soziokultur* geht davon aus, dass durch entsprechende Verschiebungen eine modifizierte
Belegungssituation geschaffen werden kann. Auch kann an kleine bauliche Anderungen
gedacht werden, die die Raumsituation insgesamt vorteilhafter gestaltet. Auch wenn die
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Nachfrage steigen sollte, kann diese ebenfalls befriedigt werden, da einige fremdvermietete
Raume fremdvermietet sind zeitnah frei gemacht werden kénnten.

Frau StRin Wirth-Hicking hat mitgeteilt, dass noch Einzelheiten der verschiedenen
Alternativen zu klaren sind.

3. Die zeitnahe Einrichtung einer Hortgruppe im Gemeindezentrum Frauenaurach wirde die
Situation deutlich entspannen, dies umso mehr, als in der Schule wegen der sich offensiv
entwickelnden Mittagsbetreuung keine Raume fir einen Hort vorhanden sind.

Soweit es zu der hier vorgeschlagenen Losung kommt, kbnnen sich die weiteren Planungen
und Uberlegungen auf den Ausbau der Kindergarten- und ggf. der Krippenplatze
konzentrieren.

4. Sofern es zu den vorgeschlagenen Beschliissen kommt, ist eine Realisierung bis September
nach Ricksprache mit dem Gebaudemanagement durchaus maoglich. Auch seitens der
Personalverwaltung wurde eine entsprechende Unterstiitzung bei der Besetzung der beiden
erforderlichen Erzieherstellen zugesagt. Inwieweit sich eine Aufstockung des Stellenwertes
der Leitung oder die Aufstockung der Stunden der Mittagsbetreuung ergibt, wir noch ge-
pruft.

Zur Finanzierung sind Mittelumschichtungen sowie die Verwendung von Budgetrlicklagen
vorgesehen.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: ca. 100.000,- €
Personalkosten (brutto): j&hrl. ca. 110.000,- € (2 Fachkrafte, Aufstockung Mittagskraft)
Folgekosten Sachmittel ca. jahrl. 5.000,- €

Korrespondierende Einnahmen Gebuhren jahrl.. ca. 30.000,- €
45.000 € staatl. Personalkostenzuschuss

Weitere Ressourcen

Es handelt sich um eine kleine Baumalinahme. Nur, falls die Bagatellgrenze von 100.000,- €
fur Zuschusse nach FAG Uberschritten wird, kdnnte eine entsprechender Zuwendung bean-
tragt und realisiert werden.

Hinsichtlich der Kostendeckung ist festzustellen, dass bereits Planungskosten i.H.v. 60.000 Eu-

ro, die bei der nun geplanten Realisierung im Gemeindezentrum einen Grof3teil der gesamten
Baumafinahme tragen durften.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

= sind teilweise vorhanden auf IvP-Nr. 365B.400 (s. oben)
bzw. in der Budgetriicklage

[] sind nicht vorhanden
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Anlagen:

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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Mitteilung zur Kenntnis

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/41 Amt fir Soziokultur 41/044/2017

Raumbelegung im Gemeindezentrum Frauenaurach
Beratungsfolge Termin N/O Vorlagenart Abstimmung

Kultur- und Freizeitausschuss 15.03.2017 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen
51

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

Sachbericht

In der Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 9.02.2017 zum Thema ,Hortplatze in Frau-
enaurach” wurde im entsprechenden Protokollvermerk ,angeregt, die Raumbelegung im Gemein-
dezentrum Frauenaurach, sowie die geringe Nutzung des Mehrzweckraumes in der nachsten Sit-
zung des KFA zu betrachten®.

Folgende Raume stehen Vereinen zur Nutzung im Gemeindezentrum zur Verfligung:

Saal, 200 m?

Mehrzweckraum, 86 m?

Gruppenraum, 43 m?

Raum der AWO, 85,7 m? (dieser Raum wird 14-t&gig fir Seniorentreffen und firr einzelne Ver-
anstaltungen der AWO genutzt. Dartber hinaus vergibt die AWO den Raum an verschiedene
andere Vereine flr Einzeltreffen)

Daruber hinaus befinden sich im Erdgeschoss noch drei Rdume, die dauerhaft als Blros vermietet
sind (20 bis 30 m?2).

Im Untergeschoss befinden sich die folgenden Kreativ-Raume:

*  Raum der Jugendkunstschule (82 m?), Kulturamt
Hier finden regelmanig Kurs- und Workshop-Angebote fir Kinder und Jugendliche statt. Die
Nutzung wird sich im Zuge der Frankenhof-Sanierung noch intensivieren.

«  Offener Atelier- und Werkstattraum (70 m?), Amt fir Soziokultur.
Der Raum wird als Offener Atelier- und Werkstattraum mehrfach genutzt. Ein Erlanger Kiinst-
ler, der den Raum auch als Atelier nutzt und ihn mit einer Siebdruckwerkstatt ausgestattet hat,
kimmert sich im Auftrag des Amtes fir Soziokultur darum, dass der Werkraum und die Sieb-
druckwerkstatt auch anderen Kunstler*innen zur Verfigung steht. Er organisiert einen regel-
manBigen Austausch mit anderen Kinstler*innen, u.a. auch aus Partnerstadten und -regionen
(2016 z.B. mit Kunstler*innen aus Shenzhen), die die Werkstatt gemeinsam nutzen.
Dartber hinaus steht der Raum regelméaBig fur Angebote der Jugendkunstschule zur Verfi-

gung.
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Nutzungsintensitat:

Wie anhand der beigefligten Belegungsplane ersichtlich, werden die Vereins-Raume im Erd-
geschoss des Gemeindezentrums nur masig genutzt. Der Mehrzweckraum jeweils am 1. Dienstag
im Monat, an zwei Abenden wéchentlich und alle zwei bis drei Monate vom Ortsbeirat.

Auch die Nutzungsintensitat des Saals (200 m?) ist nicht hoch. Der Gruppenraum (43 m?2) wird bis-
lang nur von einer Gruppierung einmal in der Woche genutzt.

Dartber hinaus werden die Raume sporadisch fir Einzelnutzungen angefragt.

Eine Umnutzung des bisherigen Mehrzweckraums zu einer Hortgruppe ist aufgrund der aktuell
geringen Nutzungsintensitat aus Sicht des Amtes 41 ohne wesentliche Beeintrachtigung fir das
Vereinsleben vor Ort méglich. Der Ortsbeirat beflirwortet die Schaffung der Hortgruppe unter der
Bedingung, dass fur die derzeitigen Nutzer des Mehrzweckraums Ausweichméglichkeiten vorhan-
den sind bzw. geschaffen werden.

Die Nutzungen durch die Soldatenkameradschaft und durch die Blasmusikgruppe kénnen im
Gruppenraum untergebracht werden. Der Ortsbeirat kann im Saal oder im Gruppenraum tagen.

Die Leiterin des Chors, Frau Stadtratin Wirth-Hicking, hat die Bereitschaft des Chors signalisiert,
kinftig entweder im Raum der AWO zu proben oder im Gruppenraum. Welcher Raum hierflr ge-
eigneter ist, wird noch mit dem Chor vor Ort besprochen. Somit steht der Errichtung einer Hort-
gruppe im bisherigen Mehrzweckraum nichts mehr im Wege.

Dartber hinaus hat sie in ihrer Eigenschaft als Vorsitzende der AWO-Ortsgruppe Frauenaurach
die Bereitschaft der AWO signalisiert, eine etwaige Umwandlung des bisherigen AWO-Raums in
einen allgemeinen, mehrfachgenutzten Vereinsraum in Betracht zu ziehen und Uber die damit ver-
bundenen Fragestellungen mit dem Amt 41 Gesprache zu fihren.

Anlagen: Raumbelegungsplédne, Gebaudeplan-Nutzungen

[ll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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OB2Fegplan firden Mehrzweckraum

50 Stiihle, 12 Tische

Stand: 01.2017

86 m2

Zeit Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag
Vor-
mittag
Nach- 15-18 Uhr
mittag 1. Diim
Monat
Veteranen-
kamerad-
schaft
Abend 19- 22 Uhr 19- 22 Uhr
Radio Bdh- | Chorvereinigung
men, Probe- | 1864 Frau-
raum far enaurach
Blasmusik

Belegplan firden Gruppenraum

30 Stiihle, 6 Tische

Stand: 01.2017

43 gm

Zeit Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

Vor-

mittag

Nach-

mittag

Abend 19-22.30
Uhr
Birger-
initiative
~Stoppt
Geisberg"

Belegplan firden SAAL

250 Stiihle, 50 Tische

Stand: 01.2017

205 gm

Dienstag Mittwoch Donnerstag Samstag Sonntag
Vor-
mittag
Nach- 15-18 frei
mittag halten fr
Einweisun-
gen
Abend 19.30-21.30 |17 bis 22 Uhr Privatfeiern | Privatfeiern +
Uhr 1.-3. Do im + Einzel- Einzelveran-
Tanz- und Monat veranstal- | staltungen
Spéldeel Sing- und tungen
Leba Musikschule
Erwachse-  [---------m--
nengruppe 19.30 - 22 Uhr
4. Do im Monat
Tanzhapa 2/1 47




O 25

Belegplan furden Mehrzweckraum 50 Stihle, 12 Tische Stand: 01.2017 86 m?
Zeit Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag
Vor-
mittag
Nach- 15-18 Uhr
mittag 1. Diim Monat
Veteranenkamerad-
schaft
Hr. Dittrich, T.
990311
Abend 19-22 Uhr 19-22 Uhr
Radio B&hmen, Choervereinigung
Proberaum fiir 1864 Frauenaurach
Blasmusik Fr. Wirth-Hiicking

Der Mehrzweckraum wird zusétzlich zu den regelméRigen Terminen, etwa 2 mal im Monat am Wochenende von den hausinternen Gruppen fir unregelméRige ge-
nutzt. Zusatzlich ist der Ortsbeirat natiirlich auch noch alle zwei Monate in dem Raum.

Belegplan fiarden SAAL 250 Stahle, 50 Tische Stand: 01.2017 205 gm
Zeit Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag
Vor-
mittag
Nach- 15-18 frei halten fur
mittag Einweisungen
Abend 19.30-21.30 Uhr 17 bis 22 Uhr Privatfeiern + Ein- Privatfeiern + Ein-
Tanz- und Spaldeel 1.-3. Doim Mo zelveranstaltungen | zelveranstaltungen
Leba Sing-und Musikschule
Erwachsenengruppe | -——r
ab Januar 19.30 bis 22 Uhr
4. Do im Mo
Tanzhaus
Belegplan firden Gruppenraum 30 Stihle, 6 Tische Stand: 01.2017 43 gqm
Zeit Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag
Vor-
mittag
Nach-
mittag
Abend 19-22.30 Uhr
Biirgerinitiative _.Stoppt
Geisberg™
Herr Hoyer, T. 993851

Zusatzlich steht noch ein ca. 80 qm grofier Raum zur Verfiigung, der an die
Arbeiterwohlfahrt vermietet ist.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512-3/PK017 Stadtjugendamt 512/041/2017

BrandschutzmalRnahmen der Kath. Kindertageseinrichtung St. Marien, An der
Lauseiche 3; hier: Zuschuss zu den Baukosten im Hortbereich

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Jugendhilfeausschuss 16.03.2017 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 22032017 O Gutachten

schuss

Stadtrat 30.03.2017 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Fur die BrandschutzmalRnahmen der Kath. Kindertageseinrichtung St. Marien, An der Lau-
seiche 3 in 91058 Erlangen, werden die bestehenden 13 Krippenplatze, 125 Kindergarten-
platze und 50 Hortplatze weiterhin als bedarfsnotwendig anerkannt.

2. Die Kath. Kirchenstiftung St. Peter und Paul / St. Marien erhalt fur die Brandschutzmal3-
nahmen im Kath. Kinderhort St. Marien nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 FAG einen
Investitionskostenzuschuss in Hohe von 134.700,00 €.

Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

¢ Erhalt der Kindertagesbetreuungsplatze
Stellungnahme der Jugendhilfeplanung:

Zur Krippe:

Die 13 Betreuungspléatze der katholischen Kinderkrippe St. Marien werden dem U3-
Planungsbezirk F-Bruck zugerechnet. Dort stehen aktuell fir 524 Kinder im Alter unter 3 Jah-
ren (Stand 31.12.2016) insgesamt 184 Betreuungsplatze (davon 137 im Krippenbereich und 47
in der Kindertagespflege) zur Verfiigung. Die lokale rechnerische Versorgungsquote liegt aktu-
ell bei ca. 35% und damit unter dem vom Stadtrat festgelegten lokalen Zielkorridor von 40 bis
45% (stadt-weite Quote aktuell ca. 43%, Zielkorridor 45 bis 50%).

Die kleinraumige Bevélkerungsprognose der Abteilung Statistik und Stadtforschung vom April
2016 geht im Jahre 2020 von einer reduzierten U3-Kinderzahl von 423 im Planungsbezirk aus.
Von Juni bis Dezember 2016 ist die reale Kinderzahl im Krippenalter von 458 auf 524 Kinder
gestiegen (ca. 13%). Die Bevdlkerungsprognose deutete noch auf eine leichte Senkung hin
(443).

Im Oktober 2016 hat sich der Stadtrat mit dem kommenden Bedarf an Kindertagesbetreuungs-
platzen in Erlangen beschéftigt. In diesem Zusammenhang hat er einem Ausbau der Betreu-
ungs-platze im U3-Planungsbezirk F-Bruck zugestimmt (Vorlage 51/109/2016).

Aus bedarfsplanerischer Sicht werden die 13 Betreuungsplétze in der katholischen Kinderkrip-
pe St. Marien weiterhin als notwendig angesehen, um den lokalen Bedarf an Betreuungsplat-
zen zu decken.
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Zum Kindergarten:

Im Kindergartenplanungsbezirk 9 Bruck gibt es fur 461 Kinder (Stand 31.12.2016) im Kinder-
gartenalter 400 Betreuungsplatze. Dies entspricht einer lokalen rechnerischen Versorgungs-
guote von ca. 87% und bedeutet, dass rechnerisch zwar jedem im Planungsbezirk wohnenden
Kindergartenkind in der Stadt Erlangen (aktuelle Versorgungsquote 100%) ein Betreuungsplatz
angeboten werden kann, jedoch nicht jedem Kind in einer Einrichtung, die im Planungsbezirk
liegt.

Eine zu erwartende Steigerung der Kindergartenkinder im Jahre 2019 auf 483 hat die klein-
raumige Bevolkerungsprognose der Abteilung Statistik und Stadtforschung vom April 2016 im
Planungsbezirk ergeben. Dies entspricht einem Zuwachs von ca. 5% im Vergleich zum Jah-
resende 2016. Der Stadtrat hat sich flr den Kindergartenplanungsbezirk fir einen weiteren
Ausbau (s. o. Krippen) von Kindergartenplatzen ausgesprochen.

Die bestehenden 125 Betreuungsplatze im katholischen Kindergarten St. Marien sind aus be-
darfsplanerischer Sicht auch zukinftig notwendig.

Zum Hort:

Der katholische Hort St. Marien bietet im Sprengel der Grundschule ,,An der Brucker Lache" 50
Betreuungsplatze fir Grundschulkinder. Im Schulsprengel gibt es fiir 148 Grundschiler (Schul-
jahr 2016/17) weiterhin 48 Lernstubenplatze und 17 Platze in der schulischen Mittagsbetreu-
ung, ins-gesamt 115 Betreuungsplatze. Die schulbezogene Versorgungsquote liegt aktuell bei
ca. 78% (stadtweit ca. 82%).

Zum Schuljahr 2022/23 geht die Schilerprognose der Abteilung fur Statistik und Stadtplanung
(April 2016) von 205 Grundschilern an der Schule aus. Dies wirde eine Steigerung von ca.
39% bedeuten.

Aus Sicht der Jugendhilfeplanung sind alle bestehen Hortplatze in St. Marien weiterhin not-
wendig.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung der Baukosten fiir den Kinderhort St. Marien nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m.
Art. 10 FAG

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

MalRnahmenbeschreibung:

Die Kath. Kirchenstiftung St. Marien hat im Jahr 1978 das Gemeindezentrum mit Kindergarten
und Kinderhort errichtet und in Betrieb genommen. Kirche und Pfarrhaus wurden spater in ei-
nem zweiten Bauabschnitt errichtet.

In den Jahren 1996 bis 1998 wurde die Kindertageseinrichtung generalsaniert und um einen
Mehrzweckraum erweitert (mit einem Baukostenzuschuss aus stadtischen und staatlichen Mit-
teln). In diesen Mehrzweckraum wurde um die Jahrtausendwende eine Krippengruppe einge-
richtet.

Im Dezember 2016 beantragte die Kath. Kirchenstiftung St. Peter und Paul / St. Marien beim
Stadtjugendamt einen Zuschuss zu den Baukosten fur nun notwendige Brandschutzmalnah-
men (Auflagen It. Feuerbeschau, Baugenehmigung liegt bereits vor).

Die wesentlichen Anderungen fir den Hort sind

- der Anbau einer Fluchttreppe als zweiter Fluchtweg fir die Gruppenraume im Oberge-
schoss sowie

- die Schaffung eines abgeschlossenen Treppenraumes durch den Einbau zusétzlicher
Wande.

Krippe und Kindergarten erhalten Fluchttiren aus dem Schlafraum bzw. Intensivraum (anstelle

vorhandener Fenster).
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Forderrechtliche Beurteilung:

Nach forderrechtlicher Beurteilung durch das Stadtjugendamt sind die Brandschutzmaf3nah-
men im Hort nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art 10 FAG zuweisungsfahig:

Kosten und Kostenaufteilung (Hort):

Kosten fur den Hort laut Kos- KGr 300, 400 und 700 182.225,89 €

tenschatzung vom 01.02.2017:

Baukosten, die gefordert werden | KGr 145.150,25 €

Architektenpauschale max. 16 % aus KGr 300 und 23.224,04 €
400

= férderfahige Kosten 168.374,29 €

Gesamtzuschuss (80 % der 80 % aus 168.374,29 € 134.700,00 €

forderfahigen Kosten)

Finanzierung im Detail:

FAG-Forderung

Zuschussanteil Regierung 55 % aus 134.700,00 € 74.000,00 €
Zuschussanteil Stadt Erlangen 45 % aus 134.700,00 € 60.700,00 €
Eigenanteil Trager (Hort) 47.525,89 €
Gesamtkosten (Hort) 182.225,89 €

Da die Zweckbindungsfrist des Baukostenzuschusses fiir die Generalsanierung 1996-1998
noch nicht abgelaufen ist, wird es durch die nun geplanten MalRnhahmen voraussichtlich zu ei-
ner geringfligigen Rickforderung kommen (Beurteilung und Berechnung durch die Regierung
von Mittelfranken steht noch aus).

Die Kosten fir die Brandschutzmafnahmen in Krippe und Kindergarten betragen laut Kosten-
schatzung vom 01.02.2017 65.092,73 €, liegen somit unter der Bagatellgrenze (= 100.000 €
laut Zuweisungsrichtlinie ,FAZR*) und sind folglich nicht zuweisungsfahig.

Der Eigenanteil des Tragers fur die notwendigen Brandschutzmafl3nahmen bel&uft sich dem-
nach auf

47.525,89 € fur den Hort (anteilig) und

65.092,73 € fur Krippe und Kindergarten (komplett)

=112.618,62 €

Zeitschiene:

Der Tréger zeigte die Mal3inahme im Dezember 2016 an, sodass sie bei der Mittelplanung fur
2017 nicht bertcksichtigt war.

Die vollstéandigen Antragsunterlagen liegen dem Stadtjugendamt seit 23.02.2017 vor.
Aufgrund der Dringlichkeit (Brandschutz/Sicherheit), dem vergleichbar geringen Umfang und
well sich eine andere MalRnahme aktuell verzogert, kann die MalZnahme vorgezogen werden.
Der Trager plant den Baubeginn fur die Osterferien 2017 (Krippe und Kindergarten) und plant
die MaRnahmen im Hort noch dieses Jahr fertigzustellen.

Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Nach der vorgelegten Kostenschéatzung (Hort) vom 01.02.2017 betragen die Gesamtkosten fir
die Brandschutzmafinahme des Hortes 182.225,89 €, davon sind 168.374,29 € forderfahig.
Hieraus ergibt sich ein stadtischer Baukostenzuschuss von 134.700,00 €, welcher mit
74.000,00 € (55%) durch den Freistaat Bayern refinanziert wird. Somit bleibt der Stadt Erlan-
gen ein Forderanteil von 60.700,00 €.

146/147

Seite 3von 4




Investitionskosten: 134.700,00 € bei IPNr.: 365D.880

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen  74.000,00 € bei Sachkonto:365D.610ES

Weitere Ressourcen

Nachtragliche notwendig werdende, geringfiigige Anderungen des Finanzierungsplans von bis
zu 10 % (z.B. aufgrund einer Anderung des Kostenrichtwertes, der Férderquote oder der for-
derrechtlichen Bewertung durch die Regierung von Mittelfranken) sind gedeckt.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

147/147

Seite 4 von 4



Inhaltsverzeichnis

Sitzungsdokumente

Einladung -6ffentlich- 1
Vorlagendokumente
TOP O 10.1 Aktiv-Card 2016
Mitteilung zur Kenntnis 13/159/2017 3
TOP O 10.2 Bericht der Antidiskriminierungsberatungsstelle
Mitteilung zur Kenntnis 13/160/2017 5
TOP O 10.3 Bearbeitungsstand der Fraktionsantrage
Mitteilung zur Kenntnis 13/161/2017 7
03_2017 13/161/2017 8
TOP O 11 Zusammenschluss der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und der Kreissp
Beschlussvorlage BTM/001/2017 9

Vereinigungsvertrag/Zweckverbandssatzung/Sparkassensatzung BTM/001/20 12
TOP O 12 Jahresbilanz des Erlanger Tagungsbiiros 2016

Mitteilung zur Kenntnis 11/207/2017 38
TOP O 13 Jahresbericht JAZ e. V. 2016

Beschlussvorlage 11/204/2017 39
TOP O 14 Sachstandsbericht GGFA A6R des kommunalen Jobcenter in Erlangen, Beric

Beschlussvorlage 11/205/2017 43

GGFA SGA Bericht Dezember 2016 11/205/2017 44
TOP O 15 Touristische Nutzung des Erlanger Hafens, Fraktionsantrag der CSU Nr.

Beschlussvorlage 11/206/2017 71

095 _2016_CSU_Touristische Nutzung des Erlanger Hafens verbessern 1I/2 74
TOP O 16 "Nachhaltige Stadtfinanzen: Finanzanlagen der Stadt Erlangen”

Beschlussvorlage 20/016/2017 77

014 2017 _SPD_GL_Finanzanlagen der Stadt Erlangen 20/016/2017 82

Nachhaltige stadtische Finanzlagen 20/016/2017 84
TOP O 17 Personalbericht 2016

Beschlussvorlage 113/032/2017 90

Stadt Erlangen - Personalbericht 2016 - Faltblatt 113/032/2017 91
TOP O 18 GGFA AG6R; Anderung der Unternehmenssatzung

Beschlussvorlage 30/058/2017 93

Entwurf der Anderungssatzung 30/058/2017 94

Synopse 30/058/2017 95
TOP O 19 Satzung zur Anderung der Marktsatzung der Stadt Erlangen

Beschlussvorlage 30/059/2017 96

Anlage 2017 _02_27_Satzung zur Anderung der Satzung fiir die Markte der 97
TOP O 20 Anderung der Vergaberichtlinien fiir den Erlanger Weihnachtsmarkt "Erla

Beschlussvorlage 32-3/019/2017 98

Vergaberichtlinien fur den Erlanger Weihnachtsmarkt Erlanger Waldweihn 99
TOP O 21 IT an Erlanger Schulen - Konzept smartERschool

Beschluss Stand: 09.03.2017 40/109/2017 103

Prasentation smartERschool - Bildungsausschuss 09.03.2017 40/109/2017 109
TOP O 22 Erh6hung Entgelte fir Musikinstrumente der Sing- und Musikschule

Beschlussvorlage 474/002/2016/2 120
TOP O 23 Einstellung Geschaftsfiihrung und Grundlagenvertrag Stadtjugendring
Beschlussvorlage 510/009/2017 123

Grundlagenvertrag_SJR_ 510/009/2017 126



TOP O 24 Bedarfsbeschluss fiir zusatzliche Flachen fir die Kindertagespflege

Beschlussvorlage 511/040/2017 132
TOP O 25 Schaffung einer zusétzlichen Hortgruppe im Schulsprengel Frauenaurach
Beschlussvorlage 512/038/2017 134
Vorlage_41 044 2017_MzK 512/038/2017 138
Gebaudeplan_Frauenaurach-Nutzungen 512/038/2017 140
Belegungsplan-Mehrzweckraum-Gruppen-Saal 0117 512/038/2017 142
Belegungsplan 512/038/2017 143
TOP O 26 BrandschutzmaRnahmen der Kath. Kindertageseinrichtung St. Marien, An d
Beschlussvorlage 512/041/2017 144

Inhaltsverzeichnis 148



	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  10.1 Aktiv-Card 2016
	Mitteilung zur Kenntnis  13/159/2017

	TOP Ö  10.2 Bericht der Antidiskriminierungsberatungsstelle
	Mitteilung zur Kenntnis  13/160/2017

	TOP Ö  10.3 Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge
	Mitteilung zur Kenntnis  13/161/2017
	03_2017  13/161/2017

	TOP Ö  11 Zusammenschluss der Stadt- und Kreissparkasse Erlangen und der Kreissparkasse Höchstadt a.d. Aisch
	Beschlussvorlage  BTM/001/2017
	Vereinigungsvertrag/Zweckverbandssatzung/Sparkassensatzung  BTM/001/2017

	TOP Ö  12 Jahresbilanz des Erlanger Tagungsbüros 2016
	Mitteilung zur Kenntnis  II/207/2017

	TOP Ö  13 Jahresbericht JAZ e. V. 2016
	Beschlussvorlage  II/204/2017

	TOP Ö  14 Sachstandsbericht GGFA AöR des kommunalen Jobcenter in Erlangen, Berichtszeitraum Dezember 2016 sowie Arbeitsmarktprogramm 2017
	Beschlussvorlage  II/205/2017
	GGFA SGA Bericht Dezember 2016  II/205/2017

	TOP Ö  15 Touristische Nutzung des Erlanger Hafens, Fraktionsantrag der CSU Nr. 095/2016 vom 27.09.2016
	Beschlussvorlage  II/206/2017
	095_2016_CSU_Touristische Nutzung des Erlanger Hafens verbessern  II/206/2017

	TOP Ö  16 "Nachhaltige Stadtfinanzen: Finanzanlagen der Stadt Erlangen"
	Beschlussvorlage  20/016/2017
	014_2017_SPD_GL_Finanzanlagen der Stadt Erlangen  20/016/2017
	Nachhaltige städtische Finanzlagen  20/016/2017

	TOP Ö  17 Personalbericht 2016
	Beschlussvorlage  113/032/2017
	Stadt Erlangen - Personalbericht 2016 - Faltblatt  113/032/2017

	TOP Ö  18 GGFA AöR; Änderung der Unternehmenssatzung
	Beschlussvorlage  30/058/2017
	Entwurf der Änderungssatzung  30/058/2017
	Synopse  30/058/2017

	TOP Ö  19 Satzung zur Änderung der Marktsatzung der Stadt Erlangen
	Beschlussvorlage  30/059/2017
	Anlage_2017_02_27_Satzung zur Änderung der Satzung für die Märkte der Stadt Erlangen Entwurf  30/059/2017

	TOP Ö  20 Änderung der Vergaberichtlinien für den Erlanger Weihnachtsmarkt "Erlanger Waldweihnacht am Schloßplatz"
	Beschlussvorlage  32-3/019/2017
	Vergaberichtlinien für den Erlanger Weihnachtsmarkt Erlanger Waldweihnacht am Schloßplatz  32-3/019/2017

	TOP Ö  21 IT an Erlanger Schulen - Konzept smartERschool
	Beschluss Stand: 09.03.2017  40/109/2017
	Präsentation smartERschool - Bildungsausschuss 09.03.2017  40/109/2017

	TOP Ö  22 Erhöhung Entgelte für Musikinstrumente der Sing- und Musikschule
	Beschlussvorlage  474/002/2016/2

	TOP Ö  23 Einstellung Geschäftsführung und Grundlagenvertrag Stadtjugendring
	Beschlussvorlage  510/009/2017
	Grundlagenvertrag_SJR_  510/009/2017

	TOP Ö  24 Bedarfsbeschluss für zusätzliche Flächen für die Kindertagespflege
	Beschlussvorlage  511/040/2017

	TOP Ö  25 Schaffung einer zusätzlichen Hortgruppe im Schulsprengel Frauenaurach (Hüttendorf, Kriegenbrunn, Frauenaurach, Neuses und teilw. Schallershof)
	Beschlussvorlage  512/038/2017
	Vorlage_41_044_2017_MzK  512/038/2017
	Gebäudeplan_Frauenaurach-Nutzungen  512/038/2017
	Belegungsplan-Mehrzweckraum-Gruppen-Saal 0117  512/038/2017
	Belegungsplan  512/038/2017

	TOP Ö  26 Brandschutzmaßnahmen der Kath. Kindertageseinrichtung St. Marien, An der Lauseiche 3; hier: Zuschuss zu den Baukosten im Hortbereich
	Beschlussvorlage  512/041/2017


	Inhaltsverzeichnis



